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Bekannte Kommunisten 

Der Erfolg der KPÖ in Graz beruht auf direktem Aus¬ 
tausch mit den Menschen - von der Straße ins Par¬ 
lament. Ein Interview mit Robert Krotzer. 
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„Der junge Marx“ 

„Die Magie funktioniert“ - Der Regisseur von „Der 
junge Karl Marx“, Raoul Peck, im Gespräch mit 
Hans-Günter Dicks. 
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Thema der Woche 


Strategiediskussion 

Zwei Seiten an Zuschriften zur Verteidigung 
des Konzepts der Antimonopolistischen De¬ 
mokratie finden sich in dieser Ausgabe. Es 
sind Reaktionen auf einen Beitrag von Björn 
Blach und Paul Rodermund (Antimonopolis¬ 
tische Demokratie erscheint unrealistisch) 
zwei Wochen früher. Blach und Rodermund 
stoßen mit ihren Positionen auf Widerstand. 
Zugleich ist die Debatte um die Strategie der 
Partei neu eröffnet. 
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Morddrohung 

Antifaschist und seine 


Merkel macht's möglich 
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Türkische Fahnen auf der Kundgebung für Erdogan im Juli 2016 in Köln-Deutz. 


A usgerechnet mit Verweis auf 
Meinungsfreiheit und Demo¬ 
kratie rechtfertigt die Bundes¬ 
regierung Auftritte türkischer Minis¬ 
ter. Kein Wort zur Hatz auf die HDP. 

Dürfen der türkische Staatschef 
Recep Tayyip Erdogan und seine Mi¬ 
nister der islamistischen AKP-Re- 
gierung Wahlkampf in Deutschland 
machen für ein Referendum in der 
Türkei zur Einführung einer Präsi¬ 
dialdiktatur? Dürfen die Feinde der 
Demokratie unter den 1,4 Millionen 
Wahlberechtigten mit türkischem Pass 
in Deutschland für ein „Ja“ werben, 
während die Vorsitzenden der pro¬ 
kurdischen Demokratischen Partei 
der Völker HDP, Selahattin Demirtas 
und Figen Yüksekdag, mit absurden 
Terrorvorwürfen im Gefängnis sitzen 
statt auf Wahlkampfveranstaltungen 
für ein „Nein“ werben zu können? 

Statt klarer Kante aus dem Kanz¬ 
leramt müssen kreative Verfügungen 
von Kommunen reichen, um dieser 
Tage den großen AKP-Werbefeldzug 
in Deutschland zu stoppen. Gaggenau 
und Frechen haben dem Autokraten 
aus Ankara mit seinen Allmachtphan¬ 
tasien Grenzen aufgezeigt. „Unzurei¬ 
chende Parkplätze“, „fehlender Brand¬ 
schutz“, „falsche Anmeldeangaben“ - 
wo der politische Mut der deutschen 
Regierungschefin fehlt, den Hetzred¬ 
nern für Diktatur und Todesstrafe mit 
einer klaren Ansage von oben Einhalt 
zu gebieten, zeigen die Ordnungsäm¬ 
ter diverser Kommunen Rückgrat. Wi¬ 
derspruch aus Deutschland mit kon¬ 
kreten Konsequenzen - das ist neu für 
Erdogan und Co. Harsch waren die 
Reaktionen aus Ankara denn auch auf 
die Auftrittsverbote. Eine Einschrän¬ 
kung der Meinungsfreiheit, „systema¬ 
tische Repression“ und „Nazi-Metho¬ 
den“ in Deutschland beklagten laut¬ 
stark ausgerechnet diejenigen, die mit 
eben diesen in der Türkei ein Klima 
der Angst schaffen, eine Hexenjagd 
auf Andersdenkende veranstalten, lin- 


In einem Interview mit der italieni¬ 
schen Zeitung „La Stampa“ warnte 
der Präsident der Autonomen Regi¬ 
on Kurdistan, Masud Barzani, davor, 
ein Sieg über den IS in Mossul werde 
nicht das Ende des IS bringen. Und 
er brach den Stab über dem Irak: Der 
Staat würde zerfallen, die Kurden ei¬ 
nen eigenen Staat haben. 

Ob dies als Drohung oder als War¬ 
nung zu verstehen ist, wird nicht ganz 
deutlich und macht erneut die unter¬ 
schiedlichen Interessen deutlich, die 
im Lager der Gegner des IS im Irak 
herrschen. Peschmerga und die tür¬ 
kische Armee und ihre Verbündeten, 
sunnitisches Militär und schiitische 
Milizen, USA und der Iran - sie haben 
nur ein Bündnis auf Zeit geschlossen, 
um den IS aus Mosul zu vertreiben. 

Als der IS im Sommer 2014 die 
Hauptstadt der Provinz Ninive über¬ 
nahm, hofften viele Einwohner von 
Mossul, es gebe ein Ende der Gewalt 
durch die Zentralregierung. Viele der 
konservativen Einwohner der Stadt 
hatten kein Problem mit den neu¬ 
en Machthabern und erhofften sich 
vielleicht eine Verbesserung des Le- 


ke Oppositionspolitiker - „Kanalrat¬ 
ten“, wie sie Justizminister Nihat Zey- 
bekci zu nennen pflegt - zu Tausenden 
einsperren und kritische Journalisten 
als „Terroristen“ verfolgen. 

Die Bundesregierung nannte den 
Nazivergleich aus Ankara „unerträg¬ 
lich“, „infam“ und „absurd“ und ver¬ 
kündete gleichzeitig, sie denke nicht 
daran, Erdogans Hetzern Auftritte in 
Deutschland zu verbieten. Mit Ver¬ 
weis auf Meinungsfreiheit und Demo¬ 
kratie und die doch eigentlich guten 
deutsch-türkischen Beziehungen setz¬ 
ten sich Bundeskanzlerin Angela Mer¬ 
kel und ihr schwarz-rotes Kabinett für 
weitere Propagandaveranstaltungen 
der AKP ein. Kein Wort zu den un¬ 
fairen Bedingungen in der Türkei, die 
durch die Ministertour in Deutschland 
verstärkt werden. 

Die Redefreiheit für Erdogan 
und seine Regierungswahlkämpfer 


bensstandards. Zweieinhalb Jahre da¬ 
nach fliehen täglich Tausende vor den 
Kämpfen aus der Stadt. Sie fürchten 
die Gewalt von IS ebenso wie die An¬ 
griffe der Armee und die Luftangrif¬ 
fe - mehr als Zehntausend in den letz¬ 
ten zweieinhalb Jahren. 

Am 17. Oktober 2016 startete das 
irakische Militär, unterstützt von 500 
Beratern aus USA und anderen NA¬ 
TO-Staaten, eine Offensive, um den IS 
aus Mossul zu vertreiben. Am 23. Ja¬ 
nuar 2017 verkündete das irakische 
Verteidigungsministerium, die Armee 
habe den Osten Mossuls komplett er¬ 
obert und am 19. Februar begann der 
Kampf um den Westteil der Stadt. Mitt¬ 
lerweile ist der IS aus ersten Wohnge¬ 
bieten vertrieben. Der Tigris teilt Mos¬ 
sul in einen Ost- und einen Westteil - 
jetzt übernahm die irakische Armee 
die Kontrolle über die al-Hurriya-Brü- 
cke („Freiheits-Brücke“). Damit kann 
sie weiteren Nachschub und Verstär¬ 
kung in den Westteil der Stadt bringen. 
Die Altstadt von Mossul ist für die Re¬ 
gierungstruppen greifbar nah. 

Der Widerstand des IS ist nach 
wie vor heftig. Mit Selbstmordatten- 


in Deutschland sei „Beihilfe zur Aus¬ 
schaltung von Grundrechten und zur 
Freiheitsberaubung von echten oder 
angeblichen Erdogan-Gegnern“, kriti¬ 
sierte Heribert Prantl in der Süddeut¬ 
schen Zeitung am 6. März das Ku¬ 
schen im Kanzleramt. „Es geht nicht 
mehr nur darum, dass da ein Redner 
fragwürdige Ansichten vertritt. Es 
geht darum, dass dieser Redner seine 
Macht dazu genutzt hat, Menschen 
zu malträtieren - und das noch weiter 
forcieren und auch auf deutschem Bo¬ 
den propagieren will. Das ändert alles. 
Es wäre sonderbar, wenn Deutschland 
einerseits gegen die Verhaftung des 
Journalisten Deniz Yücel protestiert 
und es andererseits zulässt, dass der 
Verhaftende in Deutschland öffent¬ 
lich für diese Verhaftung wirbt.“ 

„Wir stehen unter großem Druck“, 
sagte die HDP-Abgeordnete Filiz Ke- 
restecioglu beim offiziellen Start der 


des IS 

berichten kaum über zivile 

tätern, Scharfschützen und Grana¬ 
ten versuchen sie den Vormarsch der 
Regierungstruppen aufzuhalten. Wo¬ 
möglich stehen die härtesten Kämpfe 
noch bevor, wenn die Armee die Alt¬ 
stadt erreicht. In den engen Straßen 
können kaum gepanzerten Fahrzeuge 
eingesetzt werden, vermutlich sind die 
Gebäude mit einem Netz von Durch¬ 
brüchen versehen. Diese Durchbrü¬ 
che und Tunnel, die angelegt wurden, 
geben den Kämpfern unerwartete Be¬ 
wegungsmöglichkeiten. 

Mittlerweile gibt es auch Hinwei¬ 
se auf den Einsatz von Giftgas durch 
den IS. In einer solchen Situation ei¬ 
nen Krieg zu führen, der Zivilisten 
und Infrastruktur verschont, ist nicht 
möglich. Aber man kann die Bericht¬ 
erstattung darüber einschränken. Und 
so wird die Rückeroberung von Mos¬ 
sul von einer effizienten Medienarbeit 
begleitet. 

Während bei der Vertreibung des 
IS aus Ost-Aleppo ein medialer Hype 
ohne Ende betrieben wurde, bis hin zur 
Verleihung des Oscar an die Weißhel¬ 
me, ist die Berichterstattung um Mos¬ 
sul extrem zurückhaltend. Meldun- 


Kampagne für ein „Nein“ zur Einfüh¬ 
rung des Präsidialregimes am 3. März 
in Istanbul, Izmir und Diyarbakir. Tat¬ 
sächlich finden durch die Schließung 
zahlreicher oppositioneller Zeitungen 
und Fernsehkanäle die Gegner Erdo¬ 
gans kein Gehör in den Medien. Nicht 
einmal Infostände des „Nein“-Lagers 
sind erlaubt. Tausende HDP-Mitglieder 
sind in Untersuchungshaft. In den kur¬ 
dischen Gebieten im Südosten des Lan¬ 
des hat die türkische Armee eine Groß¬ 
offensive gestartet und mehrere Dörfer 
von der Außenwelt abgeriegelt. Es ist 
die gleiche Bundesregierung, die meint, 
mit den AKP-Propagandaauftritten die 
Meinungsfreiheit in Deutschland zu 
verteidigen, die die Türkei im vergan¬ 
genen Jahr von Platz 25 auf Platz 8 der 
Empfängerländer deutscher Waffenex¬ 
porte befördert hat und zu Erdogans 
Krieg gegen die Kurden schweigt. 

Rüdiger Göbel 


Opfer 

gen über Verluste unter Armee oder 
Zivilbevölkerung sind spärlich oder 
gar nicht vorhanden. Mit der zuneh¬ 
menden Zahl von Menschen, die aus 
der Stadt fliehen, wird die humanitä¬ 
re Katastrophe deutlicher. Wasser und 
Nahrungsmittel fehlen, ebenso Medi¬ 
kamente und Brennmaterial. Die Prei¬ 
se für Lebensmittel sind extrem gestie¬ 
gen, Brücken und Wasserversorgung 
wurden durch Luftangriffe zerstört. 

Ein militärischer Sieg bedeutet 
noch nicht das Ende von IS. Hierfür 
braucht es gesellschaftliche, politische 
und wirtschaftliche Veränderungen. 
Der Staatszerfall, der durch den US- 
Angriff auf den Irak begann, muss be¬ 
endet werden - und Ankündigungen 
wie die von Masud Barzani sind dabei 
nicht hilfreich. 

Am 16. Oktober 2016 verkündete 
der irakische Ministerpräsident al-Aba- 
di den Beginn der Offensive auf die 
Stadt und schrieb auf Twitter: „... Ge¬ 
liebte Menschen Mossuls, die irakische 
Nation wird geeint den Sieg feiern.“ Die 
Wiederherstellung der Einheit der ira¬ 
kischen Nation ist weit entfernt. 

Manfred Ziegler 


Familie werden von 
Rechten attackiert 

Drohungen und Angriffe gegen Anti¬ 
faschistinnen und Antifaschisten häu¬ 
fen sich in den letzten Wochen und 
Monaten. Betroffen sind Menschen, 
die sich für Toleranz und Weltoffen¬ 
heit, gegen Nazis und die AfD enga¬ 
gieren. Über entsprechende Anschlä¬ 
ge in Berlin-Neukölln, die Parteilose 
wie Mitglieder der SPD und der DKP 
trafen, mussten wir Ende Januar be¬ 
richten. 

Im Januar sorgte der Verein „Ful¬ 
da stellt sich quer“ in Fulda für Auf¬ 
sehen. Mobilisiert wurde gegen eine 
interne Veranstaltung des AfD-Kreis- 
verbandes Fulda. Dort sollte der thü¬ 
ringische FraktionsVorsitzende Björn 
Hocke auftreten. 

„Fulda stellte sich quer“ und ande¬ 
re Gruppen wollten vor Ort demons¬ 
trieren. Die AfD sagte die Veranstal¬ 
tung schließlich ab. Es habe „An¬ 
feindungen“ gegeben, man wolle die 
eigenen Mitglieder schützen. 

Verleumderischen Postings auf Fa- 
cebook, die den Sprecher des Bünd¬ 
nisses, Andreas Goerke, beleidigten, 
folgten Anrufe. Unter anderem beim 
„Arbeitgeber“. Seit dem 2. Februar 
kommt die Familie auch zu Hause 
nicht mehr zur Ruhe. Ob die Attacken 
Unbekannter, die im Augenblick An¬ 
dreas Goerke, Gewerkschaftssekretär, 
Sprecher des Vereins „Fulda stellt sich 
quer“ und DKP-Mitglied, und seine 
Familie seit einigen Wochen vermehrt 
erleben müssen, mit der Mobilisie¬ 
rung gegen das AfD-Treffen Zusam¬ 
menhängen oder von anderen Rech¬ 
ten geplant und ausgeführt wurden, 
ist unbekannt. Aber klar ist, dass der 
Verein, der Mitglied im bundeswei¬ 
ten Bündnis „Aufstehen gegen Ras¬ 
sismus“ ist, seit seiner Gründung eine 
Reihe erfolgreicher Veranstaltungen 
und Aktionen gegen Rechts organisie¬ 
ren konnte, an denen Andreas Goer¬ 
ke einen großen Anteil hatte. Der Ver¬ 
ein und seine aktiven Mitstreiter sind 
schon länger im Visier der Rechten. 

Am 15. Februar erreichte der Psy¬ 
choterror gegen Andreas Goerke und 
seine Familie seinen vorläufigen Hö¬ 
hepunkt. Die Familie Goerke erhielt 
per Brief eine Morddrohung gegen 
ihren Sohn. Die Polizei ermittelt nun, 
wie die „Fuldaer Zeitung“ am 3. März 
mitteilte, wegen des Verdachts einer 
politisch motivierten Straftat. 


UZ auf Buchmesse 

Erneut beteiligt sich der 
CommPress Verlag als Aus¬ 
steller an der Leipziger Buch¬ 
messe und präsentiert dort 
die Wochenzeitung UZ. 
Helferinnen am Messestand 
und für die Verteilung der UZ 
vor und auf der Messe sind 
herzlich willkommen. Wei¬ 
tere Infos vertrieb@unsere- 
zeit.de 

Leipziger Buchmesse 2017 
23-26. März 2017 
UZ-Stand: Halle 5,Stand E401 


Mossul - Nicht das Ende 

Heftiger Kampf um die Altstadt steht bevor - Medien 
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Wirtschaft und Soziales 
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Manfred Dietenberger zur Debatte um die Agenda 2010 


SPD entdeckt 
soziale Frage 


Mit der Nominierung von Martin 
Schulz zum Kanzlerkandidaten 
der SPD wird urplötzlich wieder 
der Ruf nach „Sozialer Gerechtig¬ 
keit“ laut, werden die Fehler der 
von der SPD selbst geschaffenen 
und zu verantwortenden Agenda 
2010 beklagt. Auch die exorbitan¬ 
ten Managergehälter beherrschen 
seit Wochen die öffentliche Debatte 
in Deutschland. 

Doch 2008 schon wollte der damalige 
SPD-Chef Kurt Beck „einen Schwer¬ 
punkt auf die Gerechtigkeitsdebatte“ 
legen. Noch früher, nämlich 2007, be- 
zeichnete es SPD-Fraktionschef Pe¬ 
ter Struck als „unanständig“, wenn 
ein Manager in einem halben Tag so 
viel verdient wie ein Angestellter in 
einem ganzen Jahr. Beides blieb fol¬ 
genlos. Woher kommt denn dann die¬ 
se plötzliche Neuauflage der verloge¬ 
nen Sorge um „soziale Gerechtigkeit“ 
nach Jahren der Flexibilisierung, des 
Sozialabbaus und der Lohndrücke¬ 
rei? 

Es hegt wohl unter anderem da¬ 
ran, dass die Menschen in der BRD 
sich mehr und mehr der ungerechten 
Verteilung des von ihnen geschaffe¬ 
nen gesellschaftlichen Reichtums be¬ 
wusst werden. Wie eine unlängst ver¬ 
öffentlichte statista-Umfrage zeigt, 
halten drei Viertel der Deutschen 
die Bezahlung der Manager für zu 
hoch. Fast 90 Prozent halten die Be¬ 


grenzung der Managergehälter nach 
Schweizer Vorbild in Deutschland für 
nötig. 

Als jetzt dann noch bekannt 
wurde, dass die im Zusammenhang 
mit dem Abgas-Skandal bei VW 
geschasste ehemalige Ethikcheün 
Christine Hohmann-Dennhardt nach 
gerade einmal 13 Monaten „Arbeit“ 
eine Abfindung von zwölf Millionen 
Euro erhielt, sieht der neue SPD- 
Hoffnungsträger Martin Schulz für 
seine SPD dringlichsten Handlungs¬ 
bedarf. Schulz inszeniert sich nun als 
Entdecker der sozialen Frage. Und 
die Medien machen mit und fragen: 
Ist Schulz ein „Arbeiterführer“ (spie- 
gel-online) oder ein „moderner Ro- 
bin Hood“ (Handelsblatt )? 

Die Schulz-SPD will dem Wähler 
suggerieren, der Schulz steht für die 
die „hart arbeitende Mitte der Ge¬ 
sellschaft“, die sich „an die Regeln“ 
hält. Martin Schulz ist der „Typ mit 
Gefühl“, ist der, der „die Sorgen der 
Menschen“ kennt. Die vorgebliche 
Schulz-Kritik an der Agenda 2010 
und sein angeblicher Wunsch, die 
Managergehälter zu deckeln, soll von 
der Verantwortung der SPD an ihrem 
Anteil des Sozialabbaus der vergan¬ 
genen Jahre ablenken. Und sie soll 
auch verhindern, dass sich die Men¬ 
schen weiter von der SPD abwenden, 
gar gegen die gesellschaftlichen Zu¬ 
stände rebellieren. 


Der „Rote Käfer“ zur E-Mobilität 

Kein Ausweg 
aus der Krise 


Elektroautos sind der Renner. Zu¬ 
mindest in der Diskussion über die 
Zukunft der Branche. Seit dem Auf¬ 
fliegen der Betrugssoftware ist die 
Mär von der modernen und vor al¬ 
lem „sauberen“ Dieseltechnologie 
geplatzt. Und damit rückten die 
Elektroautos, die jahrelang bei den 
deutschen Autobauern einen Dorn¬ 
röschenschlaf hielten, plötzlich in 
den Mittelpunkt. Alle Autokonzer¬ 
ne planen inzwischen für 2025 min¬ 
destens 20-25 % ihrer Produkte als 
E-Mobile, VW will laut Diess bis 
dahin sogar die „Wehmarktführer¬ 
schaft bei E-Autos“. Dafür und um 
die Strafen in den USA zu finanzie¬ 
ren, soll die Belegschaft durch Stel¬ 
lenabbau kräftig zur Ader gelassen 
werden. 

Allerdings: In den Hochglanz- 
Broschüren der Konzerne kommen 
die ungelösten Fragen bei diesem 
massiven Ausbau der E-Auto-Flot¬ 
te, wenn überhaupt, nur am Rand 
vor. Als erstes muss hier der Slogan 
„null Emissionen“ hinterfragt wer¬ 
den. Denn die Emissionen entste¬ 
hen zwar nicht beim Fahren, aber 
die Energie muss vorher in die Bat¬ 
terien geladen werden. Und dazu 
braucht man Strom aus dem Netz, 
dessen Erzeugung alles andere als 
emissionsfrei ist. Um die vielen neu¬ 
en E-Autos klimaneutral zu laden, 
müsste der Ausbau der erneuerba¬ 
rer Energien massiv in Angriff ge¬ 
nommen werden. Die letzte Novel¬ 
lierung des Erneuerbare-Energie- 
Gesetzes (EEG) geht in die andere 
Richtung. 

Die Energie ist nicht das einzi¬ 
ge Problem. Hinzu kommt der Be¬ 
darf vieler seltener Rohstoffe für E- 
Motor und Batterie. An erster Stel¬ 
le Lithium und Kobalt, aber auch 
Terbium, Neodym, Dysprosium und 
weiterer Verbindungen mit klingen¬ 
dem Namen. Die sind rar und wer¬ 
den oft mit erheblichen negativen 
Umweltauswirkungen abgebaut. 
Z.B. Kobalt: Das kommt vor allem 
aus dem Kongo (Coltan) und wird 


unter skandalösen Bedingungen mit 
massiver Kinderarbeit gefördert. 

Ein weiterer Knackpunkt ist ne¬ 
ben dem bisher hohen Preis der E- 
Autos besonders die unzureichende 
Infrastruktur an Ladesäulen. Um den 
gewünschten Millionen neuen E-Au- 
to-Kunden die „Reichweitenangst“ 
zu nehmen, haben die Hersteller 
kürzlich angekündigt, einige Hun¬ 
dert Millionen Euro in ein Schnellla¬ 
denetz zu investieren. Auch die Bun¬ 
desregierung will viele hundert Mil¬ 
lionen locker machen, damit an allen 
bewirtschafteten Rastplätzen zwei 
Schnellladepunkte entstehen. Das ist 
erstens ein technisches Problem: um 
ein E-Auto in wenigen Minuten zu la¬ 
den, muss der Bedarf für 100 Einfa¬ 
milienhäuser in kurzer Zeit aus dem 
Kabel kommen. Die Stecker werden 
dabei so warm, dass Kühlsysteme ein¬ 
gebaut werden müssen. Und zwei¬ 
tens nicht gerade billig: 100 000 bis 
150 000 Euro kosten laut ABB oder 
Siemens jede dieser Hochleistungs- 
Zapfsäuen. Wer solhs bezahlen? 

Viele Fragen, bisher wenig Ant¬ 
worten. Wir Kommunisten meinen: 
Die Förderung einer ökologischen 
und sozialen Mobilität darf sich nicht 
allein an dem von der Autolobby er¬ 
zeugten E-Auto-Hype, inzwischen er¬ 
gänzt um die Digitalisierung und das 
autonome Fahren, orientieren. Nötig 
ist ein gesamtgesellschaftlicher Rah¬ 
menplan für eine ökologische, soziale 
und sichere Mobilität. Dafür braucht 
es den Ausbau und die Vernetzung 
bestehender und neuer Verkehrsträ¬ 
ger. Darin haben dann auch E-Autos 
einen Platz. Gefördert werden sollte 
ein „Umbau“ der Automobilindus- 
trie, bei dem nicht ausschließlich der 
Profit der Autokonzerne zählt und 
wieder einmal die Beschäftigten die 
Zeche zahlen müssen. Dafür wäre 
aber sehr viel mehr Einmischung und 
Druck von unten nötig. 

(Aus dem „Roten Käfer“, Betriebszei¬ 
tung der DKP für VW-Braunschweig 
und Wolfsburg, März 2017) 


Milliarden aus Dreck 

Reformen des Emissionshandels bleiben wirkungslos. Große 
Umweltverschmutzer streichen Extraprofite ein 



Dreck ohne Ende: Das RWE-Braunkohle-Kraftwerk Neurath 


D as Emissionshandelssystem der 
Europäischen Union - kurz 
EU ETS - bleibt auch nach 
den Verhandlungen der EU-Um- 
weltminister vergangener Woche ein 
wirkungsloses Instrument - trotz ver¬ 
kündeter Reformabsichten. 

Gedacht war das System einst 
als kapitalistisches Vorzeigeprojekt: 
Der Klimaschutz sollte mit Hilfe 
des Marktes vorangebracht werden. 
Zum ersten Mal wurden in der gan¬ 
zen EU Industrien bestimmt, deren 
in die Luft geblasene Treibhausga¬ 
se gemessen und mit einem einheit¬ 
lichen Preis versehen. Mit der Zeit 
sollte dieser immer weiter ansteigen 
und auf diesem Wege auf langfristige 
Sicht dafür sorgen, dass die europäi¬ 
sche Wirtschaft auf fossile Energieträ¬ 
ger verzichtet. 

Geblieben ist von dieser Vorstel¬ 
lung allerdings wenig: Der Preis für 
die Tonne Kohlendioxid hegt heu¬ 
te am Boden und mit fünf Euro ist 
er so niedrig, dass die Unternehmen 
sich so gut wie überhaupt nicht veran¬ 
lasst sehen, in klimafreundliche Tech¬ 
nik zu investieren. Darüber hinaus ist 
das EU ETS so gestaltet, dass es ge¬ 
rade den großen Luftverschmutzern 
zusätzliche Milliardeneinnahmen be¬ 
schert. 

Den Hintergrund für das niedrige 
Preisniveau bildet vor allem der mas¬ 
sive Überschuss an Emissionsrechten, 
der sich über Jahre gebildet hat. Der¬ 
zeit sind etwa drei Milliarden Zertifi¬ 
kate mehr im Umlauf als für die jähr¬ 


lichen Emissionen der im vom EU 
ETS erfassten Anlagen notwendig 
sind. Zwar ist davon fast ein Drittel 
dem Markt vorläufig entzogen, aber 
an dem massiven Angebotsüberhang 
ändert das nichts. 

Wird in den nächsten Jahren sei¬ 
tens der Politik nicht energisch gegen¬ 
gesteuert, wird sich an dem Problem 
nichts ändern. Denn bislang werden 
jedes Jahr nur Zertifikate für knapp 
40 Millionen Tonnen Kohlendioxid 
dem Markt entzogen, was das An¬ 
gebot nur unwesentlich verknappt. 
Der Umweltverband Climate Action 
Network (CAN) warnt sogar davor, 
dass die Zahl ungenutzter Verschmut¬ 
zungsrechte in den nächsten Jahren 
drastisch ansteigen könnte. CAN geht 
davon aus, dass die Zahl überschüssi¬ 
ger Zertifikate in den nächsten drei 
Jahren auf 4,4 Milliarden und bis 2030 
sogar auf bis zu sieben Milliarden an¬ 
steigen könnte. 

Vor allem zwei im System selbst 
begründete Punkte stehen der Ent¬ 
wicklung des EU ETS zu einem wirk¬ 
samen Instrument der Umweltpolitik 
entgegen. Erstens haben sich im Lau¬ 
fe der Wirtschaftskrise die Emissio¬ 
nen um etwa 200 Millionen Tonnen 
C0 2 verringert, ohne dass auch die 
Ausgabe neuer Emissionsrechte ver¬ 
ringert worden wäre. Jedes Jahr ver¬ 
größert sich damit der Überschuss 
strukturell um etwa 200 Millionen 
Zertifikate. Und zweitens haben sich 
in den letzten Jahren andere Instru¬ 
mente als effektiver erwiesen, so dass 


das Emissionsniveau der ETS-Anla- 
gen schneller gefallen ist als das An¬ 
gebot der Verschmutzungsrechte ver¬ 
knappt wurde. 

Trotz aller Reformpläne, die bis¬ 
her seitens der Umweltminister und 
des EU-Parlaments verkündet wur¬ 
den, werden die strukturellen Prob¬ 
leme nicht angepackt. Und vor allem 
die Konzerne beispielsweise der Ze¬ 
ment- und Stahlindustrie profitieren 
davon. Denn auch diese energiein¬ 
tensiven Branchen sollen künftig mit 
kostenlosen Zertifikaten versorgt 
werden, damit sie ihre Betriebe nicht 
aus der EU auslagern. Bisher werden 
43 Prozent aller Verschmutzungsrech¬ 
te gratis ausgegeben, und ginge es 
nach dem Willen des EU-Parlaments, 
würde diese Quote noch auf bis zu 48 
Prozent steigen. 

Der europäischen Großindustrie 
hat diese Regelung in den vergange¬ 
nen Jahren rund 25 Milliarden Euro 
Extraprofit eingebracht, wie der Spie¬ 
gel (2016/49) unter Berufung auf die 
Nichtregierungsorganisation Car¬ 
bon Market Watch (CMW) berich¬ 
tete. Da Konzerne mehr Zertifikate 
bekamen, als sie brauchten, konnten 
sie diese gewinnbringend verkaufen. 
Darüber hinaus reichten viele trotz 
der Gratiszertifikate Emissionskos¬ 
ten an die Kunden weiter. Allein die 
Zementriesen LafargeHolcim und 
HeidelbergCement sollen so laut 
CMW gut 1,7 Milliarden Euro ein¬ 
gestrichen haben. 

Matthias Lindner 


Arbeitsplatzvernichtung 
im Land Bremen geht weiter 

Nun trifft es 117 Kolleginnen und Kollegen der Lloyd-Werft 


Die Kolleginnen und Kollegen der 
Lloyd-Werft in Bremerhaven wurden 
am 27. Februar auf einer Betriebsver¬ 
sammlung über den Kahlschlag des 
Mutterkonzerns der Lloyd-Werft, der 
malaysischen Genting-Gruppe, infor¬ 
miert. Die DKP Bremen berichtet auf 
ihrer Homepage: 

„Unter den Kolleginnen und Kol¬ 
legen ist die Stimmung mies, sie trau¬ 
en der Geschäftsführung und ihren 
Managern nicht mehr über den Weg. 
Sie reden nicht miteinander, weil sie 
Angst haben und jeder hofft insge¬ 
heim, noch einmal davon zu kommen, 


wenn er nicht kämpft. Dies ist zwar 
menschlich, hilft aber nur den Bossen, 
den Kahlschlag in aller Ruhe abzuwi¬ 
ckeln und die Belegschaft unterzubut¬ 
tern. 

Schon vor Weihnachten hatte die 
Chefetage angekündigt, sich aus dem 
Schiffsreparaturgeschäft zurückzuzie¬ 
hen, um verstärkt in den Yachtenbau 
einzusteigen. Dazu ein Kollege: ,Ich 
finde es mit Verlaub gesagt wirklich 
traurig, dass wir so an die Wand ge¬ 
drückt werden und für uns nichts übrig 
ist, dabei ist genug Arbeit in Bremer¬ 
haven da.’ Wenig Trost für die betrof¬ 


fenen Kollegen ist die zu versteuernde 
Abfindung. Der Genting-Konzern hat 
dafür 12 Millionen Euro geplant zu¬ 
rückgelegt. 

Wir Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten meinen: Der Grund warum es 
keine gesicherten Arbeitsplätze gibt, 
ist der Profit, denn er ist die Triebkraft 
des Kapitalismus. Der Profit sorgt da¬ 
für, dass wir nicht vor Wirtschafts- und 
Währungskrisen, vor Arbeitslosigkeit, 
vor den unsozialen Folgen einer kapi¬ 
talistisch genutzten Automation, und 
vor Einkommensminderung oder so¬ 
zialem Abbau geschützt sind.“ 
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Armut auf neuem Höchststand 

Auch die Ausbreitung des Niedriglohnsektors zeigt Wirkung 



Hochkonjunktur an den Tafeln in Deutschland. Für immer mehr Menschen wird diese Versorgung lebensnotwendig. 


D eutschland hat einen neuen Re¬ 
kord aufgestellt, und diesen wird 
mit Sicherheit niemand bejubeln: 
„In 2015 ist nicht nur die Wirtschafts¬ 
kraft Deutschlands, sein Reichtum, 
sondern auch seine Armut gestiegen“ 
stellt der Paritätische Wohlfahrtsver¬ 
band in seinem letzte Woche erschie¬ 
nen Armutsbericht fest. Die Armuts¬ 
quote erreichte demnach mit 15,7 Pro¬ 
zent einen neuen Höchststand seit der 
Wiedervereinigung, was rechnerisch 
bedeute, „dass im Jahre 2015 rund 12,9 
Mio. Menschen in Deutschland unter 
der Einkommensarmutsgrenze lebten 4 . 4 

Obwohl die Bundesrepublik in den 
letzten zehn Jahren meist eine gute 
Wirtschaftsleistung aufweisen konnte 
und 2015 sogar einen preisbereinig¬ 
ten Zuwachs des Bruttoinlandspro¬ 
dukts von 1,7 Prozent, schlug sich dies 
nicht in einem Abbau der Armut nie¬ 
der. „Vielmehr muss mit Blick auf die 
letzten zehn Jahre konstatiert werden, 
dass wirtschaftlicher Erfolg offensicht¬ 
lich keinen Einfluss auf die Armutsent¬ 
wicklung hat.“ Ganz im Gegenteil: Eine 
immer größer werdende Zahl von 
Menschen wird vom zunehmenden 
gesellschaftlichen Reichtum abgekop¬ 
pelt. Zu diesem Befund passe, dass der 
Anstieg der Armutsquote mit einem 
weiteren Rückgang der Arbeitslosen¬ 
quote und der Hartz-IV-Quote einher¬ 
ging. Das sei ein Beleg dafür, dass zu¬ 
nehmende Beschäftigtenzahlen allein 
nicht „eine weitere Spaltung verhin¬ 
dern können“. 

Wenn in dem Bericht von Armut die 
Rede ist, dann ist die relative Einkom¬ 
mensarmut gemeint. Dieses Konzept 
geht davon aus, „dass in unterschiedlich 
wohlhabenden Gesellschaften Armut 
sehr unterschiedlich aussehen kann 
und vor allem durch gesellschaftlichen 
Ausschluss, mangelnde Teilhabe und 
nicht erst durch Elend gekennzeichnet 
ist“. Mit zunehmendem Wohlstand ei¬ 
ner Gesellschaft veränderten sich Le¬ 
bensweisen und neue Barrieren der 
Teilhabe können entstehen. So könne 
„Armut in einer Gesellschaft durch¬ 
aus zunehmen, wenn die Kaufkraft al¬ 
ler im Durchschnitt steigen sollte“. In 
Zahlen ausgedrückt bedeutet das, dass 
ein Single mit einem monatlichen Ein¬ 
kommen von unter 942 Euro als arm 
gilt genauso wie ein Paarhaushalt mit 
zwei kleinen Kindern, der im Monat 
weniger als 1.978 Euro zur Verfügung 
hat. Mit diesem Einkommen ist „eine 
selbstverständliche Teilhabe an dieser 


Gesellschaft nach aller Lebens- und 
wohlfahrtspflegerischen Erfahrung 
nicht mehr gegeben“. 

Betroffen davon ist fast jeder zwei¬ 
te Alleinerziehende (43,8 Prozent), 
jede vierte kinderreiche Familie (25,2 
Prozent), zwei von drei Arbeitslosen 
(59 Prozent), jeder dritte Mensch mit 
niedrigem Qualifikationsniveau (31,5 
Prozent), jeder dritte Ausländer (33,7 
Prozent) oder jeder vierte Mensch mit 
Migrationshintergrund (27,7 Prozent). 
Aber auch unter den Erwerbstätigen 
ist die Armutsquote leicht angestie¬ 
gen auf 7,8 Prozent. Besonders drama¬ 
tisch wuchs allerdings der Anteil armer 
Rentner (+49 Prozent). 

„Die Zahl von rund sechs Millio¬ 
nen Bürgerinnen und Bürger, die von 
Altersarmut bedroht sind, ist alarmie¬ 
rend und darf nicht mehr verharmlost 
werden“, forderte der Präsident der 


Volkssolidarität, Wolfram Frieders¬ 
dorff, bereits Anfang Februar in ei¬ 
ner Erklärung angesichts der damals 
gemeldeten Daten des Europäischen 
Statistikamtes Eurostat. Friedersdorff 
kritisierte, dass die Bundesregierung al¬ 
les daran setze, die tatsächliche Situati¬ 
on in Deutschland kleinzureden - nicht 
nur die Altersarmut, auch „die Ursa¬ 
chen dafür wie die zunehmende Spal¬ 
tung der Einkommen, die Ausbreitung 
des Niedriglohnsektors oder die massi¬ 
ven Einschnitte im Bereich der gesetz¬ 
lichen Rentenversicherung würden von 
der Regierung vertuscht“. 

Dass die Bundesregierung tatsäch¬ 
lich versucht, das Problem der Armut 
im Land kleinzureden, zeigt die Dis¬ 
kussion um den fünften Armuts- und 
Reichtumsbericht der Bundesregie¬ 
rung, der in diesem Jahr vorgelegt wer¬ 
den soll. So ließ vermutlich das Bun¬ 


deskanzleramt kritische Passagen strei¬ 
chen, die darauf hinwiesen, dass auch in 
Deutschland vor allem Politik für Rei¬ 
che gemacht wird. 

Gestützt wurde diese Aussage von 
dem Forschungsbericht „Systematisch 
verzerrte Entscheidungen? Die Res- 
ponsivität der deutschen Politik von 
1998 bis 2015“, der im Auftrag des Bun¬ 
desministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) erstellt wurde. Wissenschaft¬ 
ler hatten 252 in DeutschlandTrend- 
Umfragen gestellte Sachfragen bei¬ 
spielsweise zu „Konjunkturhilfen, 
Zuzahlungen bei Medikamenten, die 
Erhöhung des gesetzlichen Renten¬ 
eintrittsalters“ ausgewertet, und für 
Deutschland ähnliches festgestellt, was 
für die USA lange bekannt ist: Wenn 
Arme und Reiche Unterschiedliches 
wollen, folgt die Politik fast ausnahms¬ 
los den Reichen. Bernardo Grub 


Wer Armut vermeiden will, 
muss Reichtum antasten 

„Armut“ von Christoph Butterwegge 


Christoph Butterwegges These zum 
Thema Armut lautet „Wer die soziale 
Ungleichheit verringern und Armut 
wirksam bekämpfen will, muss Um¬ 
verteilung betreiben und den privaten 
Reichtum antasten“ (Seite 118) Diese 
These zieht sich wie ein roter Faden 
durch sein Buch „Armut“. Es ist in 
der Reihe Basiswissen des PapyRos- 
sa-Verlags erschienen. 

Im ersten Kapitel wird der Begriff 
Armut definiert. Butterwegge macht 
klar, dass Armut relativ ist. „Will man 
den Lebensstandard eines Menschen 
bestimmen, muss er grundsätzlich in 
Beziehung zum Wohlstand des Landes 
gesetzt werden, in dem er lebt.“ Man 
könne das Elend in Afrika nicht als 
Maßstab für Armut in Deutschland 
heranziehen. 

Das zweite Kapitel enthält eine 
kritische Auseinandersetzung mit den 
Armuts- und Reichtumsberichten der 
Bundesregierungen. Das dritte Kapi¬ 
tel kommt vor dem Hintergrund der 
gesellschaftlich und staatlich gesteu¬ 
erten Wirklichkeit zu dem Schluss, 
dass die Regierungen der letzten 
Jahrzehnte statt Armutsbekämpfung 
eher Reichtumsförderung betrieben 


haben. Arme werden weiterhin dis¬ 
kriminiert. 

Die Verachtung der Armen in 
Europa ist allerdings alles andere als 
neu. Kapitel vier des Buches spürt der 
Geschichte der Armut nach und zeigt 
auf, dass intellektuelle Denker und 
Publizisten bereits im 18. Jahrhun¬ 
derts mit ähnlich haarsträubenden 
Argumenten gegen die Armen hetz¬ 
ten, wie sie heute von den neolibera¬ 
len Meinungsführern zu hören sind. 
Nur ein Besipiel: Alexis de Tocquer- 
ville (1805-1859) „In dem Moment, 
wo die Armenhilfe im sozialstaatli¬ 
chen Sinne institutionalisiert wird, 
... schafft man eine untätige und ar¬ 
beitsscheue Klasse, die auf Kosten der 
werktätigen Industriebevölkerung 
lebt.“ Hier findet man die Vorboten 
einer Harz IV und Anti-Mindestlohn- 
Denkweise, die davon ausgeht, dass 
eine parasitäre Bevölkerungsschicht 
entsteht, wenn die gesellschaftlichen 
Leistungen gegen Armut zu hoch aus- 
fallen. 

Im letzten Kapitel setzt sich But¬ 
terwegge mit dem bedingungslosen 
Grundeinkommen auseinander. Die¬ 
ses wird von reichen Unternehmern 


(Götz Werner) und auch Gruppierun¬ 
gen in den Parteien von CDU, über, 
FDP, SPD, den Grünen bis hin zu den 
„Linken“ immer wieder als Lösung 
gegen Armut vorgestefiten. Butterwe¬ 
ge zeigt überzeugend auf, dass diese 
,Lösung 4 nichts an der Schieflage zwi¬ 
schen arm und reich ändert. 

Butterwegge entlarvt in seinem 
Buch die zynische Sicht der Reichen 
und Wohlhabenden auf die Armut. 
Diese weisen die Verantwortung für 
Armut von sich und verbreiten die 
These, Armut sei in erster Linie durch 
persönliches Fehlverhalten oder Zu¬ 
fälle verursacht wie z.B. Arbeitsplatz¬ 
verlust, Scheidung oder den Tod eines 
Familienernährers. Aussagen, die allzu 
gern auch von politischen Instanzen 
und Repräsentanten aufgegriffen wer¬ 
den. Lautstark unterstützt werde dies 
durch große Teile der Medien. Hier 
erinnert Butterwegge an die Kampa¬ 
gnen von Sarazzin, INSM und Bildzei¬ 
tung (Florida-Rolf). So steht bei ge¬ 
setzgeberischen Maßnahmen häufig 
eher ein Vorgehen gegen Sozialmiss¬ 
brauch und die Drohung Leistungen 
zu kürzen, im Fokus als wirkliche Ar¬ 
mutsbekämpfung. 


Der Autor war bis 2016 Professor 
für Sozialwissenschaften an der Uni¬ 
versität Köln. Anders als man dies 
von manchen Sozialwissenschaftlern 
gewohnt ist, wirft er nicht mit Zahlen 
und Statistiken um sich. Er beschreibt 
vielmehr auf anschauliche Weise, ge¬ 
sellschaftliche Entwicklungen im Um¬ 
gang mit Armut und ihren Auswirkun¬ 
gen. 

Stefan Kühner 



CHRISTOPH 

BUTTERWEGGE 

ARMUT 

IN EINEM 

REICHEN 

LAND 

WIE DAS PROBLEM 

VERHARMLOST 

UNO VERDRÄNGT W[H0 

4, akSua1?5H*r1e Au IIj ge 

r , 

Christoph Butterwegge; Armut; Papy- 
Rossa Verlag, Köln; 2016; ISBN, 978-3- 
89438-625-2 


Peugeot kauft Opel 

Der französische Autokonzern PSA 
(Peugeot-Citroen) kauft die europäi¬ 
schen Werke von General Motors mit 
deren zentralem Bestandteil Opel. 
Der Kaufpreis beträgt nach Anga¬ 
ben beider Unternehmen 2,2 Mrd. 
Euro. Darin enthalten ist die Hälfte 
des europäischen Bankgeschäfts von 
GM. Die andere Hälfte wird von der 
französischen Bank BNP übernom¬ 
men. Gegengerechnet im Kaufpreis 
ist eine Zahlung von GM an PSA 
von 3 Mrd. Euro zur Abdeckung nur 
eines Teils der Pensionsverpflichtun¬ 
gen. Der Kaufpreis für die sechs Au¬ 
towerke in Europa plus weiterer drei 
in Usbekistan gilt mit 1,3 Mrd. Euro 
(ohne die Bank) als sehr niedrig. Das 
deutet auf einen dringenden Wunsch 
der US-Firma hin, die seit zehn Jah¬ 
ren defizitäre Tochter loszuwerden. 

PSA wird durch den Opel-Zu¬ 
wachs zur zweitgrößten Autofirma 
in Europa mit einem Marktanteil bei 
PKW von etwa 17 Prozent. Größer ist 
Volkswagen. Der neue Eigentümer 
hat kräftige Kostenkürzungen ange¬ 
kündigt. 1,7 Mrd. Euro sollen jährlich 
durch die bekannten „Synergieeffek¬ 
te“, also die Vermeidung von Doppel¬ 
arbeit eingespart werden. Entlassun¬ 
gen oder Werkschließungen hat der 
neue Eigentümer nicht angekün¬ 
digt, aber auch nicht ausgeschlossen. 
(Kommentar S. 9) 

Deutsche Bank holt 
frisches Kapital 

Die Deutsche Bank hat zu Wochen¬ 
beginn an der Börse eine Kapitaler¬ 
höhung durchgezogen. Das Eigenka¬ 
pital wurde durch die Ausgabe von 
etwa 687 Millionen Aktien um rund 
8 Mrd. Euro erhöht. Der Aktienkurs 
der immer noch bei weitem größten 
deutschen Bank gab am Montag des¬ 
halb um mehr als 7 Prozent nach. Es 
handelt sich schon um die vierte Ka¬ 
pitalerhöhung seit 2010. Zwischen 
den Jahren 2010 und 2014 sind der 
Bank durch Aktienverkäufe knapp 
22 Mrd. Euro zugeflossen; allerdings 
hat sie in den vergangenen Jahren 
auch rund 15 Mrd. Euro für Rechts¬ 
streitigkeiten ausgegeben. Die Bank 
befindet sich seit Jahren in einer Kri¬ 
se, die in den beiden vergangenen 
Jahren auch satte Verluste brachten. 
Ihr ist es offensichtlich auch nicht ge¬ 
lungen, die Tochtergesellschaft Post¬ 
bank zu verkaufen. 

Real mehr Arbeitslose 

In der Gesamtwirtschaft fiel die 
Zahl der registrierten Arbeitslosen 
im Vergleich zum Februar 2016 um 
5,1 Prozent auf 2,8 Millionen. Etli¬ 
che Menschen, die faktisch arbeits¬ 
los sind, werden allerdings aus der 
Statistik weggeschönt und werden 
nicht als arbeitslos registriert. Dar¬ 
unter befinden sich u. a. Teilnehmer 
an Weiterbildungsmaßnahmen oder 
„Ein-Euro-Jobber“. Wenn auch sie 
berücksichtigt werden, berechnet 
die IG BAU, beläuft sich die Zahl 
der Arbeitslosen („Unterbeschäf¬ 
tigten“) in der Gesamtwirtschaft auf 
3,8 Millionen Menschen. Sie ist um 
1,4 Prozent gestiegen gegenüber Fe¬ 
bruar 2016. 

IG Metall für 
höhere Renten 

Die IG Metall hat von der Politik ei¬ 
nen Kurswechsel in der Rentenpoli¬ 
tik gefordert. „Die Parteien müssen 
im Jahr der Bundestagswahl endlich 
Farbe bekennen: Stehen sie für ein 
Alterssicherungskonzept mit aus¬ 
kömmlichen Renten oder schauen 
sie dem Sinkflug des Rentenniveaus 
weiter zu“, sagte Hans-Jürgen Ur¬ 
ban, für Sozialpolitik zuständiges ge¬ 
schäftsführendes Vorstandsmitglied 
der IG Metall. 

Warnstreiks bei Stahl 

Das mickrige Angebot der Stahl- 
Arbeitgeber in der zweiten Run¬ 
de treibt die Beschäftigten vor die 
Werkstore: Die IG Metall fordert in 
der Tarifrunde für die ost- und nord¬ 
westdeutsche Stahlbranche ein Plus 
von 4,5 Prozent und will die Tarifver¬ 
träge zu Altersteilzeit sowie zu Werk¬ 
verträgen fortsetzen. 
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Ein Drittel geschafft 

Unterschriftenbarometer zur Bundestagswahl 


Bundesland 

erforderl. Anzahl 

Stand i.März 

in Prozent 

Baden-Württemberg 

2.000 

1.093 

54.65 

Bayern 

2.000 

1-344 

67,20 

Berlin 

2.000 

550 

2750 

Brandenburg 

2.000 

243 

12,15 

Bremen 

484 

205 

42,36 

Hamburg 

1.282 

578 

45,09 

Hessen 

2.000 

750 

37,50 

Mecklenburg-Vorpommern 

1.351 

219 

16,21 

Niedersachsen 

2.000 

389 

19,45 

NRW: Rheinland 

1000 

250 

25,00 

NRW: Ruhr 

1000 

1.085 

108,50 

Sachsen 

2.000 

160 

8,00 

Sachsen-Anhalt 

1.931 

64 

3 , 3 i 

Schleswig-Holstein 

2.000 

266 

13,30 

Thüringen 

1.834 

260 

14,18 

gesamt 

22.882 

7456 

32.58 


Für ihre beabsichtigte Kandidatur zur Bundestagswahl muss die DKP in den 
großen Bundesländern 2 000 Unterstützungsunterschriften, in den kleineren et¬ 
was weniger sammeln. In 14 der 16 Bundesländern hat die Partei Landeslisten 
aufgestellt. 

Die DKP hat bisher etwa ein Drittel der erforderlichen Unterschriften für die 
Absicherung der Landeslisten zur Bundestagswahl gesammelt. Die obenstehende 
Tabelle gibt Aufschluss darüber, wie viele Unterschriften eine Bezirks- bzw. Lan¬ 
desorganisation der DKP sammeln muss und wie viele - in absoluten Zahlen und in 
Prozent - davon mit Stand am 1. März vorliegen. Zukünftig wird die UZ monatlich 
die aktuelle Entwicklung des Standes der Unterschriften darstellen. 

Zu diesen erforderlichen Unterschriften ist noch ein Puffer erforderlich, er¬ 
fahrungsgemäß ist es sinnvoll, etwa zehn Prozent mehr als die Mindestzahl zu 
sammeln. Zudem werden voraussichtlich etwa 20 Mitglieder der DKP als Di¬ 
rektkandidaten aufgestellt, für die jeweils 200 Unterstützungsunterschriften er¬ 
forderlich sind. 

Auf den Geschmack gekommen 

Mit einer Sammelaktion an einem Infostand der DKP Marl am vergangenen 
Samstag konnte Detlev Beyer-Peters seine erforderlichen Unterschriften für die 
Absicherung seiner Direktkandidatur für die Landtagswahl im Mai 2017 abschlie¬ 
ßen, mehr als 110 Unterschriften ist seine Bilanz. Gegenüber der UZ erklärte er: 
„Das hat sich gelohnt. Wir werden jetzt in Marl ebenfalls einen Direktkandidaten 
für die Bundestagswahl aufstellen.“ 

Stolze Bilanz in Heidenheim 

Inzwischen gehen in der UZ-Redaktion zahlreiche Erfahrungs- und Aktionsbe¬ 
richte zur Vorbereitung der Bundestagswahl ein. So meldete aktuell die DKP 
Heidenheim: „Der Infostand der DKP am 25 Februar in der Fußgängerzone ist 
der fünfte seit Beginn des Bundestagswahlkampfes der Gruppe. Bei diesen In¬ 
foständen wurden bisher 50 Unterstützungsunterschriften gesammelt. Auch bei 
anderen Treffen und Begegnungen haben die DKP-Mitglieder immer die Unter¬ 
schriftenlisten dabei und sammeln. Der Erfolg gibt uns Recht: Bisher haben wir 
250 Unterstützungsunterschriften zusammen.“ 

Werner Sarbok 



SDAJ-Aktion gegen Krieg und Rüstungsausgaben 

Die SDAJ Nürnberg hat am vergangenen Samstag mit einer Aktion auf die 
unglaublichen Ausgaben für Krieg und Rüstung aufmerksam gemacht. Mit 13 
Geldsäcken wurden die 130 Milliarden Euro, die die Regierung bis 2030 in die 
Bundeswehr stecken will, bzw. die 130 Millionen Euro, die der Syrieneinsatz im 
Jahr 2016 gekostet hat symbolisiert. Die Passanten konnten die Geldsäcke von 
der Rüstung herunternehmen und auf Bildung und Soziales verteilen. 


Ein Gegengewicht zur 
Gewerkschaft der Polizei 

Das Land NRW zahlt, Wendt kassiert 


Z uerst log er und erklärte, er be¬ 
komme sein Gehalt von seiner 
Gewerkschaft, dann musste der 
Vorsitzende der Deutschen Polizeige¬ 
werkschaft (DPolG) in einem weite¬ 
ren Interview mit dem ARD-Magazin 
„Report München“ zugeben, „nicht die 
ganze Wahrheit“ gesagt zu haben - an¬ 
geblich um NRW-Innenminister Jäger 
(SPD) zu schützen. Nun ist die Aufre- 
gung groß. 

Rainer Wendt, der sich sonst immer 
wieder als „Stimme der Polizei“ inze- 
niert und den aufrechten, steten Kämp¬ 
fer für „Recht und Ordnung“ im Land 
gibt, der auch jüngst wieder ein härteres 
Durchgreifen gegenüber Flüchtlingen 
und die Abschiebung von Kriminellen 
forderte, ist ganz schön in der Prädu- 
lie. Er hat doppelt abkassiert. Für eine 
28-Stunden-Stelle im Landesamt für po¬ 
lizeiliche Dienste in Duisburg erhielt er 
über Jahre vom Land Nordrhein-Westfa¬ 
len eine Besoldung als Hauptkommissar. 
Doch gearbeitet hat er dort nicht eine 
Stunde, sondern nur für die DPolG und 
sein eigenes Konto. 

SPD, Grüne und Linkspartei kri¬ 
tisierten Wendt scharf. Doch auch die 
Landesregierung soll jetzt Stellung 
nehmen. Auf Antrag der CDU sollte 
NRW-Innenminister Ralf Jäger (SPD) 
dem Innenausschuss des Landtages am 
Donnerstag Rede und Antwort ste¬ 
hen. Die Partei „Die Linke“ kritisierte, 
Wendt habe ohne Gegenleistung und 
ohne erkennbare rechtliche Grundlage 
mehrere hunderttausend Euro aus der 


Landeskasse erhalten. Am vergangenen 
Sonntag stellte sie Strafanzeige wegen 
des Verdachts der Untreue gegen Jäger, 
der nun versuchte, selbst in die Offen¬ 
sive zu kommen. Am Montag kündigte 
er dienstrechtliche Verwaltungsermitt¬ 
lungen im Fall Rainer Wendt an: „Wir 
wollen herausfinden, wer wann welche 
Vereinbarungen getroffen hat“, erklärte 
Jäger. „Die Details der Absprachen der 
Vorgängerregierung mit Wendt waren 
mir nicht bekannt. Es gibt offensichtlich 
auch keine entsprechenden Dokumen¬ 
te darüber“, so Jäger. Möglicherweise 
habe sich in der Verwaltungspraxis et¬ 
was verselbstständigt. Eine faktische 
Freistellung wie bei Wendt werde es 
nicht mehr geben. Deshalb werde er 
auch die Regelungen mit dem Landes¬ 
vorsitzenden des Bundes Deutscher 
Kriminalbeamter, Sebastian Fiedler, 
und dem DPolG-Landeschef Erich 
Rettinghaus überprüfen lassen. Im Ge¬ 
gensatz zu Wendt seien die beiden Fälle 
aber anders zu bewerten. „Sie überneh¬ 
men für das Land wichtige Aufgaben im 
Personalrat, sind Experten bei Anhö¬ 
rungen über Gesetzes-Veränderungen“ 
so Jäger. („RP online, 7.3.2017) 

Am Freitag der vergangenen Wo¬ 
che ging der 60-jährige Wendt „auf 
eigenen Wunsch“ ganz schnell in den 
vorzeitigen Ruhestand. Seine Vor¬ 
standskollegen in der Deutschen Po¬ 
lizeigewerkschaft stehen trotz allem 
hinter ihm. Nach einem Treffen am 
vergangenen Sonntag erklärte der 
Vorstand unter anderem: „Die Bun¬ 


desleitung der Deutschen Polizeige¬ 
werkschaft (DPolG) stellt sich ohne 
Einschränkungen hinter ihren Bundes¬ 
vorsitzenden Rainer Wendt und weist 
die gegen ihn erhobenen Vorwürfe im 
Zusammenhang mit seinem Beschäfti¬ 
gungsverhältnis bei der Polizei NRW 
entschieden zurück. Dieses Beschäfti¬ 
gungsverhältnis in Form einer ortsun¬ 
abhängigen Teilzeitbeschäftigung war 
durch Zustimmung des Ministeriums 
legitimiert und ist seit vielen Jahren 
geübte Verwaltungspraxis in NRW. (...) 

Die vorzeitige Beendigung des 
Dienstverhältnisses bedeutet kein Ein¬ 
geständnis eines Fehlverhaltens (...) 
Er wird deshalb auch weiterhin seine 
Stimme für die Beschäftigten in der 
Polizei erheben und deren berechtigte 
Forderungen formulieren.“ 

Aha, das ist eine interessante Ausle¬ 
gung dessen, was eine „ortsunabhängi¬ 
ge Teilzeitbeschäftigung“ ist. Aber ganz 
abwägig ist das Ganze nun doch nicht. 
Denn arangiert wurde Wendts Besol¬ 
dung ohne Dienst bereits unter Jägers 
Vorgänger, dem damaligen NRW-Innen¬ 
minister Ingo Wolf (FDP). Ministerprä¬ 
sident des Bundeslandes war zu dieser 
Zeit Jürgen Rüttgers (CDU). Unter der 
SPD-Grünen-Regierung, die im Land 
seit 2010 regiert, wurde die Praxis beibe¬ 
halten. Ziel soll gewesen sein, gegen die 
Gewerkschaft der Polizei (GdP), eine 
DGB-Gewerkschaft, ein Gegengewicht 
aufzubauen. Natürlich im Interesse der 
Geld gebenden „Arbeitgeber“. Und das 
ist der eigentliche Skandal. Nina Hager 


Nürnberg will Kulturhauptstadt sein 

„Linke Liste“ gegen Prestigeprojekt für wenige 



Nürnberger Burg, das Wahrzeichen der Stadt 


„Pack mer’s - Nürnberg Kulturhaupt¬ 
stadt 2025“ steht gut fränkisch auf der 
Warnweste, die Kulturreferentin Leh- 
ner am Ende des ersten Informations¬ 
abends zum Thema dem Publikum hin¬ 
hält. 

Die „Linke Liste“ - das Stadtrats¬ 
bündnis aus DKP, Die Linke, Migran- 
tlnnen- und Jugendorganisationen ist 
gewarnt: Der Nürnberger Stadtrat hat 
im Dezember die Bewerbung um den 
Titel „Europäische Kulturhauptstadt“ 
mehrheitlich beschlossen - gegen die 
Stimmen der „Linken Liste“. Der Auf¬ 
trag für die Bewerbung geht an das 
Wirtschafts- und Kulturreferat. Das 
Kulturreferat legt jetzt ein Konzept 
vor. Die Rolle vom Wirtschaftsreferat 
bleibt der Öffentlichkeit eher verbor¬ 
gen. 

Auch wenn die Kulturreferentin be¬ 
hauptet, es ginge bei der Kulturhaupt¬ 
stadtbewerbung nicht um „Event, 
Event, ein Lichtlein brennt“, sondern 
um nachhaltige Stadtentwicklung - 
wer’s glaubt! Seit Jahren schon wird in 
Nürnberg Kultur als Wirtschaftsfaktor 
gehandelt. Events wie der Biker-Zir¬ 
kus mit Rampen und Tribünen zu Eh¬ 
ren von österreichischen Brauseprodu¬ 
zenten beleben umsatzfreundlich den 
Hauptmarkt, linken Gruppen hingegen 
zu Kundgebungen grundsätzlich nicht 
freigegeben, wegen der „Sensibilität 
der Altstadt“. 

Außerdem sollen möglichst alle 
Nürnbergerinnen und Nürnberger in die 
Entwicklung der Kulturideen einbezo¬ 
gen werden. Alle? Auffallend war schon, 
dass die Informationsveranstaltung nur 
von wenigen „Nürnbergern mit Migra¬ 
tionshintergrund“ besucht war. Migra¬ 
tion ist allerdings eines der bislang fünf 
Themenfelder eines „erweiterten Kul¬ 
turbegriffs“, über die im Rahmen der 
Bewerbung um den Titel nachgedacht 
werden soll. Das erinnert fast schon an 
die Zeiten blühender Nürnberger So- 
ziokultur in den 80-er Jahren. Die an¬ 
deren Themenfelder sind „ Digitalisie¬ 
rung“, „Erinnerungskultur“, „Europa“ 
(die Bewerbungen zur Europäischen 


Kulturhauptstadt werden von einer EU- 
Jury ausgewertet) und „Arbeit“. 

Diese Themen werden auf hübsch 
wolkig gestalteten Plakaten präsentiert. 
Zum Thema Arbeit finden sich vie¬ 
le Bezugspunkte drauf: 3-D-Drucker, 
Renaissance der Genossenschaftsidee, 
Arbeitszufriedenheit, Exportorientie¬ 
rung sind einige der Stichpunkte. Pre¬ 
käre Beschäftigung, Arbeitszeiten und 
der massenhafte Abbau von Arbeits¬ 
plätzen in Industrie und Handel wäre 
das eigentliche wirtschaftliche Thema, 
was die Menschen bewegt“ meint Mari¬ 
on Padua, DKP-Stadträtin der „Linken 
Liste“. Das Geld und die Arbeitszeiten 
müssen kulturelle Teilhaben schließlich 
ermöglichen. 

Die fünf Millionen Euro, die der 
Stadtrat für die Bewerbungsphase frei¬ 
gegeben hat, wären wo anders besser in¬ 
vestiert: Nürnberg gehört zu den Städten 
mit den teuersten Nahverkehrs-Tickets. 
Auch wenn Nürnberg ein Kultur-Almo¬ 
sen-Modell „Kulturtafel“ entwickelt hat, 
das Interessenten Resttickets für Kon¬ 
zerte, Kindertheater usw. gratis anbie¬ 


tet, müssen die Empfänger zum Eintritt 
für Kulturveranstaltungen immer noch 
sechs Euro Weg-Kosten einplanen. 

Das Kulturreferat möchte die Nürn¬ 
berger Bürgerinnen und Bürger „mit¬ 
nehmen“ bei der Bewerbung. Statt 
die Bürgerinnen und Bürger auf drei 
Veranstaltungen nur zu informieren, 
beantragte die „Linke Liste“ eine de¬ 
mokratische Bürgerbeteiligung mit 
Entscheidungscharakter. Dies wurde 
mehrheitlich abgelehnt. 

Fast zeitgleich zur Bewerbung als 
Kulturhauptstadt plant der Stadtrat 
wieder Bibliotheksgebühren einzu¬ 
führen, die bis 2025 die Summe von 
fünf Millionen Euro einbringen sol¬ 
len. „Kostenloser Zugang zu Büchern, 
funktionierende Trinkbrunnen oder die 
kostenlose Nutzung von öffentlichen 
Toiletten kämen unseren kulturellen 
Vorstellungen näher“, so Stadträtin 
Padua. Die Forderung „Kultur für alle 
statt Prestige und Event für wenige“ 
wird die weitere Diskussion begleiten. 
Marion Padua, Stadträtin der Linken Liste 
Gunhild Hartung, DKP-Bundestageskandidatin 
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„Es ist höchste Zeit!" 

Landtagsvizepräsident fordert Aufarbeitung der Berufsverbote in NRW 


Z um 21. Februar hatte die GEW 
NRW nah Oberhausen eingela¬ 
den zu einer Veranstaltung: „45 
Jahre Radikalenerlass: Rehabilitation 
und Entschädigung der vom Berufsver¬ 
bot Betroffenen in NRW ist überfällig!“ 
Im Rahmen dieser Veranstaltung wur¬ 
de die Ausstellung Vergessene 4 Ge¬ 
schichte Berufsverbote - Politische 
Verfolgung in der Bundesrepublik 
Deutschland“ eröffnet, die auch in den 
Wochen nach der Eröffnung besichtigt 
werden kann. 

Oliver Keymis, stellvertretender 
Präsident des Düsseldorfer Landtages, 
forderte in der Veranstaltung die NRW- 
Landespolitiker auf, dem Beispiel in 
Niedersachsen zu folgen: Die Berufs¬ 
verbote müssen aufgearbeitet werden, 
Entschädigungen seien „wohlwollend 
zu prüfen“. Eine Möglichkeit dazu sei 
die Aufnahme dieses Komplexes in 
kommende Koalitionsvereinbarungen. 
Er werde sich dafür einsetzen: „Mein 
Wort habt Ihr dazu!“ 

Nach 45 Jahren Berufsverboten 
kam er zu dem Schluss: „Es ist höchs¬ 
te Zeit“. Keymis (Grüne) sprach auch 
stellvertretend für den verhinderten 
SPD-Landtagsabgeordneten Hans- 
Willi Körfges, stellvertretender Vorsit¬ 
zender seiner Fraktion. Zustimmung 
schließlich auch von SPD-MdL Stefan 
Zuimkeit. 

Unterstützung bekamen die Politi¬ 
ker von der Gewerkschaftsseite durch 
Andreas Meyer-Lauber, DGB-Landes¬ 
vorsitzender in NRW, und Dorothee 
Schäfer, GEW-Landesvorsitzende. Für 



Auf der Veranstaltung der GEW wurde auch eine Ausstellung zu den Berufsverboten eröffnet. 


Schäfer war ein Paradigmenwechsel 
„überfällig“, nichts sei bisher bereinigt. 
Für Meyer-Lauber war der anhaltende 
Zustand nur noch „peinlich“. 

Die Geschichte der Peinlichkeiten 
stellte der Kölner DKP-Vorsitzende 
Klaus Stein, selbst vom Berufsverbot 
betroffen, in einem faktenreichen Re¬ 


ferat vor. Er ordnete den Verfassungs¬ 
bruch in den historischen Kontext ein, 
in der jungen Bundesrepublik mit dem 
Adenauererlass 1950 beginnend. 

Rechtsanwalt Alfred Bongard aus 
Köln verteidigte viele Betroffene der 
Berufsverbote-Politik vor diversen Ge¬ 
richten. Er berichtete aus der prakti¬ 


schen Arbeit und den verfassungsrecht¬ 
glichen Implikationen seiner „Fälle“. 
Besondere Aufmerksamkeit richtete er 
auf die Juristen, die die Berufsverbote 
verhängten und dabei in einer engen 
Rechtstradition zum NS-Unrechtssys- 
tem standen. Als Beispiele nannte er 
neben anderen den Rassenschande- 


Stramm rechts 

Beatrix von Storch ist Spitzenkandidatin der Berliner AfD zu den Bundestagswahlen 


Rund 300 der etwa 1 200 Mitglieder 
der Berliner AfD hatten sich am Wo¬ 
chenende nach Paaren/Glien im Havel¬ 
land aufgemacht. In der großen Bran¬ 
denburghalle in Paaren, sonst nur Ort 
landwirtschaftlicher Veranstaltungen 
wie des Brandenburger Pferdesom¬ 
mers, wählten sie ihre Landesliste für 
die Bundestagswahl. Sollte die AfD im 
September in Berlin ihr Ergebnis der 
Abgeordnetenhauswahlen vom Sep¬ 
tember 2016 wiederholen können (14,2 
Prozent), dann wäre es möglich, dass 
fünf AfDler aus der Hauptstadt in den 
Bundestag einziehen. Umfragen sehen 
sie in Berlin derzeit bei 10 Prozent und 
weniger. 

Die Landesliste hat es „in sich“. 
Hauptthemen waren, nachdem der 
Landesvorsitzende Georg Pazderski, 
ein früherer Bundeswehroberst, am 
Sonnabend in der Brandenburghalle 
zur Eröffnung des Landesparteitages 


Einigkeit angemahnt hatte, die Flücht¬ 
lingspolitik der Bundesregierung, vor 
allem Merkels, und „der Islam“. Spit¬ 
zenkandidatin wurde erwartungsge¬ 
mäß die EU-Parlamentarierin, stellver¬ 
tretende Partei- und - mit Padzerski - 
Landes Vorsitzende Beatrix von Storch. 
Die Rechtsanwältin gilt als Nationalis¬ 
tin, Verteidigerin eines reaktionären 
Weltbildes und militante Antikom¬ 
munistin. Im Januar 2016 forderte sie 
den Einsatz von Schusswaffen an der 
Grenze. Gegen Flüchtlinge. Auf Nach¬ 
frage wollte sie davon auch Frauen und 
Kinder nicht ausnehmen. Später nahm 
sie Kinder von ihrer Forderung aus. Ihr 
wichtigstes Thema, so von Storch auch 
am Wochenende, sei „der Umgang mit 
dem Islam“. Daran entscheide sich „un¬ 
ser Schicksal“. 

Listenplatz zwei erreichte der Phy¬ 
siker Gottfried Curio. Curio ist unter 
anderem Autor der „Freie(n) Welt 44 


des politischen Blogs von Beatrix und 
Sven von Storch. Im Berliner Abgeord¬ 
netenhaus, dessen Mitglied er seit Sep¬ 
tember 2016 ist, fiel Curio bislang un¬ 
ter anderem dadurch auf, dass er den 
anderen Parteien „ein Lächerlichma¬ 
chen der nationalen Identität Deutsch¬ 
lands“ vorwarf. Curio ist Mitglied im 
Ausschuss für Integration, Arbeit und 
Soziales und im Rechtsausschuss sowie 
integrationspolitischer Sprecher der 
AfD-Abgeordnetenhausfraktion, zu¬ 
dem Bezirksvorsitzender der AfD in 
Steglitz-Zehlendorf, des einflussreichs¬ 
ten Bezirks der Partei in Berlin. In sei¬ 
ner Bewerbungsrede forderte Curio am 
Wochenende, „der Auflösung Deutsch¬ 
lands Einhalt zu gebieten“. Er bezeich- 
nete Bundeskanzlerin Angela Merkel 
als „Schlepperkönigin“ und erhielt da¬ 
für tosenden Applaus. 

Den dritten Platz erreichte der frü¬ 
here Berliner Partei-Vize vor sitzende 


Verschuldung steigt und steigt 

Lage der Kommunen in Nordrhein-Westfalen immer dramatischer 


Um die Kommunen von Nordrhein- 
Westfalen, besonders ihre finanzielle 
Ausstattung, steht es schlecht. Das ist 
kein Randthema, denn in den Kommu¬ 
nen geht es um das Eingemachte - um 
bezahlbare Wohnungen und einen ef¬ 
fektiven Nahverkehr, um Freizeit- und 
Sportanlagen, um sauberes Trinkwas¬ 
ser und eine funktionale Kanalisation, 
eine bürgernahe Verwaltung, Stadträte, 
die die Interessen ihrer Mitbürgerin¬ 
nen wahrnehmen, um gute Schulen, ge¬ 
nug Kita-Plätze und ein ausreichendes 
Kulturangebot, um Sicherheit und ein 
vernünftiges System von Straßen - zum 
Beispiel. Auch bei der Integration von 
Flüchtlingen und Ausländern allgemein 
sind besonders die Kommunen gefragt. 
In NRW leben zur Zeit knapp 19 Mio. 
Menschen davon über zwei Mio. aus¬ 
ländische Mitbürger, deren Zahl seit 
2014 um 10 Prozent gewachsen ist. Die 
Bewältigung all dieser Dinge ermögli¬ 
chen überhaupt erst ein vernünftiges 


Zusammenleben und eine echte De¬ 
mokratie. 

Eine Schlüsselrolle spielt dabei die 
finanzielle Ausstattung der Kommu¬ 
nen. Mitte des vergangenen Jahres gab 
das Statistische Landesamt NRW be¬ 
kannt, dass die Städte und Gemeinden 
NRW‘s zum 31.12.2015 mit insgesamt 
61,9 Mrd. Euro verschuldet waren. Da¬ 
mit war der Schuldenberg innerhalb 
von zehn Jahren um 34 Prozent ge¬ 
stiegen. Staatsschulden müssen nicht 
per se schlecht sein, wenn mit dem 
geliehenen Geld sinnvolle Ausgaben 
für die Bürgerinnen getätigt werden. 
Aber hier sieht es in NRW genau so 
schlecht aus wie in der ganzen Repu¬ 
blik. Ziemlich genau nach dem Ende 
der DDR begann der Ausverkauf kom¬ 
munalen Eigentums und die Aushöh¬ 
lung der kommunalen Selbstverwal¬ 
tung. Konzerne kauften sich z.B. in 
die Stadtwerke ein, erhielten Gewinn¬ 
beteiligungen und bestimmten fortan 


maßgeblich die Strategie bei der Ver¬ 
sorgung der Bevölkerung mit Strom, 
Gas und Fernwärme - natürlich mit 
dem Ziel der Profitmaximierung. Viele 
weitere Bereiche der kommunalen Da¬ 
seinsvorsorge wurden privatisiert mit 
dem Ergebnis, dass die Kosten für die 
Verbraucher stiegen, die Kommunen 
öffentliches Eigentum verscherbelten 
und ihre Schulden gleichzeitig stiegen. 
Zentrale Stützpfeiler dieser Politik sind 
Bestechung durch die Konzerne und 
Bestechlichkeit der kommunalen Po¬ 
litiker. Jeder wird sich an die Skandale 
aus den neunziger Jahren erinnern, als 
in NRW (etwa Köln) zahlreiche über¬ 
flüssige Müllverbrennungsanlagen ge¬ 
baut wurden, die nur dem Profit ihrer 
privaten Betreiber dienten. 

Auch der Verkauf (und die anschlie¬ 
ßende Rückmietung) von Kanalisatio¬ 
nen, Kraftwerken, Trinkwasseranlagen, 
Messehallen und anderen Einrichtun¬ 
gen der kommunalen Infrastruktur 


Götz Frömming, ein Lehrer für Po¬ 
litikwissenschaften, Geschichte und 
Deutsch am Lessing-Gymnasium in 
Berlin-Wedding, der als Vertreter des 
wirtschaftsliberalen Flügels gilt. Auch 
er schreibt in der „Freie(n) Welt“. Auf 
Listenplatz Nummer vier landete über¬ 
raschend Birgit Malsack-Winkemann, 
Richterin am Berliner Landgericht, 
auf Platz fünf der einstige Vize-Chef 
der „Bild am Sonntag“, Nicolaus Fest, 
der erst seit Oktober Mitglied der Par¬ 
tei ist. In seiner Bewerbungsrede warb 
der dafür, ihn zu wählen, um das bür¬ 
gerliche Wählerspektrum zu erreichen 
„Ich bin ein Intellektueller und spre¬ 
che deren Sprache“, erklärte Fest laut 
„Tagesspiegel“ (5.3.2017). Den Islam 
sieht er als „totalitäre Ideologie“ und 
als die „größte Gefahr für Europa“, äu¬ 
ßerte sich am Wochenende dazu aber 
nicht noch mal deutlich. Dem „Tages- 
spiegel“ gegenüber erklärte Fest aber, 


an dubiose Investoren in den Verei¬ 
nigten Staaten von Amerika (Cross 
Border Leasing) erwies sich als faules 
Geschäft. Statt der versprochenen re¬ 
gelmäßigen Gewinne gab es bald regel¬ 
mäßige Verluste. Viele Verträge wur¬ 
den zum Preis weiterer Verschuldung 
der Kommunen wieder aufgelöst. Ein 
weiteres „geniales“ Finanzinstrument 
war die Public Private Partnership, 
PPP, Öffentlich-private Partnerschaft. 
Jahrzehnte lang laufende Mietverträge 
für Schulen, Rathäuser und andere öf¬ 
fentliche Gebäude sollen die klammen 
städtischen Haushalte entlasten. Doch 
diese Verträge gehen in der Mehrheit 
zulasten der Gemeinden. Pleiten und 
Nachforderungen der privaten Partner 
sind an der Tagesordnung. In der jet¬ 
zigen Zeit des billigen Geldes tritt der 
Irrsinn dieser Praxis besonders zu Tage. 

All dies trägt zur katastropalen Fi¬ 
nanzsituation der Städte bei. Es gab 
aber Ende 2015 auch zwölf Kommu¬ 


Richter Edmund de Chapeaurouge, 
Bundesrichter Rudolf Weber-Lortsch 
und Hubert Schrübbers, Präsident des 
Bundesamtes für „Verfassungsschutz“. 

Auch vor diesem Hintergrund 
kam Andreas Meyer-Lauber zu dem 
Schluss: „Bespitzelung - das geht gar 
nicht“. Dass auch Fehler auf Seiten der 
Gewerkschaften durch die „Unverein¬ 
barkeitsbeschlüsse“ gemacht wurden, 
beleuchtete Dorothee Schäfer. Sie 
verwies aber auch auf Beschlüsse der 
GEW, die eine Entschuldigung bein¬ 
halten. 

Die umfassenden Zusammenhän¬ 
ge zeigt eine Ausstellung, die zur Zeit 
in Oberhausen in der „Fabrik K 14“ in 
der Lothringer Straße 64 gezeigt wird. 

Uwe Koopmann 

Die Berufsverbote erforderten ein 
System der Gesinnungsüberprü¬ 
fung. Zu Beginn dieser Prüfung 
stand zunächst eine Regelanfrage 
beim Verfassungsschutz. 

Ab 1976 wurde die Anfrage beim 
Verfassungsschutz nicht mehr re¬ 
gelmäßig, sondern angeblich an¬ 
lassbezogen angewandt. Insgesamt 
kamen die Einstellungsbehörden 
aber bis zum 30. April 1985 laut Ar¬ 
beitsausschuss der Initiative gegen 
Berufsverbote auf 2639 058 Über¬ 
prüfungen, die zu 6689 Berufsver¬ 
botsmaßnahmen führten. Für NRW 
lauten die Zahlen zu diesem Zeit¬ 
punkt 239743 Anfragen und 600 
Maßnahmen. 

(aus der Rede von Klaus Stein) 


dass er weiter alle Moscheen schließen 
wolle. Als großer Verlierer gilt in Par¬ 
teikreisen der auf Platz sechs gewähl¬ 
te Hans-Joachim Berg. Der sei „Strip¬ 
penzieher des national-konservativen 
Lagers“, meinte am Montag die „Berli¬ 
ner Morgenpost“. Berg, ein promovier¬ 
ter Jurist und bis 2013 CDU-Mitglied, 
der u. a. einige Zeit persönlicher Refe¬ 
rent des langjährigen Vorsitzenden der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Alfred 
Dregger war, ist aber Direktkandidat 
der AfD im Bezirk Steglitz-Zehlendorf. 

Gewählt wurde am Wochenende 
eine stramm rechte Truppe. Zwei bis 
vier davon könnten im September den 
Sprung in den Bundestag schaffen. 
Dass die AfD in Berlin noch ein Di¬ 
rektmandat erreicht, ist, so die „taz“ am 
Sonntag, eher unwahrscheinlich. Mo¬ 
mentan wäre das höchstens in Mar- 
zahn-Hellersdorf möglich. 

nh 


nen in NRW, die gänzlich ohne Schul¬ 
den dastanden. Das waren Issum, Kra- 
nenburg, Langenfeld (Rheinland), 
Sonsbeck, Niederzier, Gangelt, Raes¬ 
feld, Reken, Velen, Olfen, Senden und 
Breckerfeld. Schon mal gehört? Eher 
nicht, oder? Unter den am höchsten 
verschuldeten Gemeinen finden sich 
dagegen fast alle Großstädte von NRW. 
Unter der Regierung von Hannelore 
Kraft hat sich an diesem Zustand kaum 
etwas geändert, auch wenn alle bürger¬ 
lichen Parteien der letzten 30 Jahre zu 
diesem Zustand beigetragen haben. 

In dieser Situation ist ein Schulden¬ 
schnitt für die Kommunen, wie ihn die 
DKP fordert, dringend nötig. Die Da¬ 
seinsvorsorge darf nicht mehr den Ban¬ 
ken und privaten Investoren überlassen 
werden. Die Steuereinnahmen müssen 
dahin fließen, wo sie gebraucht werden. 
Spardiktate müssen der Vergangenheit 
angehören. Die Städte gehören den 
Menschen, nicht den Banken. Adi Reiher 
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China verbreitet 
Optimismus 

Trotz des langsamsten Wachs¬ 
tums seit 26 Jahren sieht China sei¬ 
ne Wirtschaft auf Kurs. Das Wirt¬ 
schaftswachstum von 6,7 Prozent im 
vergangenen Jahr sei „stabil und ge¬ 
sund“ gewesen, sagte He Lifeng, der 
oberste Wirtschaftsplaner des Lan¬ 
des, am Montag am Rande des Volks¬ 
kongresses in Peking. Auch die Preise 
hätten sich stabil entwickelt. Chinas 
Wirtschaft habe zuletzt 30 Prozent 
zum globalen Wachstum beigetragen 
und werde angekündigte Reformen 
entschlossen umsetzen. 

In seinem Regierungsbericht 
am vergangenen Sonntag hatte Li 
Keqiang das Wachstumsziel für die 
zweitgrößte Volkswirtschaft in die¬ 
sem Jahr mit „rund 6,5 Prozent“ 
angegeben. Die Erhöhung des chi¬ 
nesischen Militäretats fällt mit sie¬ 
ben Prozent so niedrig aus wie seit 
mehr als zwei Jahrzehnten nicht 
mehr. Die Verteidigungsausgaben 
steigen damit auf umgerechnet 142 
Milliarden Euro. 

Syrien-Gespräche 

Bei der vierten Runde der Verhand¬ 
lungen in Genf wurden mehrere Dis¬ 
kussionsthemen festgelegt. Zu jedem 
dieser Themen sollten Gespräche 
zwischen Regierung und Oppositi¬ 
on zu einer Annäherung führen. Ne¬ 
ben den Themengebieten Regierung, 
Verfassung und Wahlen verlangte die 
syrische Regierung ein viertes The¬ 
ma: Kampf gegen den Terrorismus - 
wie es auch von UN-Resolutionen 
thematisiert wird. 

Alle unterschiedlichen Gruppen, 
die an den Gesprächen in Genf teil¬ 
nehmen, unterstützen dieses The¬ 
ma - bis auf die sogenannte Riyadh- 
Opposition. 

Treffen der kolumbia¬ 
nischen Exilierten 

Das Zweite internationale Treffen 
der vom kolumbianischen Staat Exi¬ 
lierten und Verfolgten findet vom 
9. bis 12. März 2017 in Berlin statt. 
Mehr als hundert Vertreter von Or¬ 
ganisationen der Opfer werden dar¬ 
an teilnehmen. 

Opfer der Verfolgung durch den ko¬ 
lumbianischen Staat waren gezwun¬ 
gen, in über siebzig Staaten weltweit 
Exil zu suchen. Sie unterstützen 
ausdrücklich die Friedensüberein¬ 
kunft, die Einrichtung einer Wahr¬ 
heitskommission und bestehen auf 
der Verantwortung des kolumbia¬ 
nischen Staates für die gewaltsame 
Vertreibung ins Ausland. Auf dem 
Treffen wird die sofortige Auflösung 
der Paramiltärs gefordert sowie der 
Schutz der Aktivisten in Kolumbien, 
die immer noch bedroht, vertrieben 
und ermordet werden. 

Vertreter der deutschen, spani¬ 
schen und kolumbianischen Linken 
nehmen teil, unter anderen Günter 
Pohl für die DKP, Enrique Santiago, 
juristischer Berater der FARC-ELP, 
Alejandro Ramirez Montoya von 
Marcha Patriotica, und Francisco 
Tolza von Voces de Paz. 

Schwierige 

Regierungsbildung 

In Nordirland haben die probriti¬ 
schen Parteien (Unionisten) erst¬ 
mals ihre Mehrheit im nordirischen 
Parlament verloren. Nach den Wah¬ 
len sind die konservative Democra- 
tic Unionist Party (DUP) und die re¬ 
publikanische Sinn Fein als stärkste 
Parteien aufgefordert, binnen drei 
Wochen eine Regierung bilden. Ge¬ 
lingt dies nicht, könnte Nordirland 
vorübergehend aus London regiert 
werden. Eine andere Option wären 
Neuwahlen. 

Die DUP kommt zukünftig auf 
28 Sitze im Parlament, die Sinn Fein 
konnte deutlich hinzugewinnen und 
ist künftig mit 27 Sitzen vertreten. 
Die Wahl hat mitten in den Brexit- 
Debatten eine besondere Bedeutung 
für Nordirland, das zum britischen 
Vereinigten Königreich gehört. Künf¬ 
tig wird dort - an der Grenze zur Re¬ 
publik Irland - die EU-Außengrenze 
verlaufen. Die DUP befürwortet den 
Brexit, Sinn Fein ist dagegen. 


Trump und die Rüstung 

Auch 54 Mrd. Dollar mehr fürs Pentagon machen USA nicht „great again“ 



Mehr davon: USA rüsten auf für die atomare Erstschlagfähigkeit (Bild: Vier Nuklearbomben vom Typ B-6i). 


vile Auslandshilfe (800 Militärbasen), ger der Wille zum Frieden, sondern die 
Geheimdienste, Homeland Security etc. katastrophale Haushaltstage, die Ende 
zusammen, so sind dies, je nach Zähl- 2012 zu drastischen Ausgabenredukti- 

weise, rund 250 - 330 Mrd. Dollar. Die onen (Sequester) auch für das Militär¬ 

militärischen Gesamtkosten der imperi- budget und zu einem Beidrehen im Sy- 
alen US-Geopolitik dürften aktuell bei rienkrieg führten. Auch Donald Trump 

min. 770 Mrd. US-Dollar/Jahr liegen, kann das Geld nicht aus der Wand schla- 
Von den realwirtschaftlichen Defor- gen. Dazu kommt, der „größte Kriegs- 
mierungen gar nicht zu reden. präsident der US-Geschichte“ hatte 

Zwar hatte die Bush-Administrati- zwar von einer Welt ohne Atomwaffen 
on nach 9/11 die höchsten Steigerungs- geredet, aber ein gigantisches Aufrüs- 
raten für die Kriegskasse durchsetzen tungsprogramm zur Rückgewinnung 
können, aber das (auch offiziell) absolut der atomaren Erstschlagfähigkeit ge- 
höchste Militärbudget seit dem II. Welt- startet, das die gesamte atomare Triade 

krieg gab es 2010 unter dem Friedens- (Raketen, Bomber, U-Boote) umfasst 
nobelpreisträger. Alles in allem rund und, weit über seine Amtszeit hinaus, 
850 Mrd. Dollar. Diesen Wert dürfte die US-Bürger mit Kosten von mehr 
auch Donald Trump nicht so schnell als 1 Billion Dollar belasten wird. Oba- 
wieder erreichen können. Barack Oba- mas Ziel hieß: atomare Kriege führbar 
ma machte, nicht zuletzt für Krieg und machen. 

Militär, Schulden in Höhe von rund 10 Die zutiefst widersprüchliche Lage 
Bio. Dollar, mehr als alle US-Präsiden- des Imperiums zwischen einerseits dem 
ten vor ihm zusammen. Es war weni- verbissenen Kampf um die Aufrechter- 


Lenin in Umfragen vorn 

Opposition in Ecuador will Errungenschaften beseitigen 


E s sind erstaunliche Zeiten. Nichts 
ist aktuell angesagter als den US- 
Präsidenten zu beschimpfen. Do¬ 
nald Trump scheint im Ranking der 
bestgehassten Männer gerade sogar 
Wladimir Putin den Rang abzulaufen. 
Das Zwischenhoch von Herrn Erdogan 
einmal unbeachtet. Der „Lügenpresse“ 
ist die erstaunliche Leistung gelungen, 
nicht nur die „Lufthoheit über den 
Stammtischen“ zurückzuerobern, son¬ 
dern auch viele sich links Wähnende zu 
beeindrucken. 

Natürlich gibt es gute Gründe für 
die Kritik an der gegenwärtigen US- 
Regierung. Einer davon ist die ange¬ 
kündigte Steigerung des Militärbud¬ 
gets um 54 Mrd. Dollar. Genau hatte 
Donald Trump gesagt, „Wir werden 
unserem Militär die Ausrüstung geben, 
die man braucht, um Kriege zu verhin¬ 
dern und, wenn erforderlich, Krieg zu 
führen und um dann nur eine Sache zu 
tun - ihr wisst welche das ist? Gewin¬ 
nen! Gewinnen! (Applaus) Wir fan¬ 
gen an wieder zu siegen.“ Das klingt 
ein bisschen anders als die großen 
Überschriften und kann vieles heißen. 
Und in Bezug auf China nicht unbe¬ 
dingt Gutes. Aber der Aufschrei in den 
nach deutscher Aufrüstung gierenden 
Mainstream-Medien klingt doch arg 
nach „Haltet den Dieb!“. Der US-Prä- 
sident ist für die Damen von der Leyen, 
Merkel, Springer und Mohn der ideale 
Watschenmann, der nicht nur von den 
eigenen Macht- und Kriegsträumen ab¬ 
lenken, sondern sie möglichst legitimie¬ 
ren soll. 

In der Sache sind die Trumpschen 
Rüstungspläne, so sie denn Realität 
werden, bei weitem nicht so exorbi¬ 
tant, wie in den Medien und, aus ande¬ 
ren Motiven, von ihrem Urheber ver¬ 
breitet wird. Der US-Rüstungshaushalt 
gleicht ein wenig einer Bankbilanz, sei¬ 
ne Höhe bemisst sich nicht unwesent¬ 
lich nach den Posten, die in die Bewer¬ 
tung einfließen. Der offizielle Ansatz 
des Pentagon für 2017 beträgt 523,9 
Mrd. Dollar. Zählt man die diversen, in 
anderen Haushalten versteckten, aber 
kriegs- und rüstungsinduzierten Aus¬ 
gaben wie Kriegskosten (GWOT), Ve¬ 
teranenversorgung, militärische und zi- 


Ecuador steht mit Stichwahl zum Präsi¬ 
dentenamt am 2. April vor einer wich¬ 
tigen Richtungsentscheidung, die nicht 
nur für die Zukunft dieses südamerika¬ 
nischen Landes von Bedeutung ist. Nach 
Amtsantritt des US-Präsidenten Donald 
Trump gilt sie als erster Indikator dafür, 
ob die Gegenoffensive der rechten Kräf¬ 
te auf dem Kontinent aufgehalten wird. 
Nach der triumphalen Wiederwahl Daniel 
Ortegas, der im November 2016 mit über 
71 Prozent der Stimmen als Präsident 
Nicaraguas bestätigt wurde, stehen die 
Chancen für einen Erfolg des Kandida¬ 
ten Lenin Moreno und seines Vize Jorge 
Glas von der linken Regierungspartei Ali- 
anza Pais in Ecuador nicht schlecht. Das 
könnte den progressiven Bewegungen in 
Lateinamerika wieder Auftrieb geben. 

Das Meinungsforschungsinstitut „Di- 
agnöstico“ bescheinigte Lenin Moreno 
Anfang März mit 50,4 Prozent der Stim¬ 
men über neun Punkte Vorsprung vor 
seinem Herausforderer Guillermo Las¬ 
so von der neoliberalen Partei CREO, 
für den danach nur 41,2 der Wähler vo¬ 
tieren wollten. Eine Woche zuvor hatte 
eine Umfrage des Instituts CIS (Centro 
de Investigaciön Social) Moreno mit 59 
Prozent Zustimmung sogar 18 Punkte vor 
Lasso gesehen. Die Meinungsforscher 
der Firma Cedatos, die mit dem Washing¬ 
toner Gallup-Institut verbunden sind 
veröffentlichten zeitgleich eine Untersu¬ 
chung, die für Lasso 52 Prozent und Mo¬ 
reno lediglich 48 Prozent voraussagt. Auf 
ähnliche Cedatos-Umfragen hatten die 
Rechtsparteien ihren Vorwurf des „Wahl¬ 
betrugs“ gestützt, als sich am 19. Februar 


zeitweise die Möglichkeit eines direkten 
Sieges von Moreno abgezeichnet hatte. 
3,7 der 12,8 Millionen Wahlberechtigten 
hatten für den Links-Kandidaten votiert, 
der damit über eine Million Stimmen (11 
Prozent) mehr als sein Gegenspieler er¬ 
hielt. 

CREO-Anhänger hatten bereits wäh¬ 
rend der Stimmenauszählung landesweit 
gewalttätige Aktionen organisiert und 
damit gedroht, die Hauptstadt Quito an¬ 
zuzünden. Eine Niederlage am 2. April, 
das lassen zumindest die Vorgänge im 
ersten Wahlgang befürchten, wird die 
Rechte nicht akzeptieren. 

Obwohl Lenin Moreno sich zuver¬ 
sichtlich gibt und in der zweiten Runde 
auf einen Vorsprung von mehr als zwei 
Millionen Stimmen hofft, ist der Wahl¬ 
ausgang völlig offen. Präsident Rafael 
Correa, der nach zweimaliger Wieder¬ 
wahl nicht erneut kandidierte und am 
24. Mai aus dem Amt scheidet, warnte 
mehrfach vor „schmutzigen Tricks“ der 
Opposition und den bereits auf Hochtou¬ 
ren laufenden Verleumdungskampagnen 
der sie unterstützenden privaten Medi¬ 
en. Correa appellierte an die Einheit der 
zum Teil zerstrittenen linken Kräfte und 
fordert, gemeinsam einen Sieg der Rech¬ 
ten zu verhindern. Auch die Kommunis¬ 
tische Partei Ecuadors (PCE) ruft „alle 
Bürger und Organisationen“ des Landes 
auf, sich unabhängig von allen Differen¬ 
zen zu einem „demokratischen Pakt“ 
zusammenzuschließen. Es gehe um die 
Verteidigung von Errungenschaften der 
Bürgerrevolution wie dem kostenlosen 
Zugang aller zu Erziehung und Gesund¬ 


heitsversorgung, dem Mindestlohn und 
der Chancengleichheit. „Wir wollen die¬ 
sen Weg fortsetzen und nicht zu einem 
neoliberalen System zurückkehren, durch 
das wir auch unsere Souveränität verlie¬ 
ren würden“, erklärte PCE-Generalsekre- 
tär Paul Almeida in der letzten Ausgabe 
der Parteizeitung „Bandera Roja“ (Rote 
Fahne). Während die PCE - trotz ihrer 
Kritik etwa am zögerlichen Umgang der 
Correa-Regierung mit der Eigentumsfra¬ 
ge - Alianza Pais unterstützt, sprach die 
sozialdemokratisch orientierte „Demo¬ 
kratische Linke“ (ID) jedoch keine Emp¬ 
fehlung für Moreno aus, dessen Kontra¬ 
henten sie als „Vertreter des ultrarechten 
Flügels“ aber ebenfalls ablehnt. 

CREO-Gründer Guillermo Lasso 
ist Ex-Präsident und Hauptaktionär der 
Banco Guayaquil, einer der größten Pri¬ 
vatbanken des Landes. Der Bankier ge¬ 
hört dem erzkonservativen katholischen 
Geheimbund „Opus Dei“ an, der unter 
anderem die faschistischen Diktaturen 
von Franco in Spanien und Pinochet in 
Chile unterstützt hatte. Im Wahlkampf 
propagiert der Rechtspolitiker Steuer¬ 
senkungen, stellt regionale Bündnisse 
wie ALBA in Frage und will das Asyl für 
Wikileaks-Gründer Julian Assange in 
der ecuadorianischen Botschaft in Lon¬ 
don beenden. Vor Lassos Ankündigung, 
nach einem Sieg 14 Steuern komplett ab¬ 
zuschaffen, warnt Noch-Präsident Correa 
mit dem Hinweis, dass dadurch ein Defi¬ 
zit von 3,7 Milliarden Dollar in der Haus¬ 
haltskasse entstünde, was zum Ende der 
meisten Sozialprogramme führen würde. 

Volker Hermsdorf 


haltung seiner Suprematie und ande¬ 
rerseits der Überdehnung seiner finan¬ 
ziellen und ökonomischen Möglichkei¬ 
ten hat in der Krise, nach dem Ende 
der Großen Party, eine Generation von 
Verlierern produziert. Donald Trump ist 
der Ausdruck, das Symptom dieser gro¬ 
ßen gesellschaftlichen Krise. Nicht sei¬ 
ne Ursache. Seine Regierung wird die 
USA kaum „great again“ machen kön¬ 
nen, ob sie zu einer gewissen, die ver¬ 
änderten Kräfteverhältnisse wahrneh¬ 
menden Frontbegradigung in der Lage 
ist, muss sich zeigen und hängt nicht von 
ihr allein ab. Das US-Establishment des 
„Weiter so!“, speziell die Geheimdiens¬ 
te, hat sich bekanntlich keineswegs 
mit Trump abgefunden. Wahlen hin 
oder her. In diesem Schlangennest legt 
schon der Selbsterhaltungstrieb eine 
Umarmung des Pentagon und der Wall 
Street nahe. 

Klaus Wagener 

Kommunistenhatz 
in Polen 

Drei Kommunisten, Mitglieder des 
ZK der KP Polens (KPP) und Re¬ 
dakteure der Parteizeitung „Brzask“ 
(Morgenröte), sind in Polen angeklagt 
worden, weil sie für ein totalitäres Re¬ 
gime geworben hätten. 

Damit ist nicht Werbung für die der¬ 
zeitige polnische Regierung gemeint, 
wie man angesichts des Vorwurfs 
leicht vermuten könnte, sondern der 
positive „Bezug auf die marxistisch- 
leninistische Ideologie“. 

Das Kreisgericht Dabrowa Görnicza 
hatte im März des vergangenen Jahres 
zunächst gegen vier Betroffene ohne 
Anhörung einen Strafbefehl erlassen, 
der sie zu neun Monaten sozialer Ar¬ 
beit und einer Geldstrafe verurteilte. 
Dagegen legten sie Widerspruch ein 
und verlangten ein ordentliches Ver¬ 
fahren. 

Nach fast einem Jahr wurde das Ver¬ 
fahren Ende Januar eingestellt. Das 
Gericht bestätigte ausdrücklich die 
Legalität der KPP und der „Brzask“ 
und stellte fest, dass „die Überein¬ 
stimmung mit der kommunistischen 
Ideologie nicht strafbar ist“. Mit so 
viel Demokratie kann anscheinend 
die örtliche Provinzstaatsanwaltschaft 
nicht leben und legte gegen die Ein¬ 
stellung Berufung ein. Nun wird der 
Fall beim Bezirksgericht Kattowitz 
behandelt. 

Einer der ursprünglich Angeklagten 
ist nicht mehr betroffen: Der Genos¬ 
se Marian Indelak ist im Januar - 
zehn Tage vor seinem Freispruch - 
als fast 90-jähriger Parteiveteran ge¬ 
storben. 

CS 
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Mit einem Fuß im Parlament, 
mit einem Fuß auf der Straße 

Interview mit Robert Krotzer, KPÖ Graz 

Die KPÖ ist am 5. Februar mit 20,3 Prozent der abgegebenen Stimmen 
wieder zweitstärkste Partei im Gemeinderat in Graz geworden. Gegen¬ 
über der Wahl 2014 hat sie 2 920 Stimmen und ein zweites Stadtratsmandat 
(Bürgermeister) dazu gewonnen. Der 29-jährige Robert Krotzer, AHS- 
Lehrer (Gymnasium) und seit fünf Jahren Gemeinderat, wird diese Funk¬ 
tion für die KPÖ Graz übernehmen. Welches Ressort er leiten wird, hängt 
von der ÖVP und der drittstärksten Partei, der FPÖ, ab, die derzeit Koa¬ 
litionsverhandlungen führen. 


UZ: Du wirst der jüngste Stadtrat in der 
Geschichte der Stadt Graz sein. Ein Auf¬ 
reger in der Presse: Kommunist und jung. 
Wie fühlt man sich da, wenn man so plötz¬ 
lich im Mittelpunkt steht? 

Robert Krotzer: Graz ist eine Stadt mitt¬ 
lerer Größe, wenn man da jahrelang po¬ 
litisch aktiv ist, bleibt man nicht ganz 
verborgen. Dass wir im Gegensatz zu 
den Vertretern anderer Parteien täglich 
in Kontakt mit den Menschen stehen, 
macht einen Teil des Erfolgs der Gra¬ 
zer KPÖ aus. Dass die Bekanntheit jetzt 
doch eine andere Qualität hat, ist mir klar 
geworden, als der Schaffner im Zug von 
Wien nach Graz sagte: „Ah, der Stadt¬ 
rat, sehr gut!“ Ungewohnt ist es mitunter 
noch, wesentlich mehr angesprochen zu 
werden. Die Reaktionen sind aber zum 
allergrößten Teil sehr positiv. 

UZ: Du musst für das Amt deinen Beruf 
als Lehrer aufgeben. Schmerzt das? 

Robert Krotzer: Ja, das schmerzt schon 
zu einem gewissen Grad, weil ich die Ar¬ 
beit mit Kindern sehr gern gemacht habe. 
Auch weil es eine wichtige Aufgabe ist, 
junge Menschen in ihren Fähigkeiten zu 
fördern, ihnen Grundwerte wie Solida¬ 
rität, Frieden und Respekt vor Anderen 
mitzugeben. Was mir in meiner bisheri¬ 
gen Schule besonders gefällt ist, dass sie 
eine Neue Mittelschule (Gesamtschule) 
ist und für eine Demokratisierung des 
Bildungswesens kämpft. Ich hatte so die 
Möglichkeit, mit Kindern aus Arbeiter¬ 
familien und prekären Verhältnissen zu 
arbeiten, die sonst mit vielen Barrieren 
zu kämpfen haben, um ans Gymnasium 
zu kommen. Für die Kinder können wir 
Akzente in Kultur und Sport setzen und 
ihnen helfen, einen kritischen Blick auf 
das Leben zu werfen. 

UZ: Wieso wird ein für die Politik relativ 
junger Mensch für den zweiten Spitzen¬ 
posten der Gemeinderatsfraktion gewählt? 

Robert Krotzer: Ich bin mit 14 Jahren der 
KJÖ (Kommunistische Jugend Öster¬ 
reichs) beigetreten, bin sechs Jahre lang 
Bundesvorsitzender gewesen, Mandatar 
(Vertreter) des KSV in der Österreichi¬ 
schen Hochschulschülerschaft an der Uni 
Graz. 2012 bin ich überraschend durch 
das gute Wahlergebnis der KPÖ in den 
Gemeinderat gewählt worden. Es waren 


eigentlich immer bewegte Zeiten, 2009 
Schulstreik, dann haben wir wochenlang 
die Uni besetzt, gegen Kürzungen im 
Sozialbereich gab es 2011 und danach 
große Demonstrationen der Plattform 
25, kürzlich eine Demo gegen die Kür¬ 
zung der Wohnbeihilfe. Wir haben mit 
der KJÖ stets versucht, die neoliberale 
Hegemonie im Bereich Kultur und Sport 
zu durchbrechen - mit dem Protestsong- 
Contest oder Kicken gegen Rechts. 

UZ: Mit sensationellen 8,9 Prozent ist die 
KPÖ 1998 erstmals in den Stadtrat gewählt 
und in der Folge stärker geworden. Was ist 
der Grund für den Stimmenzuwachs? 

Robert Krotzer: „Eine nützliche Partei für 
das tägliche Leben“ der Menschen mit den 
großen Zielen der Arbeiterbewegung zu 
verbinden und tagtäglich auch zu leben, 
das versuchen wir. Gerade die Kleinarbeit 
ist ein ganz wichtiger Baustein revolutio¬ 
närer Politik. Man muss Menschen ernst 
nehmen, nicht belehrend und von oben 
herab ihnen gegenübertreten. Die Ein¬ 
richtung des Mieternotrufs war Anfang 
der 1990er-Jahre ein wichtiger Schritt, weil 
die Menschen so erfahren haben: Kommu¬ 
nistinnen klopfen nicht nur große Sprü¬ 
che, sondern helfen, wenn man sie braucht. 
Es war fast immer jemand erreichbar, bei 
Aufzeichnungen auf dem Anrufbeantwor¬ 
ter wurde immer zurückgerufen. 

UZ: Fast überall in Österreich ist die FPÖ 
auf dem Vormarsch. Auch in Graz hat sie 
Stimmen zugelegt. Aber sie blieb hinter der 
KPÖ. Was machen die Kommunistinnen 
in Graz anders? 

Robert Krotzer: Uns ist in der Wahlaus¬ 
einandersetzung ein Brückenschlag über 
die Mur gelungen zwischen den proleta- 
risch-migrantischen Bezirken der Stadt 
und der anderen Seite, den studentisch¬ 
akademisch geprägten Wohnbezirken. 
Das ist einerseits mit einer fortschrittli¬ 
chen Sozialpolitik gelungen - nicht zu¬ 
letzt unsere Aktivitäten gegen die Kür¬ 
zung der Wohnbeihilfe. Eine Zahl, um 
diesen drastischen Einschnitt zu beleuch¬ 
ten: Vor der Kürzung erhielten 4 987 Stu¬ 
dierende Wohnbeihilfe, jetzt sind es nur 
noch 45. Die KPÖ und auch der Kom¬ 
munistische Studentinnenverband ha¬ 
ben dagegen über 10 000 Unterschriften 
gesammelt und Demonstrationen abge¬ 
halten. 


Andererseits unsere klare Haltung 
für ein respektvolles Zusammenleben 
in der Stadt und als Kraft gegen den 
Rechtsruck. Zudem waren und sind 
wir für eine Volksbefragung über den 
Bau eines Kraftwerkes an der Mur. Zu 
einem Projekt, das die Stadt Millionen 
Euro kostet und die Umwelt dauerhaft 
schädigen wird müssen alle Bürger be¬ 
fragt werden. Die Existenz einer konse¬ 
quent sozialen Kraft, die die berechtig¬ 
te Unzufriedenheit über das politische 
System in fortschrittliche Bahnen len¬ 
ken kann - das entzieht der FPÖ viel 
Boden. 

UZ: Du weißt ja bisher nicht, welches Res¬ 
sort ÖVP und FPÖ für dich aushandeln 
werden. Unabhängig davon stellt sich die 


Robert Krotzer, KPÖ Graz 

Frage, was du/ihr als Teil der Stadtregie¬ 
rung tun könnt, um die Lebens Situation 
der Menschen in Graz zu verbessern. 
Welche parlamentarischen Möglichkeiten 
siehst du? 

Robert Krotzer: Es gab in der vergan¬ 
genen Gemeinderatsperiode eine kur¬ 
ze Zeit eines Machtvakuums nach dem 
Scheitern der ÖVP/FPÖ/SPÖ-Koaliti- 
on. Die konnten wir nutzen, um Ver¬ 
besserungen für die Bevölkerung zu 
erzwingen, wie den Bau von weiteren 
Gemeindewohnungen, die drastische 
Senkung des Preises der Jahreskar¬ 
te des Öffentlichen Nahverkehrs, die 
Verhinderung der Erhöhung für Müll¬ 
und Abwassergebühren. Das Macht¬ 
vakuum ist erstmal beendet. Es wird 
wesentlich schwieriger werden gegen 
die Machtpolitik von Schwarz-Blau 
(ÖVP/FPÖ). Die Spielräume werden 
beschränkt sein. Aber auch in der Ver¬ 
gangenheit ist es im Bündnis mit der 
Bevölkerung gelungen so viel Druck 
auszuüben, um Verschlechterungen ab¬ 
zuwenden. 


UZ: Wie beurteilst du das Verhältnis 
parlamentarische Arbeit und außerpar¬ 
lamentarischer Kampf? 

Robert Krotzer: Ich hab heute erst ge¬ 
lesen: Mit einem Fuß im Parlament, mit 
einem Fuß auf der Straße. Das heißt 
ständig bei den Menschen zu sein, zu 
berichten, was in den Gremien passiert. 
Nur wenn die Menschen wissen, was im 
Rathaus geschieht, ist es möglich, Wi¬ 
derstand aufzubauen. Die Schaffung 
einer Gegenöffentlichkeit ist der Aus¬ 
gangspunkt für den Widerstand gegen 
die Kürzung der Wohnbeihilfe, im So¬ 
zialbereich, den Bau des Murkraft¬ 
werks - weil natürlich die Verschlech¬ 
terungen hinter verschlossenen Türen 
vereinbart werden. Erst wenn Men¬ 


schen sehen, dass es viele betrifft und 
viele dagegen sind, ist es möglich, den 
Unmut zu organisieren und Wut in Wi¬ 
derstand zu verwandeln. 

UZ: Wirst du von deinem zukünftigen 
10 000-Euro-Brutto-Verdienst Geld für 
Menschen in Notlagen spenden? 

Robert Krotzer: Ja, selbstverständ¬ 
lich, es gibt in der KPÖ die Ge¬ 
haltsobergrenze, die sich orientiert 
am Facharbeiterlohn, das sind 2 200 
Euro netto. 

UZ: Warum? 

Robert Krotzer: Aus zwei Gründen: 
Die lange Geschichte der Sozialdemo¬ 
kratie zeigt uns, dass abgehobene Ge¬ 
hälter zu abgehobener Politik führen, 
davor sind auch kommunistische Abge¬ 
ordnete nicht automatisch gefeit. Und 
umgekehrt geht es uns auch darum, in 
kleiner Form die Kultur der Solidarität 
und Hilfe der Arbeiterbewegung fort¬ 
zusetzen. 



Staatliche Übernahme sichert Arbeitsplätze 

Oligarchen-Unternehmen im Donbass unter „äußere Leitung“ gestellt 


Am 1. März haben die Donezker und 
die Lugansker Volksrepublik (DVR 
bzw. LVR) die ukrainischen Unterneh¬ 
men auf den von ihnen kontrollierten 
Gebieten, die weder Steuern noch So¬ 
zialabgaben zahlen, unter äußere staat¬ 
liche Leitung gestellt. Es handelt sich in 
der DVR um insgesamt 41 Betriebe, von 
großen Unternehmen aus dem Kohle-, 
Metall und Energiebereich bis hin zu 
Telekommunikationsunternehmen, Ho¬ 
tels und der Donbass-Arena, dem größ¬ 
ten Stadion in Donezk. Hauptsächlich 
sind Unternehmen des ukrainischen 
Oligarchen Achmetow betroffen. Die 
Größenordnung ist erheblich, in der 
DVR betrifft es fast den gesamten Me¬ 
tallbereich und 60 Prozent der Kohle¬ 
unternehmen. Aus der LVR ist bekannt, 
dass drei Kohlebergwerke Achmetows 
unter äußere staatliche Leitung gestellt 
wurden. Die Maßnahme war langfris¬ 
tig geplant und gut vorbereitet. Bereits 
Anfang Februar hatten die Parlamente 


entsprechende gesetzliche Regelungen 
beschlossen. 

Der Maßnahme ging ein Ultima¬ 
tum beider Volksrepubliken voraus. 
Angekündigt wurde auch, dass Koh¬ 
lelieferungen in die Ukraine einge¬ 
stellt werden, wenn die Blockade der 
Eisenbahn- und Straßenverbindungen 
zwischen dem Donbass und der Ukra¬ 
ine durch Nationalisten, die Unterstüt¬ 
zung der ukrainischen Armee und Re¬ 
gierung erfahren, nicht bis zum 1. März 
beendet ist. In offiziellen Dokumen¬ 
ten ist von „zeitweiliger äußerer Lei¬ 
tung“ die Rede, der Begriff der Nati¬ 
onalisierung bzw. der Eigentumsüber¬ 
tragung wird vermieden. Es ist jedoch 
klar, dass es sich um eine dauerhafte 
Übernahme durch den Staat handelt. 
Dies wird aus einer Bemerkung des 
Oberhaupts der DVR, Alexander Sa- 
chartschenko, deutlich, der auf einer 
Pressekonferenz erklärte, dass damit 
nun auch die oft gestellte Frage beant¬ 


wortet sei, wann die Nationalisierung 
erfolgen würde. 

Die offiziellen Bedingungen für eine 
Aufhebung der äußeren staatlichen Lei¬ 
tung - neben der Registrierung der Un¬ 
ternehmen die rückwirkende Zahlung 
von Steuern und Sozialabgaben seit 
Gründung der DVR und die Zahlung al¬ 
ler Lohnrückstände - sind so, dass deren 
Erfüllung nicht zu erwarten ist. Im Feb¬ 
ruar hat der Stellvertretende Vorsitzen¬ 
de des Ministerrats der DVR, Timofe- 
jew, erklärt, dass eine Nationalisierung 
vom Volkssowjet beschlossen werden 
müsse, dies aber als reale Möglichkeit 
bezeichnet. Zudem hat er - wie auch der 
Industrieminister der DVR, Granows- 
ki - deutlich gemacht, dass die grundle¬ 
genden Industriebereiche in Staatshand 
gehören. 

In beiden Republiken wurde die 
staatliche Übernahme von Unternehmen 
auf großen Kundgebungen unterstützt, 
sowohl in der Bevölkerung allgemein als 


auch von den Arbeitern der betroffenen 
Betriebe. 

Möglich wurde ein solcher Schritt 
zum einen durch die Anerkennung einer 
Reihe von Dokumenten der Volksrepu¬ 
bliken durch die Russische Föderation, 
darunter Herkunfts- und Qualitätszer¬ 
tifikate, Steuerdokumente usw. Dadurch 
konnten Hindernisse für den Export 
nach Russland und für Rohstoffimpor¬ 
te von dort beseitigt sind. Zum zweiten 
sind durch die Blockade inzwischen eine 
Reihe von Betrieben stillgelegt worden, 
weswegen eine staatliche Übernahme 
notwendig ist, um Arbeitsplätze zu erhal¬ 
ten. In der DVR ist eine Übergangsperi¬ 
ode von zwei Monaten vorgesehen, um 
die Betriebe umzustehen bzw. wieder in 
Betrieb zu nehmen. In dieser Zeit werden 
die Löhne an die Beschäftigten weiter¬ 
gezahlt, die nun auch vollständig in das 
Sozialsystem der DVR eingegliedert sind 
(Krankengeld, Unfallversicherung usw.). 
In der DVR gibt es bereits einige erfolg¬ 


UZ: Die KPÖ hat seit 1998 das Woh¬ 
nungsressort ohne Skandale, ohne Kor¬ 
ruption geführt. Im Gegenteil, der Stan¬ 
dard der Gemeindewohnungen wurde 
enorm verbessert. Nun will die FPÖ als 
nur drittstärkste Partei euch das Ressort 
entreißen. Was sind die Gründe dafür und 
wie beurteilst du das für eure weitere Po¬ 
litik? 

Robert Krotzer: Es geht beinhart um 
Machtpolitik - und darum, dass die FPÖ 
aus meiner Sicht ein völlig falsches Bild 
von dem Amt hat und glaubt, es ist eine 
Goldgrube, auf die man sich nur drauf¬ 
setzen muss. Aber ohne die unermüdli¬ 
che Arbeit der Stadträtlnnen - erst Er- 
nest Kaltenegger, dann Elke Kahr - in 
diesem Bereich und den direkten Kon¬ 
takt mit den Menschen wäre in den ver¬ 
gangenen fast zwanzig Jahren kaum et¬ 
was möglich gewesen von diesen Verbes¬ 
serungen. Von dem deutschnationalen 
Großbürger Eustacchio von der FPÖ ist 
das nicht zu erwarten. Im Gegenteil, für 
die Menschen, die bisher davor bewahrt 
worden sind, ihre Wohnung zu verlieren, 
weil sie Mietrückstände hatten, wird ein 
neoliberaler Wind einziehen. Es wird für 
alle Menschen in den Gemeinde Wohnun¬ 
gen härter, egal ob Zugewanderte oder 
Österreicher. 

Wenn die FPÖ glaubt, Verschlechte¬ 
rungen für die Menschen mit rassistischen 
Maßnahmen kaschieren zu können, wird 
es unsere Aufgabe sein, mit den Men¬ 
schen, egal woher sie kommen, gegen die 
Verschlechterungen anzukämpfen. 

UZ: Warum bist du Kommunist gewor¬ 
den? 

Robert Krotzer: Politisiert habe ich mich 
im Jahr 2000 mit der schwarz-blauen 
Bundesregierung, als 14-Jähriger in der 
Provinz habe ich mit der Linken sympa¬ 
thisiert. Die Kommunistinnen habe ich 
aufgrund ihres antifaschistischen Wider¬ 
standes als die Konsequentesten erach¬ 
tet und so den Weg in die KJÖ gefunden. 
Wenn man sich heute die Welt anschaut, 
dass die reichsten acht Männer genau so 
viel besitzen wie die ärmere Hälfte der 
Weltbevölkerung, und das Glück gehabt 
hat, in einer kommunistischen Organi¬ 
sation eine gute marxistische Schulung 
zu bekommen, dann weiß man, dass das 
kein Zufall ist, sondern mit den Gesetz¬ 
mäßigkeiten des Kapitalismus zusam¬ 
menhängt. 

Wenn man den Zustand der Welt, den 
Hunger, Krieg, das Elend und die Um¬ 
weltzerstörung anschaut und weiß, dass 
zugleich unsere Gesellschaft so reich ist 
wie nie zuvor, dann muss man die Frage 
eigentlich fast umdrehen. Wie kann man 
mit offenen Augen durch die Welt gehen 
und kein Kommunist sein? 

Das Interview führte Anne Rieger 


reiche Erfahrungen mit der Übernah¬ 
me stillgelegter Großbetriebe durch den 
Staat. Zur Organisation der Übernahme 
wurden in beiden Republiken zentrale 
Stäbe unter Einbeziehung der Gewerk¬ 
schaften und der Arbeitskollektive der 
Betriebe gebildet. 

Die ukrainischen Eigentümer der 
betroffenen Betriebe haben bereits im 
Vorfeld erklärt, dass sie die Zahlung 
von Steuern an die Volksrepubliken ab¬ 
lehnen. Präsident Poroschenko machte 
deutlich, dass jegliche Zusammenarbeit 
mit den betroffenen Betrieben einge¬ 
stellt wird und forderte vom Westen all¬ 
gemein weitere Sanktionen. Die Blocka¬ 
de wird ausgeweitet und die wirtschaft¬ 
liche Situation in der Ukraine wegen 
fehlender Kohleheferungen sowie der 
von den Volksrepubliken ausgerufenen 
Gegenblockade immer schwieriger. Die 
ukrainische Regierung reagiert darauf, 
indem sie die militärische Lage im Don¬ 
bass noch weiter eskaliert. Renate Koppe 
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Am 1. März streikten erstmals Kolleginnen 
und Kollegen der Charite Facility Manage¬ 
ment gemeinsam mit Vivantes-Beschäftigten 
in Berlin im Rahmen der Klausurtagung des 
Vivantes Aufsichtsrates. Die Aktionen, die zu 
Redaktionsschluss dieser Ausgabe fortgesetzt 
werden sollen, sollen vor der nächsten Ver¬ 
handlung ein deutliches Signal an den „Ar¬ 
beitgeber“ senden, dass die Kolleginnen und 
Kollegen immer noch bereit sind, für unsere 
Forderung nach einem Tarifvertrag in Anglei¬ 
chung an den TVöD zu kämpfen. 

In einem Flugblatt der Streikleitung hieß 
es: „Ziel dieser Tarifauseinandersetzung ist, 
das solidarische Miteinander im Kranken¬ 
haus wieder herzustellen. Allerdings sind die 
bisherigen Verhandlungsergebnisse noch weit 
entfernt von einem Tarifvertrag, mit dem die 
Schere zu den Beschäftigten, die für gleiche 
Arbeit den TVöD bekommen, geschlossen 
wird. Das heißt, die Belegschaft wird weiter 
gespalten - das nehmen wir aber nicht län¬ 
ger hin, daher bleibt nur der Streik. Wir bit¬ 
ten um euer Verständnis und eure Solidari¬ 
tät! Das Ziel ist, wieder in einem Krankenhaus 
zu arbeiten, wo die gute Versorgung von Pa¬ 
tientinnen im Mittelpunkt steht und alle für 
dieses Ziel gerecht und ausreichend bezahlt 
werden!“ 
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Manfred Idler zu Donald Trump und seiner politischen Basis 

Das Gespenst Faschismus 


D ie Angst vor und der Hass auf das 
„Andere“ äußere sich in Haut¬ 
farbe oder Religion oder sexuel¬ 
ler Orientierung, ist Erbe seit den Ta¬ 
gen der Pioniere und so amerikanisch 
wie Apfelkuchen. Trumps egomane 
Selbstinszenierungen folgen den klas¬ 
sischen Vorlagen faschistischen Führer¬ 
kults: Er pflegt das Bild des Aufsteigers 
aus kleinen Verhältnissen - das nicht 
stimmt - und die religiös grundierte 
Erlöserpose. 

Wie die historischen faschistischen 
„Größen“ braucht er die großen Ges¬ 
ten und die Aufwertung durch äußeren 
Schmuck - in seinem Fall sind das nicht 
Phantasieuniformen und selbstverlie¬ 
hene Orden, sondern die warenförmig 
zugerichtete Frauendarstellerin an sei¬ 
ner Seite beziehungsweise zwei Schrit¬ 
te hinter ihm - ebenso wie sein offener 
Sexismus eine Ausstellung seiner be¬ 
haupteten Potenz. Dass so viele hohe 
aktive und pensionierte Militärs hinter 


ihm stehen ist ein weiteres Machtsym¬ 
bol. 

Das kommt zusammen, um seine 
Anhänger hinter dem Mussolini aus 
Queens zu scharen. Die kann man sich 
vorstellen als Angstbeißer, die für alles, 
was ihnen nicht gelingt oder ihren Sta¬ 
tus bedroht, ein halluziniertes System 
verantwortlich machen und sich um ih¬ 
ren Anteil am Reichtum betrogen füh¬ 
len. „Leg den Sumpf trocken“, lauteten 
die Sprechchöre seiner Anhänger direkt 
nach der Wahl. Ihre Vorstellung ist, dass 
für Verfall von ganzen Städten, Arbeits¬ 
losigkeit, Entwertung von Ersparnissen, 
Export von Arbeitsplätzen ein abgeho¬ 
benes Establishment, eine „Elite“ ver¬ 


antwortlich zu machen ist. „Liberal“ ist 
in diesem Sinn ein Schimpfwort, das sich 
in seiner Bedeutung mit „Sozialist“ oder 
gar „Kommunist“ deckt. Hier zeigt sich 
ein Antiintellektualismus, der mit der 
Idealisierung einer vorgeblich besseren 
Vergangenheit einhergeht. Sie identifi¬ 
zieren sich mit der Figur des Führers der 
Nation und sind gern bereit, ihm die gro¬ 
ßen Lügen, die er in wenigen Tweet-Zei- 
chen verbreitet, zu glauben. Denn auch 
dies ein Rezept aus dem Kochbuch des 
Faschismus: Je größer die Lüge, desto 
eher wird sie geglaubt. „Amerika“ wie¬ 
der groß zu machen, das ist für Trumps 
Basis das Versprechen, dass von dem 
„großen Amerika“ ein paar Krümel 


für sie vom Tisch fallen. Die Individu¬ 
en, die diese inhomogene Masse bilden, 
entsprechen ziemlich genau dem Typus 
der „autoritären Persönlichkeit“, den ein 
Frankfurter Schulmeister vor 70 Jahren 
zusammenadornierte. 

Ist Donald Trump also ein Faschist? 
Als Person entspricht er wie seine An¬ 
hängerschaft dem Bild. Aber Faschis¬ 
mus ist nicht Psychologie. Er hat eine 
unabdingbare Voraussetzung, um zur 
Herrschaft zu gelangen: das ist das Ein¬ 
verständnis relevanter Teile der herr¬ 
schenden Klasse. 

Trump unterschätzt das „Establish¬ 
ment“, wenn er glaubt, ein Präsident der 
Vereinigten Staaten könne sich dessen 


Vorgaben entziehen. Das Geflecht aus 
politischen Gremien, Justizverwaltung, 
Geheimdiensten und Leitmedien ist fest 
in der Hand des „Establishment“ - und 
es ist schon aufs Äußerste gereizt, weil 
es seine Kandidatin bei der Wahl nicht 
durchsetzen konnte. Die herrschende 
Klasse der USA geht davon aus, dass 
„westliche Demokratie“ immer noch 
besser zu ihren Zwecken passt als die 
nackte Diktatur. Die Illusion, die Mas¬ 
sen würden entscheiden, wer das Land 
führt, die Maske von Rechtsstaatlich¬ 
keit und demokratischen Rechten hat 
bisher den Profit eher gefördert und soll 
also noch eine Zeit bleiben. 

Auf der anderen Seite bilden die 
Minderheiten, die Trump angreift, zu¬ 
sammen eine Mehrheit. Sie finden zu¬ 
sammen und sie finden ihre Stimme, wie 
der zunehmende demokratische Wider¬ 
stand belegt. Dass Trump gegen diese 
Kräfte eine ganze Periode durchhält, ist 
zum Glück nicht zu erwarten. 


Andrea Nahles hat den doppelten Salto 
rückwärts geschafft. Wer kann das 
schon? Die Agenda 2010 als unsozial 
beklagen und sie zugleich als großartige 
Errungenschaft fürs deutsche Kapital 
bejubeln? Die Agenda 2010 staatstra¬ 
gend gegen Links verteidigen und sie 
zugleich homöopathisch ändern? Nahles 
ist in dieser Übung nicht besser als 
Martin Schulz, das immer noch glänzend 
neue Idol der Sozialdemokraten. Aber 
sie kann und muss trockene Details 
präsentieren, die zugleich werbe- und 
wahlkampfwirksam sind. Sie schafft das: 
Die Arbeitsministerin stellte am vergan¬ 
genen Montag die frisch vom Partei¬ 
vorstand beschlossenen Forderungen 
vor. Sie sollen in das Wahlprogramm der 
SPD einfließen. Geplant sind minimale 
Korrekturen beim Arbeitslosengeld I. 

Für die Dauer einer Qualifikationsmaß¬ 
nahme soll es nach ALG 1 für Willige 
ein „Arbeitslosengeld O“ geben. Damit 
könne jemand die Leistung maximal 
48 Monate lang beziehen. Eine solche 
Umschulungsbeihilfe gab es schon 
einmal - und wurde einpestamnft. 



Leistung und ihre Ver(sch)wendung 

Das Geschäftsmodell der deutschen Bourgeoisie - Kolumne von Beate Landefeld 


2016 exportierte Deutschland Waren im 
Wert von 1 207,5 Mrd. Euro und impor¬ 
tierte für 954,6 Mrd. Euro. Es kam damit 
zum bisher höchsten Exportüberschuss 
von 252,9 Mrd. Euro. Exportüberschüs¬ 
se sind das Geschäftsmodell der deut¬ 
schen Bourgeoisie. Bei fast allen Ab¬ 
nehmerländern, wie den USA, Frank¬ 
reich und Großbritannien, häufen sich 
Defizite und Schulden an. Das schafft 
Unmut. Donald Trumps Wirtschafts¬ 
berater Peter Navarro warf Deutsch¬ 
land in der „Financial Times“ vor, mit 
einem zu schwachen Euro andere Län¬ 
der auszubeuten. Die EU-Kommission 
forderte, Deutschland solle mit höheren 
Löhnen und Renten, sowie mit mehr 
öffentlichen Investitionen zum Abbau 
der Ungleichgewichte in Eurozone und 
Weltwirtschaft beitragen. 

Anton Börner, Chef des Bundesver¬ 
bands Groß- und Außenhandel, sieht 
im Überschuss „vor allem das Ergeb¬ 
nis einer hervorragenden Leistung.“ 
Ein Grund seien niedrige Importprei¬ 
se für Öl und Rohstoffe. Gewiss profi¬ 
tiere Deutschland auch vom schwachen 
Euro. Der sei aber „ganz klar die Ent¬ 
scheidung der EZB, die eindeutig unab¬ 
hängig und nicht von Deutschland be¬ 
einflusst“ sei. Auch ließen sich „in der 
Tat zu schwache“ private Investitionen 
nicht einfach verordnen, „schließlich le¬ 
ben wir nicht in einer Planwirtschaft.“ 
Börner sagt nicht, dass die Agenda 2010 
die realen Bruttolöhne abgesenkt hat, 
die erst 2014 wieder das Niveau von 
2003 übertrafen. Leih- und Werkver¬ 
tragsarbeiter, prekär Beschäftigte der 
Logistik, Teilzeitarbeitende, outge- 
sourcte Dienstleister, schlecht bezahlte 


Erzieherinnen und Pfleger, Kinder und 
Alleinerziehende in Armut, Mehrfach¬ 
jobber, Minirentner waren ungefragt 
Mitträger der „hervorragenden Leis¬ 
tung“. Die Qualität von Autos, Maschi¬ 
nen, Elektronik, chemischen Produk¬ 
ten, die die Beschäftigten herstellen, 
ist hoch, trotz Abgasskandal. Doch lie¬ 
gen permanente Exportüberschüsse im 
Interesse der Lohnabhängigen? Wäre 
eine demokratisch kontrollierte Plan¬ 
wirtschaft nicht besser? 



Folgt man tonangebenden, neoli¬ 
beralen Experten der herrschenden 
Klasse, so muss für ständige „Entlas¬ 
tung“ der Unternehmen, genauer, der 
Großeigentümer gesorgt werden, da¬ 
mit deren „Investitionsneigung“ steigt. 
Das war der Sinn der Agenda 2010. Die 
Erzählung besagt, dass mittels „Trick- 
le-down“-Effekten vom Reichtum, den 
sich die Reichen aneignen, nach und 
nach einiges auf die Lohnabhängigen, 
die ihn erarbeiten, herabsickert und die 


innere Nachfrage stärkt. Ein Jünger die¬ 
ser Lehre ist Schäubles Chefvolkswirt 
Ludger Schuknecht, der in Springers 
„Welt“ über die EU-Forderung, mit öf¬ 
fentlichen Investitionen Ungleichge¬ 
wichte abzubauen, witzelt: „Für das Sa¬ 
nieren von Brücken in Berlin oder den 
Bau von Schulen in Bremen werden 
nun mal nicht viele Einfuhren aus Por¬ 
tugal oder Griechenland benötigt.“ Er 
weiß, dass Schäuble, Gabriel und Dob- 
rindt mit der Infrastruktur ganz andere 
Pläne haben. Auch die Infrastruktur soll 
stärker den „Investitionsneigungen“ 
privater Anleger zum Fraß vorgeworfen 
werden, durch öffentlich-private Part¬ 
nerschaften. Die Folge: Schäuble sitzt 
fest auf der schwarzen Null. Eltern sam¬ 
meln Geld für neue Klodeckel in den 
Schulen. Die Infrastruktur verfällt. Je 
größer der Investitionsnotstand, desto 
plausibler erscheint die Beteiligung von 
Privaten. 

Bei ausgeglichenem Handel könn¬ 
te die „hervorragende Leistung“ im 
In- und Ausland für ein besseres Le¬ 
ben eingesetzt werden. Mit permanen¬ 
ten Überschüssen werden dagegen nur 
Forderungen gegen Abnehmerländer 
akkumuliert. Berlin verordnet, soweit 
sein Arm reicht, Spardiktate, betreibt 
die Plünderung südeuropäischer Län¬ 
der und den Ausbau der Monopolstel¬ 
lung deutscher Konzerne. Trumps Dro¬ 
hung mit Importzöllen, der bevorste¬ 
hende Brexit verunsichern derzeit die 
Profiteure des „Geschäftsmodells Ex¬ 
portüberschüsse“. Sie fahren mal wieder 
auf Sicht und halten ihre „Investitions¬ 
neigung“ zurück. Die Zukunftsrisiken 
der Lohnabhängigen steigen. 


Lars Mörking zum Verkauf von Opel 

Erweiterte 

Standortkonkurrenz 


Ende 2014 wurde das Opel-Werk in Bo¬ 
chum geschlossen. Die Solidarität der 
Kolleginnen und Kollegen aus anderen 
Opel-Standorten hielt sich in Grenzen, 
auch deshalb, weil es eine Standortkon¬ 
kurrenz innerhalb des Konzerns gab. 
Die Schließung in Bochum sicherte für 
kurze Zeit die Auslastung an anderen 
Standorten. Bis Ende 2018 reicht dies 
für eine „Beschäftigungsgarantie“, auch 
nach dem Verkauf von Opel an PSA, 
dem Peugeot und Citroen gehören, soll 
sie eingehalten werden. Danach gebe 
es „selbstverständlich“ keine Stand¬ 
ort- und keine Arbeitsplatzgarantie, 
schreibt die „FAZ“. Peugeot und Cit¬ 
roen bedienen das selbe Segment, bau¬ 
en kleine und Mittelklasseautos, also 
„margenarme“ Modelle. 

PSA hat also einen direkten Kon¬ 
kurrenten aufgekauft, zu einem 
Schnäppchenpreis. Damit will der Au¬ 
tokonzern sich vergrößern, sicherlich 
auch, um im Preiskampf auf einem 
Markt zu bestehen, auf dem ein stän¬ 
diges Überangebot bzw. unzureichen¬ 
de Nachfrage herrscht. „Synergieeffek¬ 
te“ müssen genutzt werden, um das zu 
erreichen. Wie groß der Druck auf die 
Beschäftigten ist, zeigt PSA selbst. Hier 
wurden seit 2012 bereits 8 000 Stellen 
abgebaut, um wieder schwarze Zahlen 
zu schreiben - auch ein Werk wurde 
geschlossen. Und deshalb wird nun in 
deutschen Zeitungen spekuliert, ob es 
wohl Eisenach trifft, das Komponenten¬ 
werk in Kaiserslautern oder gar Rüs¬ 
selsheim. In der „Zeit“ hält ein Mutiger 
seinen Daumen in den Wind und äu¬ 


ßert - gestützt von „Expertenaussagen“, 
10 000 von 19 000 Stellen in Deutsch¬ 
land könne man bei Opel „locker“ ein¬ 
sparen. 

Alles kein Problem, beruhigt Carlos 
Tavares, PSA-Vorstandschef. Schließun¬ 
gen seien vermeidbar, wenn die Werke 
produktiver würden. Leistung schaffe 
Zukunft, ist seine Botschaft. Schon 2020 
soll Opel wieder Gewinn bringen - nach 
20 Jahren Verlusten. Die Beschäftigten 
müssen halt nur mitmachen. Dabei wird 
es nicht bleiben. Die Standortkonkur¬ 
renz innerhalb des Opelkonzerns wird 
auf 20 Werke (Opel+PSA) erweitert. 
Oder was glauben die Rüsselsheimer, 
was Tavares den französischen Kolle¬ 
gen in Souchaux und Rennes erzählen 
wird, wenn die deutschen produktiver 
und billiger sind? 

Als erstes könnte es allerdings wie¬ 
der die Kollegen in Bochum treffen. 
Für die 700 Beschäftigten, die als Fol¬ 
ge der Werksschließung nun im Wa¬ 
renlager arbeiten, steht eine Beschäf¬ 
tigungsgarantie bis Ende 2020 auf dem 
Spiel. Diese wurde von der PSA-Spitze 
bisher nicht erwähnt, wenn es um die 
Übernahme von Garantien geht. Und 
der „Synergie-Effekt“? PSA hat die 
Logistik ausgelagert. Die frühere PSA- 
Tochter, nach eigener Darstellung der 
größte Automobil-Logistik-Anbieter in 
Europa, unterhält in Deutschland zwölf 
Standorte, darunter ein 20000 qm gro¬ 
ßes zentrales Warenverteillager im nie¬ 
dersächsischen Industriepark in Rieste 
bei Osnabrück - also anderthalb LKW- 
Stunden von Bochum entfernt. 


Patrik Köbele zum Kampftag für Frauenrechte 


Eine Gratulation 


Eine Frau als Bundeskanzlerin. Bei der 
Bundeswehr dürfen auch Frauen das 
Todeshandwerk lernen, die Kriegsmi¬ 
nisterin ist eine Frau. Selbst in Auf¬ 
sichtsräten von Großkonzernen finden 
sich Frauen - die Gleichberechtigung 
kommt massiv voran - da hat Frau doch 
am „Weltfrauentag“ was zu feiern. 

Das möchten SIE UNS weisma¬ 
chen. SIE, die herrschende Klasse, die 
daran verdient, dass Textilien vorwie¬ 
gend von Frauen zu Hungerlöhnen 
und unter unmenschlichen Arbeitsbe¬ 
dingungen produziert werden. SIE, die 
herrschende Klasse, die Krieg führt und 
Flucht verursacht. SIE, die herrschende 
Klasse, die Flüchtlinge gegen „Hiesige“, 
die Männer gegen Frauen ausspielt, um 
besser an Krieg, Flucht und Armut ver¬ 
dienen zu können. SIE, die herrschen¬ 
de Klasse, die daran verdient, dass man 
Frauen den gleichen Lohn vorenthält. 

Die Folgen treffen UNS. Aber im¬ 
mer treffen sie Frauen noch härter. Da 
ändert eine Bundeskanzlerin, eine Auf¬ 


sichtsrätin, eine Kriegsministerin nichts, 
denn SIE sind Teil der Herrschaft, die 
die Unterdrückung der Frau zur Absi¬ 
cherung braucht. 

Deswegen wird den Frauen welt¬ 
weit, in Europa, in Deutschland auch 
100 Jahre nach der Oktoberrevoluti¬ 
on nichts anderes übrig bleiben, als um 
ihre Rechte zu kämpfen. 

Die proletarische Revolution, der 
Sozialismus, sie haben nicht schlagar¬ 
tig die Gleichberechtigung verwirk¬ 
licht, aber sie hatten die Grundlagen 
zur Verwirklichung gelegt und man¬ 
chen Fortschritt erreicht. Warum? Weil 
sie der herrschenden Klasse die Macht 
entrissen hatten. Die Verbindung des 
Kampfes um die Gleichberechtigung 
der Frau mit dem Kampf gegen die 
herrschende Klasse ist auch heute der 
richtige Weg. 

In diesem Sinne gratuliere ich nicht 
zum „Weltfrauentag“, sondern zum 
Kampftag für Frauenrechte, dem In¬ 
ternationalen Frauentag. 
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Amerikas (atomare) Faust 

Soeben erschienen: „Marxistische Blätter“ 2_20i7 


W ir betrachten es keineswegs 
als unsere Aufgabe, zu speku¬ 
lieren, was Trump wohl noch 
alles tun wird oder wie, wann und mit 
welcher Hinterlassenschaft seine Re¬ 
gierungszeit dereinst mal enden könn¬ 
te“ heißt es im Editorial der jüngsten 
Ausgabe der Marxistischen Blätter (Re¬ 
daktionsschluss 5. Februar) Alle Welt 
spekulierte damals noch, was wohl hin¬ 
ter Trumps Twitterei (deutsch: Gezwit¬ 
scher) über Atomwaffen und die „ob¬ 
solete“ NATO stecken könnte. Eventu¬ 
ell sogar Abrüstungsambitionen? Oder 
zumindest ein bisschen Entspannung an 
der Russland-Front? 

Seit dem Auftritt von Trump-Vize 
Pence auf der NATO-„Sicherheits“- 
konferenz in München (18. Febru¬ 
ar) dürfte jedem/jeder klar sein: die 
Trump-Truppe ist alles andere als ein 
Hoffnungsträger für globalen Frieden 
und Entspannung. Ganz im Gegen¬ 
teil. Die neue US-Regierung will auch 
wieder stärker atomar aufrüsten. O- 
Ton Trump in einem Interview mit der 
Presseagentur Reuters: „Es wäre wun¬ 
derbar, es wäre ein Traum, wenn kein 
Staat Atomwaffen hätte. Aber solange 
Staaten Atomwaffen haben, werden wir 
im Rudel ganz oben stehen.“ Die USA 
seien auf diesem Gebiet zurückgefal¬ 
len. Das mit der Regierung in Moskau 
geschlossene neue strategische Abrüs¬ 
tungsabkommen „New Start“ sei für die 
USA „ein weiteres schlechtes Geschäft“ 
gewesen. Es sieht vor, dass die USA und 
Russland ab Februar 2018 ihre Atomar¬ 
senale gleich groß halten. 

In ersten Reaktionen kritisierten 
Abrüstungsbefürworter die Ankün¬ 
digung Trumps. „Die Geschichte des 
Kalten Krieges zeigt, dass bei einem 


Rüstungswettlauf und einer waghal¬ 
sigen Atompolitik niemand ,im Ru¬ 
del 4 nach ,ganz oben 4 kommt“, sagte 
Daryl Kimball, Direktor der überpar¬ 
teilichen Arms Control Association. 
Die USA und Russland haben bereits 
weitaus mehr Atomwaffen als zur Ab¬ 
schreckung nötig. Nach Angaben der 
Abrüstungsgruppe Ploughshares Fund 
verfügen die USA über 6800 atoma¬ 
re Sprengköpfe und liegen damit hin¬ 
ter Russland mit 7 000 Sprengköpfen. 
(„ Spiegel online“ 24.2.2017 ) 

Ein halbwegs realistisches Gesamt¬ 
bild der US-Politik nach Trumps Amts¬ 
antritt erfordert - will es nicht an Ober¬ 
flächlichem kleben bleiben - umfas¬ 
sendere, nüchterne Analysen, heißt es 
weiter im Editorial der Marxistischen 
Blätter. Und eben auch Zeit - manch¬ 
mal wenige Wochen - um ein klareres 
Bild zu bekommen. Jede eindimensio¬ 
nale Sicht verzerrt das Bild und führt in 
die Irre. Insofern betrachten die Mar¬ 
xistischen Blätter die Beiträge ihres 
Schwerpunktes als Puzzlesteine auf dem 
Weg zu einem realistischen Gesamtbild 
der US-Politik, für die Donald Trump 
steht. 

Die Redaktion hat dabei amerika¬ 
nischen Linken den Vortritt gelassen. 
Vier Autoren - Norman Markowitz, 
Zoltan Zigedy, Jason Schulman und Jo¬ 
seph Gerson - betrachten die aktuelle 
US-Entwicklung „from inside USA 4 d.h. 
konkret aus Sicht ihrer Arbeiter- und 
Friedensbewegung. (Ja, die gibt es auch 
dort sehr wohl noch!) Carolus Wimmer 
(Venezuela) blickt auf die US-Politik 
aus ihrem lateinamerikanischen „Hin¬ 
terhof“, betont Kontinuität und sieht 
Chancen für den Aufschwung antiim¬ 
perialistischer Bewegung auf dem Sub¬ 


kontinent. Der stellvertretende Vorsit¬ 
zende der Freundschaftsgesellschaft Vi¬ 
etnam, Stefan Kühner , schreibt u. a. aus 
vietnamesischer Sicht über Handelsper¬ 
spektiven nach dem Trumpschen Aus 



für die Transpazifische Partnerschaft 
(TPP). Arnold Schölzel („junge weit“) 
sieht mit Trumps Amtsantritt Signale 
für eine weitere geschichtliche Zäsur 
nach 1991. „Kurz und knapp geht es um 
zweierlei: Die Wiederkehr der sozialen 
Frage weltweit und das Ende der Ära, 
in der sich die USA als ,einzige Super¬ 
macht 4 sahen 44 Lothar Geisler („Marxis¬ 
tische Blätter “) steuert mit einer knapp 
kommentierten „Presseschau kurz vor 
Redaktionsschluss“ eine Momentauf¬ 
nahme bei, die den Bogen schlägt bis 
hin zum lokalen/regionalen Friedens¬ 
kampf gegen die „NATO-Speerspitze“ 
in Münster und die Übernahme der 


Tower-Barracks in Dülmen durch die 
US-Army. 

Vieles ist in den Beiträgen sicher 
noch unscharf, vorläufig, widersprüch¬ 
lich. Und nicht alles ist neu, sondern 
steht in der Kontinuität vorheriger US- 
Präsidentschaften. Widersprüche, Wi¬ 
derspruch und überzogene Urteile muss 
man aushalten und ausdiskutieren. Aber 
eins ist sicher: die Weltlage ist durch die 
Trump-Wahl unsicherer geworden. Und 
das Bild des (US-)Imperialismus für vie¬ 
le klarer, auch wenn Marxistinnen in 
Europa und vor allem in Deutschland 
vor dem Hintergrund konkreter his¬ 
torischer Erfahrungen mit Analogien 
bzw. der Charakterisierung von Politik 
als „faschistisch“ oder „neofaschistisch“ 
traditionell zurückhaltender umgehen, 
als Linke auf anderen Kontinenten. 

Im aktuellen Heft der Marxistischen 
Blätter ist auch die Antrittsrede von Do¬ 
nald Trump bei seiner Amtseinführung 
dokumentiert, „weil wir sie für eine his¬ 
torische Rede halten, ähnlich der Reden 
anderer Volks(ver)führer. Als verlän¬ 
gerte (Wahl-)Kampfrede illustriert sie 
nicht nur Trumps politisches Framing 4 
und seine Interpretationsmuster der 
Realität, sondern Methodik und Mus¬ 
ter rechter Massenmanipulation, wie sie 
auch in Europa um sich greifen. Und: 
die Rede macht die Einschätzungen und 
Warnungen US-amerikanischer Auto¬ 
ren diese Heftes nachvollziehbar.“ 

Bei seiner Amtseinführung hat Do¬ 
nald Trump der Welt nicht nur als per¬ 
sönliche Siegerpose, sondern program¬ 
matisch die Faust gezeigt. Er ist Ame¬ 
rikas Faust. Vorrang für die US-Politik 
haben rücksichtsloser denn je die US- 
Interessen (wie Trump sie sieht). Der 
nackte, nationalistische Eigennutz ist 


Regierungsprogramm. Und in sein Ka¬ 
binett holt Trump mächtig viel Militärs 
und Milliardäre, also das staatsmono¬ 
polistische „Kommando Spezialkräfte“ 
für Krieg und Wirtschaftskrieg. Ob da¬ 
bei auf Dauer etwas abfällt für die ar¬ 
beitenden, jobsuchenden Menschen, für 
Selbstständige und das nicht-monopolis¬ 
tische Kapital - in den USA und anders¬ 
wo - darf begründet bezweifelt werden. 
Absehbar sind schon jetzt: weiter wach¬ 
sende Standortkonkurrenz und imperi¬ 
alistische Rivalitäten. (Und von „kol¬ 
lektivem Imperialismus“ ist weniger zu 
spüren denn je.) Besorgniserregender ist 
jedoch: die angebliche „Notwendigkeit“ 
eigener Atomwaffen und neuer nuklea¬ 
rer Aufrüstung wird seit Trumps Amts¬ 
antritt von Berlin bis Peking wieder so 
offensiv ins Feld geführt wie lange nicht. 
Und - siehe oben - auch vom „atoma¬ 
ren Rudelführer“ Trump wieder forciert. 

Insofern ist „Amerikas Faust“ bei al¬ 
len offenen Fragen mit Sicherheit und 
unbestreitbar eine riesige globale He¬ 
rausforderung für die internationale 
Arbeiter- und Friedensbewegung, aber 
auch eine Chance (!). Denn der Impe¬ 
rialismus zeigt uns sein derzeit häss¬ 
lichstes Gesicht. Und insofern rundet 
der sehr empfehlenswerte Beitrag von 
Domenico Losurdo über „Palmiro To- 
gliatti und der Friedenskampf gestern 
und heute 44 das Schwerpunktthema ab 
und bietet historisch fundierten Dis¬ 
kussionsstoff für aktuelle Strategiede¬ 
batten - nicht nur innerhalb der DKP. 

LoG 

Bestellungen von Marxistischen Blät¬ 
tern und Werbeflyern z. B. zur Vertei¬ 
lung bei Friedensaktionen an: 
info@neue-impulse-verlag.de 


1917 - 2017: 

Zum 100. Jahrestag der russischen Revolution 

Aus dem Editorial von Z. - Zeitschrift Marxistische Erneuerung, Nr. 109 (März 2017) 


Gelesen: 

Engels 1874 zum Programm der blan- 
quistischen Kommuneflüchtlinge: 
„Die deutschen Kommunisten sind 
Kommunisten, weil sie durch alle 
Zwischenstationen und Kompro¬ 
misse, die nicht von ihnen, sondern 
von der geschichtlichen Entwicklung 
geschaffen werden, das Endziel klar 
hindurchsehen: (....) Die Dreiunddrei¬ 
ßig sind Kommunisten, weil sie sich 
einbilden, sobald sie nur den guten 
Willen haben, die Zwischenstatio¬ 
nen und Kompromisse zu übersprin¬ 
gen, sei die Sache abgemacht (...)“ 
(MEW, Bd. 18, S. 533) 

Engels i887:„Hätten wir von 1864 bis 
1873 darauf bestanden, nur mit de¬ 
nen zusammenzuarbeiten, die of¬ 
fen unsere Plattform anerkannten, 
wo wären wir heute? Ich denke, un¬ 
sere Praxis hat bewiesen, dass es 
wohl möglich ist, mit der allgemei¬ 
nen Bewegung der Arbeiterklasse 
in jeder einzelnen Etappe zusam¬ 
menzuarbeiten, ohne unsere eigene 
aparte Stellung oder gar Organisati¬ 
on aufzugeben oder zu verbergen.“ 
(MEW, Bd. 36, S. 598) 

Lenin 1920: „„Einen mächtigeren 
Gegner kann man nur unter größ¬ 
ter Anspannung der Kräfte und nur 
dann besiegen, wenn man unbe¬ 
dingt aufs angelegentlichste, sorg¬ 
samste, vorsichtigste, geschicktes¬ 
te sowohl (...) jeden Interessenge¬ 
gensatz zwischen der Bourgeoisie 
der verschiedenen Länder, zwischen 
den verschiedenen Gruppen oder 
Schichten der Bourgeoisie innerhalb 
der einzelnen Länder als auch jede, 
selbst die kleinste Möglichkeit aus¬ 
nutzt, um einen Verbündeten unter 
den Massen zu gewinnen, mag das 
auch ein zeitweiliger, schwankender, 
unsicherer, unzuverlässiger, beding¬ 
ter Verbündeter sein. Wer das nicht 
begriffen hat, der hat auch nicht ei¬ 
nen Deut vom Marxismus und vom 
wissenschaftlichen, modernen, So¬ 
zialismus überhaupt begriffen.“ 
(LW, Bd. 31. S. 52) 


„Der hundertste Jahrestag der russi¬ 
schen Doppelrevolution vom Februar 
und Oktober 1917 wirft die Frage nach 
deren geschichtlicher Bedeutung auf 
und danach, inwieweit dieses histori¬ 
sche Ereignis von Bedeutung ist für die 
sozialen und politischen Auseinander¬ 
setzungen der Gegenwart. Eric Hobs- 
bawm charakterisierte sie als ein für 
das 20. Jahrhundert „ebenso zentrales 
Ereignis, wie es die Französische Re¬ 
volution von 1789 für das 19. Jahrhun¬ 
dert gewesen war 44 Die genannten Fra¬ 
gen werden im Laufe des Jahres noch 
vielfach Diskussionsgegenstand der 
Linken sein, zahlreiche Buchpublika¬ 
tionen und Veranstaltungen sind ange¬ 
kündigt. Wir beginnen in diesem Heft 
mit Beiträgen zu Ursachen und Ver¬ 
lauf der russischen Revolution und zur 
Dialektik von Revolution und Gegen¬ 
revolution. Es geht dabei zugleich um 
das Denken und Handeln insbesondere 
von Lenin, Luxemburg und Gramsci. 

In einem Überblicksbeitrag erin¬ 
nert Frank Deppe an entscheidende 
Eckdaten der Ereignisse im Russland 
des Jahres 1917 und diskutiert vor die¬ 
sem Hintergrund revolutionstheoreti¬ 
sche Aspekte, darunter Probleme von 
Räteherrschaft und Parlamentarismus. 
Er verweist darauf, dass die Oktober¬ 
revolution den Verlauf des 20. Jahrhun¬ 
derts geprägt hat und somit grundle¬ 
gend ist für die Herausbildung der glo¬ 
balen Kräfteverhältnisse am Beginn 
des 21. Jahrhunderts. Der Aufstieg 
Chinas, die Entkolonialisierung und 
heute wieder zur Disposition stehende 
Elemente von Demokratie und Sozial¬ 
staatlichkeit in den entwickelten kapi¬ 
talistischen Ländern seien somit nur im 
Licht der Folgen der Oktoberrevolu¬ 
tion zu verstehen. Deppe interpretiert 
Entwicklung und Zusammenbruch des 
durch die Oktoberrevolution entstan¬ 
denen Staates im Kontext der globa¬ 
len Gegenrevolution. Stefan Bollinger 


betrachtet die Gesamtentwicklung von 
der Februarrevolution bis zur Wende 
zur neuen Ökonomischen Politik 1921 
und Gründung der UdSSR 1922 als Ab¬ 
folge mehrerer revolutionärer Schrit¬ 
te. Er hebt insbesondere hervor, dass 
und wie die Oktoberrevolution aus den 
sich sukzessive radikalisierenden mas¬ 
senhaften Protestbewegungen gegen 
das Elend des imperialistischen Krie¬ 
ges und zunehmend auch gegen die ihn 
tragenden politischen Strukturen in 
Russland hervorging. Die Bolschewiki 
konnten zum entscheidenden Organi¬ 
sator der Revolution werden, weil sie 
es verstanden, diese elementaren Mas¬ 
senforderungen nach Frieden, Brot und 
Land aufzunehmen und zu aktivem 
Handeln gegen Regierung, Krieg, kapi¬ 
talistische Ordnung und für eine Macht 
der Sowjets zu mobilisieren. Wladislaw 
Hedeler geht der Geschichte des kurz¬ 
lebigen russischen Mehrparteiensys¬ 
tems nach, das mit der Februarrevolu¬ 
tion begann und dessen Ende mit dem 
bewaffneten Auf stand im Oktober 1917 
eingeläutet wurde. Er gibt einen Über¬ 
blick über Wirken und Programmatik 
der verschiedenen linken, liberalen und 
konservativen Parteien in den schnell 
wechselnden politischen Konstellatio¬ 
nen und erläutert den inzwischen sehr 
umfangreichen Stand der Quellenedi¬ 
tion und -forschung. 

Andre Tosel beschäftigt sich mit 
den Reaktionen von Antonio Gramsci 
auf die Oktoberrevolution in den Jah¬ 
ren 1917-1926, also der Zeit vor seiner 
Einkerkerung, als er aktiv politische 
Funktionen in der sozialistisch-kom¬ 
munistischen Bewegung Italiens und 
der Kommunistischen Internationa¬ 
le wahrnehmen konnte. In einem be¬ 
rühmten Artikel bezeichnete Gramsci 
die Oktoberrevolution 1917 als „Re¬ 
volution gegen das (Marx 4 sche) Ka¬ 
pital“, womit er auf die revolutions¬ 
theoretisch entscheidende Rolle von 


politischen Konstellationen und Kon¬ 
junkturen aufmerksam machte. In ge¬ 
wissem Sinne kehrte er damit das oft 
schematisch interpretierte Verhältnis 
zwischen ökonomischer ,Basis 4 und 
politischem ,Überbau 4 insofern um, 
als er auf die bestimmende Rolle der 
„Überbauten“ bei der Herausbildung 
subjektiver kollektiver Handlungs¬ 
muster hinwies. In den Auseinander¬ 
setzungen nach der Oktoberrevoluti¬ 
on und dem Scheitern des „deutschen 
Oktober“ 1923 plädierte er gegen sek¬ 
tiererische Verengungen nach dem 
Muster „Klasse gegen Klasse“ und für 
den Kampf um die Einheitsfront aller 
Subalternen. 

Nation und nationale Frage sind 
für die (marxistische) Linke bis heu¬ 
te strittige Themen. Sie waren es wäh¬ 
rend und nach der Oktoberrevoluti¬ 
on, sie spielten in den antikolonialen 
Bewegungen und Revolutionen eine 
Schlüsselrolle und hatten diese auch 
beim Zusammenbruch der Sowjetuni¬ 
on. Ulla Plener zeichnet in ihrem Bei¬ 
trag die für die marxistische Debatte 
zentrale Auseinandersetzung zwischen 
Rosa Luxemburg und Lenin nach, die 
diese zwischen 1903 und 1918 führten. 
„Selbstbestimmungsrecht der Natio¬ 
nen“ (Lenin) versus „national-kultu¬ 
relle Autonomie“ (Luxemburg) sind 
laut Plener tatsächlich marginale Un¬ 
terscheidungen, die an der Frage des 
Rechts auf nationale Abtrennung (Le¬ 
nin) jedoch zugespitzt wurden. Letzt¬ 
lich machte Lenins Unterscheidung 
des Nationalismus unterdrückter und 
unterdrückender Nationen die grö¬ 
ßere Realitätstauglichkeit der Lenin¬ 
schen Position aus, wie Plener auch an 
der Rezeption der Debatte zeigt. 

Die Ausstrahlungskraft der Okto¬ 
berrevolution auf die Anti-Kriegs-Be- 
wegungen in den kriegführenden Län¬ 
dern war unübersehbar. „Fare come in 
Russia“ hieß es in Italien; Luxemburg 


erklärte 1918: „...wo habt ihr das Abc 
eurer heutigen Revolution gelernt? 
Von den Russen habt ihr’s geholt: die 
Arbeiter- und Soldatenräte.“ Die revo¬ 
lutionäre Arbeiter- und Matrosenbe¬ 
wegung Bremens an der Jahreswen¬ 
de 1918/1919 dient Gerhard Engel als 
Mikrokosmos der allgemeinen Bewe¬ 
gung. Protagonisten und Strömungen 
dieses revolutionären Aufbruchs wer¬ 
den von ihm vorgestellt, verbunden 
mit dem Versuch, die besondere Rol¬ 
le der Matrosen in der Revolution mit 
Blick auf ihre Arbeiterherkunft zu er¬ 
gründen. Engel verweist zugleich auf 
Illusionen der Bremer Linksradikalen 
bei ihrem Versuch, die Revolution bis 
zu einer sozialistischen Revolution vo¬ 
ranzutreiben. (...)“ 

Weitere Beiträge: 

Postkapitalismus III: Werner Gold- 
schmid über „Autonome Marxis¬ 
ten 44 - Anmerkungen zu Robert Kurz 
und Karl-Heinz Roth. Jörg Roesler: 
Aus postkapitalistischer Sicht: Ul¬ 
brichts Versuch einer sozialistischen 
Marktwirtschaft 

Weitere Beiträge von Bernd Beli- 
na (Wohnungsbauboom und globale 
Kapitalverhältnisse), Hans Günter 
Bell (SMK-Theorie), Lothar Peter 
(Eribons „Rückkehr nach Reims“ 
und die Arbeiterklasse) und Wolf gang 
Förster (Überlegungen zu Friedrich 
Engels’ „Varia über Deutschland“). 
Dazu Zuschriften zu Z 108, Tagungs¬ 
berichte und Buchbesprechungen. Z 
110 (Juni 2017) wird als Schwerpunkt¬ 
thema Fragen der sozialen Lage und 
Kämpfe von Frauen behandeln. Das 
Thema „1917-2017“ wird fortgesetzt. 

Bestellungen über 

redaktion@zme-net.de 

oder 

www.zeitschrift-marxistische- 

erneuerung.de 
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Marx und der Amateur mit den Goldknöpfen 

Gespräch mit dem Regisseur des Films „Der junge Karl Marx“, Raoul Peck 



Der 1953 in Haiti geborene Raoul Peck, hier bei der 
Berlinale-Pressekonferenz, drehte vor „Der junge Karl 
Marx“ unter anderen die Filme „Lumumba -Tod des 
Propheten“ und „I am not your negro“ 


UZ: Herr Peck, ich habe 
gelesen, dass Ihre Biogra¬ 
fie ein paar Ähnlichkeiten 
mit der von Karl Marx auf¬ 
weist. Hat Sie das zu die¬ 
sem Thema geführt? 

Raoul Peck: Ich hatte das 
Glück, sehr früh auf Marx 
zu stoßen. Ich habe Marx 
zunächst als Philosoph, als 
Journalist und als Ökonom 
kennen gelernt. Denn ich 
war damals so um die 22 
bei meinem Studium hier 
in Berlin und damit Teil 
einer Generation, für die 
Marx ein großes Thema 
war. Und für uns, die wir 
aus Ländern kamen, in de¬ 
nen es Diktaturen gab, war 
Marx etwas sehr Konkre¬ 
tes. Als ich nach Berlin zum 
Studium kam, stand eigent¬ 
lich fest, dass ich hinterher wieder nach 
Haiti zurückgehen würde, um dort gegen 
die Diktatur zu kämpfen. Da war ja im¬ 
mer noch Diktatur bis 1986. Ich wusste 
also, dass es darum ging, die Instrumente 
für diesen Kampf kennen zu lernen, und 
das war auch Marx. Die Philosophie und 
der Ansatz von Marx gaben die Grund¬ 
lage, die Zusammenhänge einzuordnen 
und zu verstehen. Allerdings weniger 
das, was später eine sehr eingeengte, 
engstirnige didaktische Diskussion wur¬ 
de, sondern die Kraft seiner Analysen, 
mit denen wir auch heute die Lage bes¬ 
ser erfassen und beurteilen können, das 
war mein Erbe aus diesen Jahren. 

UZ: Mir fällt da Frantz Fanon ein und 
sein Buch „Die Verdammten der Erde“, 
das damals viel diskutiert wurde. 

Raoul Peck: Ja, und aus ihm habe ich 
etwas gelernt, vor allem über die Rol¬ 
le der Gewalt in den Befreiungskämp¬ 
fen gegen den Kolonialismus. Ich war 
ja ein junger Mann damals, und es gab 
ja noch so vieles andere, es gab Anne 
Cesaire, auch schwarze Autoren in den 
USA wie James Baldwin waren sehr 
wichtig für mich. Und natürlich Marx. 
Ich habe vier Semester Seminare zum 
„Kapital“ studiert und da ging es we¬ 
niger um Ideologie, sondern um seine 
Analyse. Ich hatte Freunde, die waren 
schon weiter, und ich spürte, dass ich 
mein Wissen vertiefen musste. Marx 
spielte darin die zentrale Rolle, denn 
er war der Vater von allem, was kam. 


UZ: Dies ist jetzt „Der junge Marx“. 
Wird es dann eine Fortsetzung „der alte 
Marx“ geben? 

Raoul Peck: Ich weiß nicht, ob das nötig 
ist. Denn die ganze Entwicklung seines 
Denkens steckt ja schon in diesen Jah¬ 
ren, in denen er seinen Doktor in Phi¬ 
losophie machte und bei der „Rheini¬ 
schen Zeitung“ arbeitete und die dann 
zum „Kommunistischen Manifest“ führ¬ 
ten. Man braucht nur das „Manifest“ zu 
nehmen und hat schon ein Instrument, 
um auch die Krisen zu erklären, die wir 
heute haben. Das „Kapital“ ist dann nur 
noch der Versuch, das alles in eine Art 
System zu bringen. Und für mich war das 
immer ein sehr wichtiges Instrument, das 
ich auch heute noch verwende. Selbst bei 
solchen Erscheinungen wie Trump füh¬ 
le ich mich nicht verloren, sondern ich 
kann erkennen, wo Trump herkommt, 
also bin ich nicht überrascht darüber, 
dass eine populistische Figur wie er Prä¬ 
sident werden konnte. Marx gibt mir den 
Abstand, das zu analysieren. Er schafft 
uns den Abstand, den historischen und 
ökonomischen Kontext zu erkennen und 
die Dimensionen, die das hat. 

UZ: Ihr Film zielt erkennbar auf ein 
junges Publikum, das wenig oder nichts 
über Marx weiß. 

Raoul Peck: Ja, aber nicht nur die, auch 
auf Leute, die schon mal davon gehört 
haben. Was ich gestern in der Vorfüh¬ 
rung erlebt habe, war, dass die Magie 


funktionierte, auch bei vielen, die die 
Geschichte wohl kannten, aber ange¬ 
tan waren von der Subtilität, mit der sie 
erzählt wird. Das war mir sehr wichtig, 
denn oft wird übersehen, dass der Film 
sehr genau ist in seine Wortwahl, in 
seinen Dialogen. Darum war der Film 
auch kompliziert zu machen. Ich wollte 
ja, dass ein normales Publikum ihn ver¬ 
steht, aber mich auch nicht der Kritik 
der Historiker und Experten aussetzen. 

UZ: Es gibt ja schon bei der ersten Sze¬ 
ne mit den Holzsammlern ein Zitat aus 
dem Off. Ist das authentisch? 

Raoul Peck: Ja, das stammt aus seinem 
ersten Artikel für die „Rheinische Zei¬ 
tung“. Das war einer der Artikel, die die 
preußische Regierung zensieren ließ 
und derentwegen sie dann die Zeitung 
verboten haben. 

UZ: Und dass Marx Engels bei ihrer 
ersten Begegnung abschätzig als „Ama¬ 
teur mit Goldknöpfen “ bezeichnet, ist 
das auch authentisch? 

Raoul Peck: Ich glaube, auch das ist au¬ 
thentisch. Denn die beiden stehen ja in 
diesem Moment für einen großen Ge¬ 
gensatz, Marx, der immer in Geldnot 
ist, und der Fabrikantensohn Engels. 

UZ: Und der ja auch wieder im Ge¬ 
gensatz zur gefeuerten Arbeiterin Mary 
Burns. 

Raoul Peck: Ja, genau, und all diese 
Geschichten sind authentisch, die sind 


durch die Dokumente aus dem Brief¬ 
wechsel bestätigt. Natürlich steht im 
Zentrum Marx, dann Engels, aber auch 
diese beiden Frauen waren ja stark und 
intelligent, und sie waren Teil der Bewe¬ 
gung. Bedenken Sie, die Geschichte wird 
meistens von Männern geschrieben und 
die Frauen sieht man nicht. Aber Jenny 
war ja nicht so eine traditionelle Frauen¬ 
figur, sie war keine „Hausfrau“ im klassi¬ 
schen Sinn. Sie verstand, um was es ging 
bei Marx, und sie war seine Stütze. 

UZ: Die anderen Figuren jener Zeit, 
also Proudhon, Weitling, Bakunin usw., 
kommen relativ knapp vor. 

Raoul Peck: Das war schwierig, denn ich 
musste mich auf Marx konzentrieren. Er 
ist die Hauptfigur und er nutzt die Ar¬ 
beit der anderen und auch die Irrtümer 
all der anderen. Er zeigt ihre Widersprü¬ 
che auf, zum Beispiel bei Proudhon. Die 
andere Position ist die etwas verrück¬ 
tere, die eines Typen wie Weitling, der 
eine Art Populist war. Marx versuchte 
beide zu verstehen und zu erklären. Er 
tut diese Positionen nicht gleich ab, zum 
Beispiel als er zu der Kundgebung von 
Proudhon geht. Er fragt ihn: „Um wel¬ 
che Art von Eigentum geht es?“ Und 
Proudhon muss sich erklären. Marx 
wird auch immer klarer und je tiefer er 
dringt, desto mehr wird er ungeduldig, 
denn für ihn ist das Zeitverlust. 

UZ: Mich hat überrascht, dass Sie nach 
dem dramaturgischen Höhepunkt, der 
ja die Gründung des „Bundes der Kom¬ 
munisten“ ist, auf eine ruhige Szene am 


Strand von Oostende schneiden mit dem 
Gespräch der zwei Frauen. 

Raoul Peck: In meinem Film geht es 
um reale Geschichte, nicht um ein ame¬ 
rikanisches „biopic“. Darin wären diese 
Umwandlung des Bundes der Gerech¬ 
ten in den Bund der Kommunisten si¬ 
cher der große Schluss gewesen. Aber 
mir ging es darum, die wahre Geschich¬ 
te ohne zu viele Kompromisse zu er¬ 
zählen, aber auch ohne das Publikum 
zu verlieren. Dem muss ich ja Kino lie¬ 
fern, aber das, was ich ihm wirklich ge¬ 
ben will, sind Ideen. Bei mir bedeutet 
der Höhepunkt eben nicht „Es ist vor¬ 
bei“, sondern Höhepunkt heißt: „Jetzt 
kommt der nächste Kampf!“ Marx und 
Engels haben gewonnen, aber jetzt 
kommt die nächste Schlacht, die um 
das „Manifest“ und um die genauen, 
richtigen Worte. Einige Kritiker ha¬ 
ben geschrieben, der Film sei ihnen zu 
klassisch. Ja, er ist klassisch, und dar¬ 
auf bin ich stolz, denn so wird er vom 
Publikum angenommen, und das, ob¬ 
wohl ich versucht habe, sehr genau in 
allem zu sein bei dieser komplizierten 
Materie. Deshalb hat es uns ja mehr 
als vier Jahre gekostet, das Drehbuch 
zu schreiben. 

UZ: Rechnen Sie mit einem Erfolg an 
den Kinokassen? 

Raoul Peck: Das müssen wir abwarten. 
Ich hoffe es, denn Marx ist ja Teil unse¬ 
rer Geschichte, und wenn das nicht ver¬ 
standen würde, wäre es ja traurig. 

Die Fragen stellte Hans-Günter Dicks 


Bei der Premiere des Films „Der junge Marx“ in der Karlsruher 
„Schauburg“ wurde Stefan Konarske von einem Zuschauer gefragt, 
ob er sich mit den Inhalten des Films und den Aussagen seiner Prota¬ 
gonisten identifiziert. Der aus der Tatort-Serie bekannte Schauspieler 
spielt Friedrich Engels. „Nein“ lautete seine Antwort. „Ich spiele eine 
Rolle in der Geschichte über eine Freundschaft von zwei Männern. 
Nur darauf kam es mir an.“ 

Also kein politischer Film? Natürlich ist der Film politisch. Schon in der 
ersten Szene wird gezeigt wie Menschen, die im Wald Holz sammeln, 
von der preußischen Polizei hoch vom Ross herunter zusammenge¬ 
prügelt werden. Die zweite Szene zeigt das Elend der Arbeiterinnen 
und Kinder, die in der Spinnerei von Engels Vater arbeiten müssen 
und wie Leibeigene behandelt werden. 

„Der junge Karl Marx“ zeigt keine Männerfreundschaft, der es darum 
geht, zusammen zu saufen und gemeinsam Abenteuer zu erleben. Es 
ist die Freundschaft von zwei Männern, die, unterstützt durch zwei 
starke, rebellische Frauen, die Welt ändern wollen. Hier ist die Hand¬ 
lung unmittelbar beim Kern der Thesen von Marx und Engeln - näm¬ 
lich „die Welt nicht bloß zu interpretieren, sondern sie zu ändern“ .Am 
Ende des Films steht das „Kommunistische Manifest“. 


Der Film verzichtet weitgehend auf Pathos und Effekthaschereien, 
auch dort, wo es um die grauenvollen Verletzungen der Fabrikarbei¬ 
terinnen oder die Gewalt gegen die Arbeiter und Armen geht. Eine 
junge Arbeiterin, die später Engels“ Frau wird, schreit die Missetaten 
gegenüber dem Fabrikbesitzer „nur“ voll Wut heraus. Hier wird in der 
genannten zweite Szene erzählt, wie eines der Fabrikmädchen seine 
Finger in einer Maschine „verloren“ hat. Es gibt auch keine theatra¬ 
lisch inszenierten Gegensätze zwischen Arm und Reich. Die Armut 
des Proletariats zu zeigen genügt, um die Wirklichkeit in den indus¬ 
triellen Zentren des vorletzten Jahrhunderts darzustellen. Ebenfalls 
ruhig erzählt wird die Entwicklung der Kernelemente der Aussagen 
von Marx und Engels im Widerspruch zu den frühen Sozialisten Pierre- 
Joseph Proudhon und Wilhelm Weitling, dem Gründer des „Bund der 
Gerechten“. Durch die Reden von Marx und Engels wird sich dieser 
Bund 1847 in einer hitzigen Debatte in „Bund der Kommunisten“ 
umbenennen. „Es reicht nicht aus nur Gerechtigkeit herzustellen.“ 
Man muss die Wurzeln der Ungerechtigkeit beseitigen, so die beiden 
Revolutionäre. 

Stefan Kühner 


„Flieg, Gedanke..." 

Künstler als intellektuelle Wegbereiter der Befreiung Italiens 


Mitten in den Kämpfen des Risorgimen¬ 
to, der nationalen Bewegung für die Be¬ 
freiung Italiens vom weltlichen Joch des 
Papstes und der Fremdherrschaft der 
Habsburger und Bourbonen, fand am 
9. März 1842 an der Mailänder Scala die 
Uraufführung von Giuseppe Verdis Oper 
„Nabucco“ statt. Die Italiener verstan¬ 
den sofort, dass der Chor der sich nach 
Freiheit sehnenden Hebräer sich auf 
das Risorgimento bezog. Die Besucher 
stimmten inbrünstig in den Freiheitschor 
ein: „Va‘ pensiero, sulT ali dorate“ (Flieg, 
Gedanke, auf goldenen Schwingen). Die 
Menschen sangen ihn danach begeistert 
auf den Straßen. Er wurde zur heimli¬ 
chen Nationalhymne. 

„Nabucco“ machte ihn mit einem 
Schlag zum bedeutendsten Opernmeis¬ 
ter Italiens. Mit Werken wie „Die Lom¬ 
barden“ (1843), „Ernani“ (1844), „Gio- 
vanna d Arco“ (1845) oder „Die Schlacht 
von Legnano“ (1849) gestaltete Verdi am 
Vorabend und während der Revolution 
von 1848/49 und danach weitere zeitbe¬ 
zogene historische Themen patriotischen 
Inhalts. Die volkstümlichen Opern „Ri- 
goletto“ (1851), „Der Troubadour“ und 
„La Traviata“ (beide 1853) begründe¬ 
ten den Wehruhm des Komponisten. 
Verdi führte die von Gioachino Rossi¬ 
ni begonnene romantische Opernschu¬ 
le zur höchsten Vollendung. Mit seinen 


Werken wandte er sich an die einfachen 
Menschen, für die, wie er einmal sagte, 
„Singen ein zweites Atmen“ ist. 

In der Gegenwart, wo nicht wenige im 
Kampf gegen die Reaktion und für den 
Fortschritt der Menschheit resignieren, 
wenn sie nicht gar zur Gegenseite über¬ 
laufen, ist es angebracht sich des Wirkens 
solch großer Geister und ihres Beitrages 
zu erinnern. In Italien gehörte auch der 
Dramatiker Silvio Pellico dazu. Als einer 
der führenden intellektuellen Wegberei¬ 
ter des Risorgimento war er wegen sei¬ 
nes Eintretens für die nationale Unab¬ 
hängigkeit 1820 verhaftet und in Wien 
zum Tode verurteilt worden. Vom Kai¬ 
ser zu 20 Jahren Kerker begnadigt, wur¬ 
de er in das Habsburger-Staatsgefängnis 
auf dem Spielberg bei Brünn eingelie¬ 
fert. 1830 wurde er freigelassen. In sei¬ 
nem 1832 erschienenen Buch „Meine 
Gefängnisse“ nannte er den Spielberg 
„sein Grab“, was bedeutete, „dass man 
zur Arbeit verpflichtet ist, eine Kette an 
den Füßen zu tragen, auf bloßen Brettern 
schlafen und die ärmlichste Kost essen 
muss, die sich nur denken lässt“. Pellicos 
Anklage gegen die Habsburger-Fremd¬ 
herrschaft wühlte die Gemüter der Itali¬ 
ener zutiefst auf. 

Dem Kampf des Volkes widme¬ 
te auch der Dramatiker, Lyriker und 
Schriftsteller Alessandro Manzoni sein 


Schaffen. 1827 erschien sein Hauptwerk, 
der historische Roman „Die Brautleute“, 
in dem er mit leidenschaftlicher Anteil¬ 
nahme die Geschichte eines lombardi¬ 
schen Liebespaares zur Zeit der Spani¬ 
erherrschaft im 17. Jahrhundert erzählte. 
Die Parallele zum drückenden Joch Ös¬ 
terreichs war für den italienischen Leser 
augenscheinlich. Nach Ausbruch der Re¬ 
volution 1848 trat Manzoni dem Triumvi¬ 
rat in Florenz bei und nahm aktiv an den 
Unabhängigkeitskämpfen teil. 

Vom 15. bis 30. September 1841 tagte in 
Florenz der III. Kongress der Wissen¬ 
schaftler aus ganz Italien. Bereits der 
erste Kongress 1839 in Pisa hatte sich, 
anknüpfend an den Geist der Renais¬ 
sance und seiner Verkörperung durch 
Galilei, zur Freiheit des Gedankens und 
zum Liberalismus bekannt. Die Anwe¬ 
senheit von 421 Wissenschaftlern aller 
Zweige aus ganz Italien zeugte von ei¬ 
nem Bekenntnis zur nationalen Ein¬ 
heit. Die Ergebnisse der Tagung stellten 
eine Kampfansage an die Herrschaft der 
Habsburger und des Papstes dar, welche 
Demokraten wie Liberale enthusiastisch 
aufnahmen. Bis zum VII. Kongress 1845 
in Neapel stieg die Zahl der Teilnehmer 
auf 2 427 an. 

Im Juli 1851 veröffentlichte der 
Herzog Carlo Pisacane seine Schrift 
„Guerre combattuta in Italia nelli Anni 


1848/49“, in der er Lehren aus der Nie¬ 
derlage der Revolution zog und die 
Befreiungskriege als „revolutionäre 
Ereignisse“ und Ausdruck „eines Klas¬ 
senkampfes“ einschätzte. Wie Giuseppe 
Garibaldi, an dessen Seite er 1849 die 
Römische Republik verteidigte, war er 
von den Saint-Simonisten beeinflusst 
und erkannte, dass die künftige italie¬ 
nische Revolution einen sozialistischen 
Inhalt haben müsse und sich nicht im 
Parlamentarisch-Institutionellen er¬ 
schöpfen dürfe. Er forderte, an die Bau¬ 
ern Grund und Boden zu verteilen. 1857 
wollte Pisacane in der Bucht von Sapri 
bei Palermo mit einer Gruppe Patrio¬ 
ten einen Bauernaufstand entfachen. 
Am 27/28 Juni überwältigten sie im Ha¬ 
fen von Ponza die Mannschaft des Ge¬ 
fängnisses und befreiten 300 politische 
Gefangene, von denen sich die meisten 
ihnen anschlossen. Aufrufe an die Bau¬ 
ern, sich gegen die Fremdherrschaft zu 
erheben, hatten jedoch keinen Erfolg. 
Am 1./2. Juli wurde die Abteilung Pisa- 
canes vom 7. bourbonischen Jägerbatail¬ 
lon niedergemacht. 111 Revolutionäre 
wurden getötet, 35 nach der Gefangen¬ 
nahme erschossen. 70 entkamen zu¬ 
nächst, unter ihnen der schwer verwun¬ 
dete Pisacane. Um nicht lebend in die 
Hände seiner Feinde zu fallen, wählte 
er den Freitod. 


Nach dem Sieg der Bourgeoisie setzte 
eine ungeheure Verelendung der Arbei¬ 
ter, Bauern und ärmsten Schichten ein. 
Fortschrittliche Künstler und Schriftstel¬ 
ler nahmen sich der so Ausgebeuteten an 
und setzten die revolutionären bürger¬ 
lich-demokratischen Traditionen des Ri¬ 
sorgimento fort. Zu ihnen gehörte Gio¬ 
vanni Carmelo Verga, der nach zunächst 
romantisch-leidenschaftlichen Gesell¬ 
schaftsromanen sich der erschütternden 
Armut der sizilianischen Landbevölke¬ 
rung zuwandte und zum Begründer des 
italienischen Verismus wurde. Mit „Ned- 
da“ (1874) und „Sizilianische Dorfge¬ 
schichten“ (1880) stieg er zum Meister 
veristischer Novellen auf. In „Siziliani¬ 
sche Bauernehre“ (1884), die Pietro Mas- 
cagni als Stoff für seine Oper „Cavalleria 
rusticana“ nahm, schilderte er eindrucks¬ 
voll das Volksleben Siziliens. Seine be¬ 
deutendsten Romane wurden „Malavo- 
glia“ (1881) und „Don Gesualdo“ (1889), 
in denen er mitfühlend die Leiden der 
Unterdrückten gestaltete, deren Denken 
von Resignation beherrscht wurde. Auch 
wenn Verga nicht die gesellschaftlichen 
Wurzeln von Ausbeutung und Unterdrü¬ 
ckung und den Kampf dagegen aufzeig¬ 
te, gebührt ihm das Verdienst, als erster 
die Bauern und Tagelöhner, Hirten und 
Fischer in die italienische Literatur ein¬ 
geführt zu haben. Gerhard Feldbauer 
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Debatte 


unsere zeit m 


Bestimmung von Zwischenetappen bleibt notwendig 

Von Artur Moses 


B jörn Blach und Paul Rodermund 
beschäftigen sich in einem Bei¬ 
trag zur Strategiedebatte der 
DKP mit dem Weg zum Sozialismus. 
Es geht auch um die „Antimonopo¬ 
listische Demokratie 4 . 4 Sie gebrauchen 
mehrfach diesen Begriff. Im gültigen 
Parteiprogramm von 2006 gibt es den 
Begriff „antimonopolistische Demo¬ 
kratie 44 überhaupt nicht. Es wird nicht 
wahrgenommen, dass das Programm 
2006 weiter entwickelt worden war. Es 
heißt da nämlich: „Durch antimonopo¬ 
listische Umwälzungen den Weg zum 
Sozialismus öffnen 4 . 4 Dies ist nicht nur 
eine andere Formulierung. 

Blach und Rodermund schreiben: 
„Für unsere Zeit lässt sich aus unserer 
Sicht konstatieren, dass die Alternative 
der antimonopolistischen Demokratie 
als ein klassenübergreifendes Regierungs¬ 
bündnis zur Entmachtung der Monopol¬ 
bourgeoisie auf Grundlage kapitalisti¬ 
scher Eigentumsverhältnisse unrealistisch 
und wenig denkbar erscheint 44 . Klassen¬ 
übergreifendes Regierungsbündnis? Das 
ist eine Versimpelung des Programms. 

So werden in dem gesamten Beitrag 
dialektische Zusammenhänge nicht dar¬ 
gestellt, sondern auseinander gerissen. 
Unverständnis, Nachlässigkeit, Absicht? 
Ein Blick ins gültige Parteiprogramm 
eröffnet, worum es eigentlich geht. Im 
Kapitel IV des gültigen Programms der 
DKP heißt es u.a.: „In der vor uns lie¬ 
genden Etappe kommt es darauf an, 
gesellschaftliche Kräfte weit über die 
Linke hinaus im Widerstand gegen die 
neoliberale Politik zu bündeln. Allianzen 
verschiedener sozialer und gesellschaft¬ 
licher Kräfte, die sich an verschiedenen 
Fragen immer wieder neu bilden und in 
denen die Arbeiterklasse die entschei¬ 
dende Kraft sein muss, sind die Vor¬ 
aussetzung, um die Rechtsentwicklung 
und den neoliberalen Umbau der Ge¬ 
sellschaft zu stoppen. Wenn aus diesen 
Allianzen stabile Bündnisbeziehungen 
und ein fester gesellschaftlicher und po¬ 
litischer Block gegen den Neoliberalis¬ 
mus entwickelt wird, dann können die 
gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse so 
verändert werden, dass der Kampf um 
gesellschaftliche Alternativen eine reale 
Perspektive bekommt. 44 

Weiter unten heißt es: „Dieser 
Kampf kann in antimonopolistische 
Übergänge einmünden. ... antimono¬ 
polistische Umwälzung bedeutet eine 
Periode des revolutionären Kampfes, 
in der noch Elemente des Kapitalismus 
und schon Keimformen des Sozialismus 
vorhanden sind. Zunächst werden noch 
die Elemente des Alten überwiegen, im 


Klassenkampf aber werden mehr und 
mehr die Wesenselemente der neuen 
Gesellschaft das Übergewicht erlangen 
müssen, wenn es der Konterrevolution 
nicht gelingen soll, den revolutionären 
Prozess zu ersticken. Wie sich dieser Weg 
konkret gestalten wird, hängt ab von der 
Kraft der Arbeiterklasse, der Stabilität 
ihres Bündnisses mit anderen demokra¬ 
tischen Kräften, vom Einfluss der Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten, aber 
auch von den Formen des Widerstands 
der Reaktion. 44 

Obwohl ich nur ausschnittsweise zi¬ 
tiert habe, wird ersichtlich, worum es in 
unserer gültigen Programmatik wirk¬ 
lich geht: Um mögliche Etappen mit 
Prozesscharakter. Mit einer recht genau¬ 
en inhaltlichen Beschreibung. Mit der 
Feststellung: „Die DKP ist stets davon 
ausgegangen, dass die antimonopolisti¬ 
sche und die sozialistische Umwälzung 
miteinander verbundene Entwicklungs¬ 
stadien in dem einheitlichen revolutionä¬ 
ren Prozess des Übergangs vom Kapita¬ 
lismus zum Sozialismus sind. 44 

Blach und Rodermund stellen fest: 
„Eine Wende zu sozialem und demo¬ 
kratischen Fortschritt halten wir vor 
dem Hintergrund der Entwicklungen 
des Monopolkapitals und der internati¬ 
onalen Kräfteverhältnisse für illusionär. 44 
Wenn eine „Wende zu ... 44 für illusionär 
gehalten wird, was ist dann eine nicht il¬ 
lusionäre Alternative? 

Schlussfolgerung von Blach und Ro¬ 
dermund: „Unsere heutige Situation lässt 
sich viel mehr mit dem Bild des Gueril¬ 
lakrieges fassen. Durch genau geplan¬ 
te Angriffe auf wichtige Stellungen des 
Gegners bei Vermeidung eigener Verlus¬ 
te gilt es, die eigenen Strukturen zu festi¬ 
gen, ideologisch, politisch und organisato¬ 
risch zu wachsen 44 . „Wachsen 44 und „weiter 
kommen 44 durch eine Form von Guerilla- 
Taktik oder mit einer Form eines Gue¬ 
rilla-Kampfes? Unter unseren Bedingun¬ 
gen? Eine Etappe „ Guerilla-Kampf? 44 

Wenn die Überlegungen von Blach 
und Rodermund umgesetzt werden, 
muss eine ganz andere Partei entstehen. 
Ideologisch, politisch, organisatorisch. 
Darum geht es auch beiden Autoren. 
Es geht ja nicht um andere Aktionsfor¬ 
men. Daraus ergibt sich, dass die bisher 
im Programm enthaltenen strategischen 
und taktischen Überlegungen frontal an¬ 
gegriffen werden. Alles illusorisch und 
unrealistisch. Es wird ersatzlos entsorgt. 
An die Stelle von kluger Strategie und 
Taktik soll „Guerilla-Aktionismus 44 tre¬ 
ten! Jahrzehntelange Erfahrungen der 
kommunistischen Bewegung werden 
damit einfach über Bord geworfen. Und 


das soll eine realistische und nicht illusi¬ 
onäre Alternative zu unserer Program¬ 
matik sein? Es ist eine Kapitulation vor 
den Schwierigkeiten des realen Klassen¬ 
kampfes! Dies wird unter unseren Bedin¬ 
gungen zur Isolation führen und früher 
oder später im Untergrund enden. 

(Zwischen-)Etappen bleiben not¬ 
wendig, wenn Türen in Richtung Sozia¬ 
lismus geöffnet werden sollen. Wie soll 
es anders gehen? Mit abenteuerlichen 
großen Sprüngen? Diesen möglichen 
Prozess in Richtung Sozialismus können 
und müssen wir ausleuchten und so weit 
wie möglich beschreiben. Es ist gut und 
sinnvoll dies in Etappen mit konkreten 
inhaltlichen Zielstellungen festzuhalten. 
Dies dient nicht nur als Kompass, son¬ 
dern es geht um den realistischen Weg. 

Wenn ich die Beiträge von Blach und 
Rodermond lese, dann sehe ich ihre be¬ 
rechtigte und radikale Abrechnung mit 
dem kapitalistischen System, das Su¬ 
chen, wie dies möglichst rasch überwun¬ 
den werden kann. Das geht uns ja allen 
so. In erster Linie lese ich aber den sehr 
pessimistischen Blick auf die wirklichen 
realen Entwicklungen, vor allem in der 
Arbeiterklasse. Ich lese eine sich aus- 
ufernde Verzweiflung, weil sich (heute) 
angeblich nichts oder zu wenig in Rich¬ 
tung Sozialismus bewegt. Verzweiflung 
führte allzu oft und auch heute leider zu 
besonders unrealistischen Konzepten. 
Zu Abenteurertum. 

Deshalb kommt von ihnen nichts 
(mehr) zur Beantwortung der Frage, wie 
sich die DKP strategisch und taktisch so 
entwickelt, dass sie tatsächlich wirksa¬ 
mer in die heutigen Klassenkämpfe ein¬ 
greif en und sie mitgestalten kann. Und 
vor allem die real vorhandenen Möglich¬ 
keiten dafür heute kreativ nutzt. 

Vor allem kommt nichts mehr zur 
Frage: Wie und vor allem wodurch wer¬ 
den Bewusstseinsentwicklungen, vor al¬ 
lem in der Arbeiterklasse, ausgelöst und 
befördert? 

Das „Eingreifen 44 in die realen Klas¬ 
senkämpfe war immer schwierig. Dies 
fand immer unter bestimmten Rah¬ 
menbedingungen statt. Darauf möchte 
ich an der Stelle jetzt nicht näher ein- 
gehen. Wobei ich immer schon in einer 
solchen Debatte meine Probleme mit 
dem Begriff „Eingreifen 44 hatte. Es sug¬ 
geriert eine Position, einen Standpunkt, 
der sich abseits, von außen, sich den real 
stattfindenden Klassenkämpfen nähert, 
wenn überhaupt. Es geht eben nicht da¬ 
von aus, dass wir Teil dieser Kämpfe sind 
oder sein müssten. Allerdings kann die 
Formulierung „Eingreifen 44 helfen, die 
Partei und uns alle wieder stärker dar¬ 


auf zu orientieren, dass diese heutigen 
aktuellen Kämpfe unsere sein müssen 
und wir dahin gehören. 

Dazu gehört die Analyse der bestim¬ 
menden Basis der Gesellschaft, der Öko¬ 
nomie, die Entwicklungen und Verände¬ 
rungen. Dazu gehört die Analyse der 
entstehenden und sich entwickelnden 
Widersprüche. Dazu gehört das ständi¬ 
ge Studium der darin wirkenden Klas¬ 
senkräfte. Dazu gehört insbesondere die 
ständige Analyse der Bewusstseinsent¬ 
wicklungen in der Arbeiterklasse, die 


Formen mit ihnen suchen. Es geht um 
ideenreiche Initiativen zur Vernetzung 
und um wirksame Solidarität unterein¬ 
ander. Wir müssten dabei vorangehen. 

Dies ist eigentlich alles im gültigen 
Parteiprogramm enthalten und ange¬ 
legt. Wir müssen jetzt die Etappe „Wen¬ 
de zu sozialem und demokratischem 
Fortschritt 44 mit mehr Leben erfüllen! 
Für mich ist das revolutionär in diesen 
nichtrevolutionären Zeiten! 

So können wir kluge Antworten für 
unsere Strategie und Taktik in der nächs¬ 


Am Konzept der Antimonopolistis 

In der UZ vom 24. Februar haben Björn Blach und Paul Rodermund einen Text veröffent¬ 
licht. Erträgt die Überschrift „Antimonopolistische Demokratie erscheint unrealistisch“ 
und ist, wie es in der Unterzeile heißt, als „ein Beitrag zur Strategiedebatte der DKP“ 
gedacht. Wie man an den hier versammelten Beiträgen unschwer erkennt, die wir zum 
Teil haben stark kürzen müssen, stoßen Blach und Rodermund mit ihren Positionen auf 
breiten Widerstand in der Partei (und auch außerhalb). Das kann man jetzt schon fest- 
halten. Zugleich ist die Debatte um die Strategie der Partei neu eröffnet. Auch wenn am 
Konzept der antimonopolistischen Umwälzung als Übergangsform zum Sozialismus 
festgehalten werden soll, stellt sich die Frage, wie Artur Moses in seinem Beitrag auf 
dieser Seite schreibt,„wie sich die DKP strategisch und taktisch so entwickelt, dass sie 
tatsächlich wirksamer in die heutigen Klassenkämpfe eingreifen kann“. 

Patrik Köbele hat auf der jüngsten Sitzung des Parteivorstands Ende Januar gesagt: 
„Bei alledem wollen wir als Sekretariat aber auch nicht verbergen, dass wir uns ei¬ 


sich nicht unerheblich in ihrer sozialen 
Struktur verändert hat. Dazu gehört aber 
auch die Analyse und Wahrnehmung von 
anderen Teilen in der Gesellschaft, vor 
allem im Überbau, die sich im Wider¬ 
spruch zu diesem System oder zumin¬ 
dest im Widerspruch zu den Auswirkun¬ 
gen und Folgen der kapitalistischen Pro¬ 
duktionsweise befinden und dagegen im 
fortschrittlichen Sinne aktiv sind. 

Zu allen Punkten gibt es viele und 
umfangreiche marxistische Analysen. Sie 
müssen aber wahrgenommen und in der 
Debatte um die Strategie und Taktik der 
Partei den entsprechenden Stellenwert 
bekommen. Auch in den Beschlüssen des 
Parteivorstands in Vorbereitung des Par¬ 
teitages 2018 finde ich keine brauchba¬ 
re Idee, wie solche Erkenntnisse für uns 
zugänglicher und produktiver gemacht 
werden. 

Wir brauchen revolutionäre Geduld, 
auch wenn sie schwerfällt. Wir brauchen 
einen langen Atem mit dem berühm¬ 
ten „historischen Optimismus 44 . Wir sind 
mehr denn je gefordert, die aktuellen 
Kämpfe, deren konkreten Verlauf und 
Ergebnisse genau zu analysieren. Wir 
müssen den am weitesten entwickelten 
und den bewusstesten Kräften in diesen 
Kämpfen vor allem zuhören und solida¬ 
risch den Dialog in unterschiedlichen 


ten Etappe finden. So können wir Kraft 
und Zuversicht gewinnen. Wir müssen 
ein solidarisches Klima in und um die 
Partei entwickeln, in dem sich alle, die 
in diesen Fragen mitdenken und mitdis¬ 
kutieren wollen, dabei sei können und 
sich heimisch fühlen. Und nicht ausge¬ 
grenzt werden. Letzteres ist nicht zum 
Nutzen, sondern zum Schaden nicht nur 
der DKP. 

Ich sehe ein großes Defizit darin, dass 
die meiner Ansicht nach dialektisch ver¬ 
bundene „Vorstufe 44 einer „antimonopo- 
listischen Umwälzung 44 , die Notwendig¬ 
keit einer „Wende zu demokratischem 
und sozialem Fortschritt 44 , vollkommen 
unter den Tisch fällt. 

Es ist die nächste Etappe. Deren Ver¬ 
lauf und deren Ergebnisse werden dar¬ 
über entscheiden, ob die sozialistische 
Perspektive realer wird. Ich kann nicht 
nachvollziehen, warum der Parteivor¬ 
stand in seinen konzeptionellen Vor¬ 
schlägen zur Vorbereitung des Parteita¬ 
ges gerade darauf verzichtet, die Debatte 
um eine „Wende zu demokratischem und 
sozialem Fortschritt 44 deren Entwicklung 
und konzeptioneller Ausgestaltung als 
Dreh- und Angelpunkt in den Mittel¬ 
punkt zu stellen. Ich halte das für drin¬ 
gend erforderlich und notwendig. Sonst 
geht es daneben. 


Das Alter der Strategie 
spricht nicht 
unbedingt gegen sie 

Vorweg, ich bin weder für ein Denk- 
noch für ein Diskussionsverbot. Den¬ 
noch halte ich es für bedenklich, wenn 
Björn und Paul (die ich im Übrigen sehr 
wertschätze) in ihren Funktionen unser 
Parteiprogramm als teilweise schwam¬ 
mig und unmarxistisch herabwürdigen. 

Die Tatsache, dass der Gedanke der 
antimonopolistischen Strategie teilwei¬ 
se auf Einschätzungen beruht, die schon 
vor fast einem halben Jahrhundert un¬ 
ter völlig anderen Kräfteverhältnissen 
entwickelt wurden beweist nicht, dass er 
per se falsch ist, so wenig die noch älte¬ 
ren Gedanken Gramscis per se heute die 
richtige Strategie sein müssen. Ich halte 
z.B. den Kampf um eine Wende zu so¬ 
zialem und demokratischem Fortschritt, 
auf dem Weg der erforderlichen Gewin¬ 
nung der Mehrheit für eine sozialistische 
Umgestaltung, nicht von vorne herein für 
illusorisch. Manfred Jansen 

Was resignativ übrigbleibt 

Blach/Rodermund schreiben: „Für unse¬ 
re Zeit lässt sich aus unserer Sicht kons¬ 
tatieren, dass die Alternative der antimo- 
nopolistischen Demokratie als ein klas¬ 
senübergreifendes Regierungsbündnis 
zur Entmachtung der Monopolbourgeoi¬ 
sie auf Grundlage kapitalistischer Eigen¬ 
tumsverhältnisse unrealistisch und wenig 
denkbar erscheint 44 . 

Warum eigentlich? Schließt etwa das 
Entwicklungsgesetz der Negation der 


Negation die antimonpolistische Demo¬ 
kratie als eine mögliche Negation der 
bürgerlichen Demokratie aus? Die kon¬ 
sequente Anwendung der dialektischen 
Gesetze wird sicher weitergehen kön¬ 
nen und müssen. Wenn die Einordnung 
„unserer Zeit 44 sich auf „unsere Zeit 44 als 
„nichtrevolutionäre 44 Zeit stützt, dann 
fällt freilich für die Dialektik der Ver¬ 
änderung nur noch eine resignative Zu¬ 
sammenfassung ab: „Was bleibt uns auch 
anderes übrig? 44 Helmut Woda 

Erinnerung an 
die 80 Jahre 

Was soll ich dazu sagen? Da habe ich 
nun mit „schwammigen und z.T. unmar¬ 
xistischen 44 Formulierungen im aktuellen 
Parteiprogramm gelebt ohne dass es bei 
mir Verwirrung ausgelöst hätte. Auch die 
„umherschwimmenden Versatzstücke 44 
einer Strategie, die damals entwickelt 
wurde, haben mich nicht aus dem Kon¬ 
zept gebracht. 

Nun aber kommt Klarheit in den La¬ 
den. Nun bekomme ich gesagt, wie Bünd¬ 
nispolitik aussehen sollte, wobei der 
Klassenstandpunkt eine hervorragende 
Rolle spielen muss. Das habe ich wohl 
in meiner Tätigkeit in vielen Bündnissen 
in den vielen Jahrzehnten nie bedacht. 
Da mir der Sinn für eine „verschwore¬ 
ne Gemeinschaft 44 fehlt, kann ich auch 
mit der Guerilla-Taktik nichts anfangen. 
Aber mal im Ernst: Diese Debatte erin¬ 
nert mich fatal an die Debatten Ende der 
achtziger Jahre in der Partei, (Betonköp¬ 
fe und Neuerer) die der Partei einen un¬ 


heimlichen Schaden zufügte. Ein neuer 
Bruch, den ich nicht noch einmal erleben 
möchte, würde auch das Ende der Partei 
bedeuten und die beste Strategiedebatte 
wäre hinfällig. Ulrich Toeppe 

Bereits geduldig widerlegt 

Wohl eher hat eine „verschworene Ge¬ 
meinschaft mit klaren Zielen 44 zu der die 
Genossen Blach/Rodermund und andere 
die gesamte Partei nach eigenen Worten 
machen möchten, diese Debatte aktiv 
und absichtsvoll erneut losgetreten. Und 
zwar über news.dkp, die offizielle Websi¬ 
te der DKP. Damit wird erst die aktuelle 
Verwirrung und Desorientierung beför¬ 
dert, die man zu bekämpfen vorgibt. 

Einen Großteil dessen, was Blach/ 
Rodermund erneut behaupten, konnte 
man schon z.B. im Juni 2011 in einem 
t&p-Beitrag von Blach/Grüß/Anonymus 
lesen. Ihre auf Falschdarstellungen be¬ 
ruhende Fundamentalkritik haben Willi 
Gerns und Robert Steigerwald damals 
in der UZ vom 29. 7 2011 geduldig und 
detailliert argumentierend widerlegt 
und dabei dargelegt, dass die antimo¬ 
nopolistische Strategie der DKP gera¬ 
de unter den heutigen Bedingungen und 
Kräfteverhältnissen aktueller denn je ist. 
Mehr zu deren Entwicklungsgeschichte, 
Bedeutung und Aktualität ist u.a. nach¬ 
zulesen in dem 2015 in der Edition Mar¬ 
xistische Blätter erschienenen Buch von 
Willi Gerns „Revolutionäre Strategie 
in nichtrevolutionären Zeiten 44 das als 
Grundlagenliteratur für jede Strategie¬ 
debatte unverzichtbar ist. Lothar Geisler 


Nicht von der Hand 

Es ist m.E. sehr zu begrüßen, dass sich 
Björn Blach und Paul Rodermund be¬ 
denkenlos mit dem Problem der antimo¬ 
nopolistischen Demokratie auseinander¬ 
setzen. Der Zweifel an der Realisierbar¬ 
keit dieser strategischen Orientierung ist 
keineswegs mit dem ultralinken Vorwurf 
zu verwechseln, die DKP verzichte mit 
ihr auf den Kampf um den Sozialismus. 
Die Notwendigkeit von Übergangsfor¬ 
derungen, deren Sinn vor allem die Ent¬ 
wicklung des Klassenbewusstseins der 
Arbeiterklasse ist, ihre Formierung als 
revolutionäres Subjekt, ergibt sich nicht 
zuletzt daraus, dass der proletarische 
Klassenkampf zwar ein Endziel hat, die¬ 
ses sich aber nicht in einem einzelnen 
Akt, sondern in der Gesamtbewegung 
der proletarischen Klasse verwirklicht, 
die verschiedene Stadien und Phasen 
durchläuft - Rückschläge, Niederlagen 
eingeschlossen. Völlig zutreffend hat 
die DKP deshalb immer wieder erklärt, 
dass ihre bevorzugte strategische Orien¬ 
tierung keine Gesetzmäßigkeit sei. Die 
Argumente von Blach und Rodermund 
sind jedenfalls nicht von der Hand zu 
weisen. Auch ich hege Zweifel an der 
derzeitigen Richtigkeit der Orientierung 
„antimonopolistische Demokratie 44 und 
würde ähnlich argumentieren, wie die 
beiden Autoren. 

Besonders wichtig erscheint es mir aber, 
den antimonopolistischen (antiimperi¬ 
alistischen) Kampf nicht dem antikapi¬ 
talistischen Kampf gegenüberzustellen 


zu weisen 

oder von diesem zu lösen, sondern die 
innere Dialektik zu erkennen. Ich sehe 
hierin ein Grundproblem der Strategie¬ 
debatte, bei der ja Tatsachen im Mittel¬ 
punkt stehen müssen. Der heutige Impe¬ 
rialismus ist zwar ganz bedeutend weiter 
entwickelt, als zur Zeit Lenins, es dürf¬ 
te aber durchaus nützlich sein, sich an 
die Programmdiskussion auf dem VIII. 
Parteitag der KPR(B) vom März 1919 zu 
erinnern. In Erwiderung auf Bucharin 
führte Lenin im Bericht über das Par¬ 
teiprogramm aus: „Der Imperialismus 
ist ein Überbau über dem Kapitalismus. 
Wenn er zerfällt, haben wir es mit dem 
Zerfall der Spitze und der Bloßlegung 
des Fundaments zu tun. Darum eben 
muss unser Programm, wenn es richtig 
sein will, aussprechen, was ist. Es gibt 
den alten Kapitalismus, der auf einer 
ganzen Reihe von Gebieten zum Impe¬ 
rialismus geworden ist. Seine Tendenzen 
sind nur imperialistisch. Die Grundfra¬ 
gen können nur vom Standpunkt des 
Imperialismus betrachtet werden. Es 
gibt keine bedeutende Frage der Innen¬ 
oder Außenpolitik, die anders als vom 
Standpunkt dieser Tendenz entschieden 
werden könnte. Nicht davon spricht jetzt 
das Programm. In Wirklichkeit existiert 
der gewaltige Untergrund des alten Ka¬ 
pitalismus. 44 (LW, Bd. 29, S. 154) Nur von 
daher können m.E. die Probleme der 
Klassenanalyse richtig gelöst werden 
und auch die Probleme der Bündnispo¬ 
litik. Herbert Münchow 
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Selbstüberschätzung führt ins Sektierertum 

Von Wolfgang Reinicke-Abel 


I ch möchte mit meiner Antwort ver¬ 
suchen, einen Beitrag zur Strategie¬ 
debatte der DKP zu leisten. Im Ar¬ 
tikel von Blach und Rodermund geht 
es um nicht weniger als um die inhalt¬ 
liche wie auch sprachliche Entsorgung 
einer seit über dreißig Jahren andau¬ 
ernden und geführten Strategiediskus¬ 
sion und Gesellschaftsanalyse in der 
gesamten - nicht nur deutschen - Ar¬ 
beiterbewegung. 

Angesichts der Formierung eines 
zunehmend autoritär auftretenden 


Bevormundung des ganzen gesell¬ 
schaftlichen Lebens abgeleitet. Dieses 
Avantgardeverständnis hat wesentlich 
zur Entfremdung der Partei von den 
Massen und damit zur Niederlage des 
realen Sozialismus beigetragen.“ 

Es geht in dem Beitrag von Ro¬ 
dermund und Blach um die Entsor¬ 
gung des nach wie vor gültigen Par¬ 
teiprogramms von 2006 - auf dessen 
Grundlage ich Mitglied der Partei 
wurde - und im Grunde um die Ab¬ 
sage an jegliche Form von Strategie, 


chen Demokratie festhalten 

nig sind, dass es uns entsprechend der Programmatik der DKP um eine Strategieent¬ 
wicklung auf der Grundlage der Theorie des staatsmonopolitischen Kapitalismus 
geht. Wir halten die strategische Grundlinie, wie sie unser Programm entwickelt für 
richtig. Wir sind der Meinung, dass die Partei mit ganzer, gemeinsamer Kraft darum 
ringen muss, die derzeitige Kampfetappe, in der wir uns befinden, möglichst genau 
zu bestimmen. Und wir sagen auch offen: Ja, da haben wir Defizite. Wenn dem nicht 
so wäre, würden wir als Partei eine andere Rolle in Klassenkämpfen spielen. Aber bei 
diesem Ringen verfolgen wir ein Ziel: die antimonopolitische Strategie nicht zu ent¬ 
sorgen, sondern auf die Höhe der Zeit zu bringen. Wir werden der kommenden PV- 
Tagung entsprechende Überlegungen für die Führung der Diskussion, den Entwurf 
eines inhaltlichen Antrags an den 22. Parteitag und den Einberufungsbeschluss für 
den 22. Parteitag vorlegen. 

LZ 


bürgerlichen Staates, dessen Geheim¬ 
dienste inzwischen anscheinend völlig 
„freie Hand“ haben, sei aber schon zu 
Beginn die Frage erlaubt, wem Verbal¬ 
radikalismus nützt. Die im Text deut¬ 
lich werdende Selbstüberschätzung 
führt geradewegs ins Sektierertum und 
damit in die Bedeutungslosigkeit einer 
deutschen kommunistischen Partei. 
Daher möchte ich Willi Gerns („Re¬ 
volutionäre Strategie in nichtrevolu¬ 
tionären Zeiten“, Essen 2016, S.22) 
zitieren, der den selbsternannten Ver¬ 
tretern der Vorhut der Arbeiterklas¬ 
se Folgendes ins Stammbuch schrieb: 
„Dabei wollen wir (um Missverständ¬ 
nisse zu vermeiden) zunächst klären, 
was unter Vortrupp (Avantgarde) zu 
verstehen ist. Mit dem Begriff wurde 
in der Vergangenheit von regierenden 
kommunistischen Parteien ja nicht 
wenig Schindluder getrieben. Aus 
ihm wurde der ,Führungsanspruch’, 
die Allwissenheit der Partei und die 


mithin, um die Entsorgung von Wis¬ 
senschaftlichkeit und objektiver, ma¬ 
terialistisch-dialektischer Analyse 
gesellschaftlicher Entwicklung über¬ 
haupt. Es scheint, dass diesbezüglich 
im Vorfeld des Parteitages nächstes 
Jahr ein Testballon gestartet werden 
soll. Auch wenn - wie ich vermute aus 
rein taktischen und im Kontext des Ar¬ 
tikels nicht nachvollziehbaren Grün¬ 
den - die Anti-Freihandelsbewegung 
aus der Nicht-Denkbarkeit (?) fort¬ 
schrittlicher Bündnisse mit Teilen der 
nichtmonopolistischen Bourgeoisie 
ausgenommen wird, sei der Hinweis 
erlaubt, dass gerade meine Arbeit als 
Kommunist in der Bewegung gegen 
CETA und TTIP ein gutes Beispiel 
für die nach wie vor realistische stra¬ 
tegische Ausrichtung auf eine antimo¬ 
nopolistische Demokratie ist. 

Der Marxismus ist stark genug, die 
revolutionäre Ungeduld in Schach zu 
halten und Widerstand dagegen zu 


leisten: Da ist zum Einen der Respekt 
vor den Realitäten als methodologi¬ 
scher Grundsatz, die wissenschaftliche 
Objektivität als ethisches Ideal. Nur so 
konnten sie die mit der Realität gar 
nicht oder schlecht vermittelte Pro¬ 
grammatik des utopischen Sozialismus 
hinter sich lassen, nur so an wirkliche 
Kämpfe anknüpfen und sich mit ihnen 
identifizieren - die die beiden Autoren 
Blach und Rodermund in ihrem Ar¬ 
tikel zuerst ignorierten und anschlie¬ 
ßend verkannten -, nur so die kommu¬ 
nistische Zielsetzung aus der Analyse 
der wirklichen Bewegung der bürger¬ 
lichen Gesellschaft gewinnen. Und bei 
alledem befolgten Marx und Engels 
ernsthaft die Anforderungen strenger 
Wissenschaftlichkeit. Dies sei den bei¬ 
den Autoren zur Beachtung empfoh¬ 
len, die das Denken dadurch unergie¬ 
big machen - und noch unergiebiger 
für eine Revolution -, dass sie ihm ein 
Befolgen kurzfristiger, scheinbar prak¬ 
tikabler Parolen („Raus aus der Nato“, 
„Raus aus der EU“ „Stellungskrieg, 
Guerillakrieg“) abverlangen. 

Da der Kapitalismus auf privatem 
Eigentum an Produktionsmitteln be¬ 
ruht, muss sich jede Kritik an ihm mit 
der Eigentumsfrage befassen. Somit 
sind Marxisten davon überzeugt, dass 
jeder kleine Restaurantbesitzer und 
Geschäftsinhaber und jeder Eigentü¬ 
mer eines auf Selbstausbeutung beru¬ 
henden Betriebs versteht, dass nicht 
die Kommunisten seine Gegner sind, 
sondern das monopolisierte Kapital. 
Soviel zum schwankenden Kleinbür¬ 
gertum im Artikel von Blach/Roder¬ 
mund. 

Unter der Überschrift Grundfra¬ 
gen der Aktionseinheit, wird es von 
Blach/Rodermund als Fehler be¬ 
zeichnet, „die betriebliche durch eine 
gewerkschaftliche Orientierung zu er¬ 
setzen“. Dabei gehe es darum, „die Ge¬ 
werkschaften zu ändern“. Die bereits 
oben erwähnte Selbstüberschätzung 
und das Wunschdenken feiern auch 
hier fröhliche Urstände. Wie kann ich 
nun realistischerweise Gewerkschafts¬ 
mitglieder - ergo die Arbeiterklasse - 
von klassenbewussterem Handeln 
überzeugen? Wie sieht unsere Kon¬ 
zeption aus? Was kann an die Stelle 


der kapitalistischen Eigentumsverfas¬ 
sung treten? Mit solchen strategischen 
Fragen rückt die Frage des Eigentums 
in den Mittelpunkt der strategischen 
Debatte. 

Mitarbeitergesellschaften, echte 
Mitbestimmung und ein umfassendes 
Genossenschaftswesen mögen allei¬ 
ne eine andere Wirtschaftsordnung 
nicht hervorbringen können. Diese 
neuen Eigentumsformen sollten aber 
dennoch wichtige Bestandteile einer 
neuen Ordnung sein, die - im Unter¬ 
schied zum vergangenen Realsozialis¬ 
mus - auf der Pluralität unterschied¬ 
lichster Eigentumsformen beruhen 
müssen. Dies bedarf einer intensiven 
Debatte - auch innerhalb der Gewerk¬ 
schaftsbewegung, unserem wichtigsten 
Verbündeten im Kampf für eine bes¬ 
sere Gesellschaft. 

Beim Beharren auf einem wei¬ 
ten, politischen Klassenkampfbegriff 
befindet man sich in Übereinstim¬ 
mung mit Lenin und hier vor allem 
mit dessen Aussagen in der Schrift 
„Was tun?“: „Die Aneignung von 
Klassenbewusstsein und die Teilnah¬ 
me am revolutionären Klassenkampf 
hat das Verständnis der gesellschaft¬ 
lichen Totalität in all ihren Aspekten 
zur Voraussetzung.“ Neben Lenin be¬ 
zieht sich der italienische Philosoph 
und Marxist Losurdo auch auf Anto¬ 
nio Gramsci, der verlangt hatte, dass 
die Arbeiter auch „als Angehörige ei¬ 
ner Klasse denken, die sich anschickt, 
die Bauern und die Intellektuellen 
zu führen, einer Klasse, die nur dann 
siegen und den Sozialismus aufbau¬ 
en kann, wenn ihr die große Mehr¬ 
heit dieser gesellschaftlichen Schich¬ 
ten hilft und ihr folgt. Gelingt ihr das 
nicht, wird das Proletariat nicht zur 
führenden Klasse.“ (A. Gramsci, La 
costruzione del partito communista, 
Turinl 971, S. 145) Dies steht in ek¬ 
latantem Widerspruch zu den Auto¬ 
ren Blach und Rodermund, die in der 
Aussage „fortschrittliche Bündnisse 
mit Teilen der nichtmonopolistischen 
Bourgeoisie ... sind zumindest in ab¬ 
sehbarer Zeit nicht denkbar“ gipfelt. 
Losurdo kommt hingegen zu folgen¬ 
der Schlussfolgerung: „Letztlich hat 
sich das Organisationsmodell der In¬ 


ternationale deshalb als inadäquat 
erwiesen, weil sie oftmals von einem 
Klassenkampf in seiner reinen Form 
ausging, der sich doch ziemlich selten 
so zutrug, und weil sie eine sozialis¬ 
tische Revolution in ebenfalls reiner 
Form erwartete, wie sie indes niemals 
eingetreten ist und auch niemals ein- 
treten wird.“ (Domenico Losurdo, Der 
Klassenkampf oder die Wiederkehr 
des Verdrängten? Köln, 2016, S. 210) 
Die lohnabhängig Beschäftigten 
müssen sich angesichts des staats¬ 
monopolistischen Kapitalismus mit 
den unteren Schichten der Bourgeoi¬ 
sie (mit kleinen Gewerbetreibenden, 
kleinen Selbstständigen und Freibe¬ 
ruflern sowie Landwirten) verbünden. 
Und schließlich müssen wir uns an vier 
Schichten der Bevölkerung wenden, 
die in einer progressiven Konvergenz 
zu besonderen Verbündeten der Ar¬ 
beiterklasse werden können: Junge 
Menschen, Studenten, Intellektuelle 
und Künstler. Dies steht im krassen 
Gegensatz zur Haltung der Autoren 
Blach und Rodermund, bei denen 
„Schwankende Schichten wie die In¬ 
telligenz oder kleine Selbstständige ... 
ebenfalls gewonnen oder neutralisiert 
(!) werden [müssen].“ 

Der historische Materialismus bie¬ 
tet, da er von der Natürlichkeit der 
Menschen, von ihren Elementarbe¬ 
dürfnissen ausgeht, durchaus die Mög¬ 
lichkeit der Entwicklung jenes Gesell¬ 
schaftsentwurfs, mit dessen Hilfe der 
innere Zusammenhalt der Welt als 
auch die Perspektive ihrer Entwick¬ 
lung beschrieben werden können. Es 
gibt daher auch keinen Anlass, sich 
von ihm zu verabschieden oder ihn gar 
zu entsorgen (s.o.). Daher möchte ich 
mit einem Zitat von Robert Steiger¬ 
wald (R. Steigerwald in: E. Lieberam/J. 
Miehe (Hg.): Arbeitende Klasse in 
Deutschland, Bonn 2011) schließen: 
„ Aber die Arbeiterklasse allein wird 
die Dinge nicht schultern, und das 
braucht sie auch nicht, bei der Lösung 
sehr entscheidender Fragen hat sie 
ernste Bündnispartner! Denn Anfän¬ 
gen mit der Lösung unserer Aufgaben 
sollte man nicht, indem man sich ge¬ 
gen die anderen [eben angeführten] 
Bewegungen stellt...“ 


Realismus und Illusionäres 


Empörter Zwischenruf 


Der Beitrag zur Strategiedebatte argu¬ 
mentiert gegen die Forderung nach ei¬ 
ner Antimonopolistischen Demokratie. 
Sie sei unter den heutigen internationa¬ 
len Kräfteverhältnissen kein realistisches 
Ziel mehr. Aus eben diesem Grund ist 
diese Orientierung im Programm von 
2006 so auch nicht mehr enthalten. Im 
Unterschied zum Programm von 1978, 
in dem sie noch detailliert beschrieben 
worden ist. 

Wogegen also richtet sich der Bei¬ 
trag? Im Parteiprogramm seien „schwam¬ 
mige und teils unmarxistische Formulie¬ 
rungen“ enthalten. Den Nachweis bleiben 
die Autoren allerdings schuldig. Der Bei¬ 
trag greift die strategische Orientierung 
der DKP an, die seit 1978 eine „Wende 
zu demokratischem und sozialem Fort¬ 
schritt“ als nächstes Etappenziel benennt. 
Das geschieht vor dem Hintergrund von 
Angriffen auf die sozialen und demokra¬ 
tischen Rechte, die aufgrund ungünsti¬ 
ger Kräfteverhältnisse immer schlechter 
abgewehrt werden können. Das gilt seit 
der Niederlage des realen Sozialismus in 
Europa erst recht. Wir befinden uns also 
in Abwehrkämpfen und müssen in ihnen 
die Kraft entwickeln, widerstehen zu kön¬ 
nen, um dann wieder Veränderungen im 
Interesse der Menschen mit und ohne Job 
durchsetzen zu können. 

Seit dem 19. Parteitag wird vom Par¬ 
teivorstand diese Orientierung nicht 
mehr genannt. Der jetzige Beitrag stellt 
diese Orientierung nun offen in Frage 
und hält sie für „illusionär“. Was wird als 
Alternative angeboten? Die Überwin¬ 
dung von NATO und EU in der Form, 
dass Deutschland aus beiden austritt. 
Das durchzusetzen wird als Orientie¬ 
rung für die nächste vor uns liegende 
Etappe vorgeschlagen. Gegen einen 
u.U. länger andauernden Kampf für 


antimonopolistische Veränderungen 
wird ins Feld geführt, dass schon kleine 
Angriffe auf die monopolistische Ver¬ 
fügungsgewalt deren härtesten Wider¬ 
stand hervorrufen. Das ist, schauen wir 
aktuell nach Lateinamerika, völlig rich¬ 
tig. Das gilt aber für die vorgeschlage¬ 
nen Aufgabenstellungen erst recht. Die 
Forderung nach einem Austritt aus der 
NATO ist zwar richtig, ihre Durchset¬ 
zung ist aber an eine Reihe von Voraus¬ 
setzungen gebunden. Ein NATO-Aus- 
tritt würde nicht nur auf den härtesten 
Widerstand des deutschen Militär-In¬ 
dustriellen Komplex und aller Träger 
von Großmachtträumen stoßen, son¬ 
dern auf den geballten Widerstand der 
NATO. Ist dieses Bündnis doch auch 
gegen linke Veränderungen in den Län¬ 
dern der NATO selbst gerichtet. 

Antimonopolistische Forderungen 
werden in dem Beitrag sogar generell in 
Frage gestellt. Das u.a. vorgetragene Ar¬ 
gument, in kleinen Betrieben könnten 
antimonopolistische Losungen sogar zu 
Verwirrung führen, erscheint absurd: An¬ 
tikapitalistische Forderungen sollten ge¬ 
rade dort eine bessere Grundlage haben? 
Wer das Bewusstsein der Arbeiterklasse 
in Betrieben verschiedener Größenord¬ 
nungen kennt, kann darüber nur den Kopf 
schütteln. Wer aber die realen Machtver¬ 
hältnisse zwischen Konzernen und Zulie¬ 
ferern kennt, weiß um die Möglichkeiten 
antimonopolistischer Forderungen. 

Der Hauptgegner sind die Monopo¬ 
le, die heute über mehr Macht denn je 
verfügen, die dank ihrer supranationa¬ 
len Struktur über unvergleichlich große 
Erpressungspotentiale verfügen und mit 
veränderten Konzernstrukturen und Ma¬ 
nagementtechniken der Entwicklung von 
Solidarität innerhalb der Beschäftigten 
große Hindernisse in den Weg stellen. 


Dagegen müssen wir einen beharrlichen 
Kampf um Organisierung, Bündnisarbeit 
und Schaffung von Bewusstsein führen, 
was nur in gesellschaftlichen Auseinan¬ 
dersetzungen geschehen kann. „Damit 
aber wirklich die ganze Klasse, damit 
wirklich die breiten Massen der Werktä¬ 
tigen und vom Kapital Unterdrückten zu 
dieser Position gelangen, dazu ist Propa¬ 
ganda allein, Agitation allein zu wenig. 
Dazu bedarf es der eigenen politischen 
Erfahrung der Massen.“ Lenin nannte das 
„das grundlegende Gesetz aller großen 
Revolutionen“. Da gibt es keine Abkür¬ 
zungen. Daher haben wir unser Augen¬ 
merk auf die wirklichen Bewegungen zu 
lenken. 

„Originär marxistische Orientierun¬ 
gen“ bestehen nicht aus einem Kanon 
von Weisheiten, sondern sie müssen stets 
an aktuellen Entwicklungen und Erfah¬ 
rungen überprüft und weiterentwickelt 
werden. Dafür ist eine lebendige Debatte 
in einer kommunistischen Partei, die mit 
den Entwicklungen in der Arbeiterklasse 
und mit gesellschaftlichen Bewegungen 
eng verbunden und in ihnen verankert 
ist, unverzichtbar. Marxistische Positi¬ 
onsbestimmung und Bündnisarbeit, Ar¬ 
beit in Gewerkschaft und Bewegung sind 
Seiten derselben Medaille. Sie sind dia¬ 
lektisch aufeinander bezogene und zu¬ 
gleich zu lösende Aufgaben. 

Die geforderte „verschworene Ge¬ 
meinschaft mit klaren Zielen“ ist der 
Weg in eine Art roter Wagenburg, die 
Flucht aus den schwierigen realen Aus¬ 
einandersetzungen mit ihren unvermeid¬ 
lichen Rückschlägen. Eine rote Wohl¬ 
fühloase wird es aber nicht werden, das 
zeigt ein Blick auf das Schicksal der K- 
Gruppen. 

Jürgen Bäumer, Hubert Kniesburges, Reiner Liebau, 
DKP Ostwestfalen-Lippe 


Der Beitrag von Blach und Rodermund 
„Antimonopolistische Demokratie er¬ 
scheint unrealistisch“ verwundert mich 
derart, dass ich schreiben muss. Ich bin 
kein Mitglied der DKP, habe also wenig 
Recht, mich in Eure inneren Angele¬ 
genheiten einzumischen. Ich schreibe 
Euch trotzdem, weil ich seit 1975 kei¬ 
nen Artikel gelesen habe, der eine der¬ 
art schädliche Außenwirkung haben 
kann. Als marxistischer Laie glaube ich 
auch einige theoretische Fehleinschät¬ 
zungen zu sehen. 

Aus der zutreffenden Einschät¬ 
zung der eigenen Schwäche leiten die 
Autoren nicht etwa ab, dass die DKP 
sich umso mehr in Bündnissen mit an¬ 
deren Menschen (die in vielen Fragen 
andere Meinungen haben als Blach 
und Rodermund) bewegen sollte: da 
bekommen die beiden Angst, dass ein 
„Zusammengehen mit Teilen der Bür¬ 
gerlichen ... unter den aktuellen Ver¬ 
hältnissen doch zu einer Desorientie¬ 
rung der Partei“ führen könne. Man sei 
ja weit von einer starken und kämpfen¬ 
den Arbeiterbewegung entfernt. Ich 
habe bisher als Marxist gedacht, das 
sei keine zahlenmäßige Frage, sondern 
eine der marxistischen Bildung: Wenn 
ich Klarheit habe, verliere ich meine 
Orientierung in der Zusammenarbeit 
mit Andersdenkenden nicht. 

Hier scheint mir ein Kernpunkt 
der Argumentation zu liegen: wenn 
man schwach ist, muss man die eige¬ 
ne Ideologie hochhalten und sollte sich 
nicht zu sehr auf andere Kräfte einlas¬ 
sen. Die nehmen die Autoren sowieso 
nicht als eigenständige Subjekte wahr: 
„Schwankende Schichten wie die Intel¬ 
ligenz oder kleine Selbstständige müs¬ 
sen ebenfalls gewonnen oder neutrali¬ 
siert werden.“ 


Unter Bezug auf Gramscis Ar¬ 
beiten (im Gefängnis entstanden!) 
zu Bewegungs- und Stellungskrieg in 
nichtrevolutionären Zeiten laufen die 
beiden Autoren nun zu Hochform auf 
und erklären, warum für die DKP aus 
ihrer Sicht eher das Bild eines Gueril¬ 
lakrieges passend erscheint, und zwar 
mit der abenteuerlichen Begründung, 
man sei „weit entfernt davon, dem 
Klassengegner im Stellungskrieg Wi¬ 
derstand leisten zu können.“ 

Blach und Rodermund setzen in 
der Zeit der Schwäche auf Entschlos¬ 
senheit: „Es ist wahrscheinlich, dass 
der Bruch mit der absoluten Macht 
des Monopolkapitals nur mittels ge¬ 
schickter Isolierung zu erreichen ist.... 
Wir brauchen eine verschworene Ge¬ 
meinschaft mit klaren Zielen. Durch 
genau geplante Angriffe auf wichtige 
Stellungen des Gegners bei Vermei¬ 
dung eigener Verluste gilt es ...“ die 
Fortführung dieses Satzes scheint mir 
nicht wichtig. „Die Bedingungen des 
Guerillakrieges und der Etappe dür¬ 
fen aber nicht aus den Augen geraten.“ 
Das ist nicht nur das Vokabular 
von Militärs! Es riecht nach linkem 
Radikalismus, der über die eigenen 
Schwächen hinwegtäuschen will. Es 
riecht nach Voluntarismus! Blach und 
Rodermund antworten auf die poli¬ 
tischen Herausforderungen unserer 
Zeit und auf die Schwäche der Klasse 
und der DKP: Lieber klein, aber fein! 
Ich bin sehr gespannt, wie sich die kol¬ 
lektive Klugheit der Kommunisten mit 
diesen Positionen auseinandersetzen 
wird. Ich habe hierzu die individuel¬ 
le Auffassung eines „schwankenden 
selbstständigen Intellektuellen“ bei¬ 
getragen. 

Michael Stiels-Glenn 
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Wir trauern um unseren Genossen 

Günter Judick 

der am 23. Februar im Alter von 87 Jahren 
nach langer, schwerer Krankheit verstorben ist. 

Mit Günter Judick verliert die DKP einen treuen Kommunisten, der in seiner frühen Jugend 
Krieg und Faschismus erleben musste und auf dem Hintergrund dieser Erfahrungen sein gan¬ 
zes weiteres Leben unermüdlich dafür gekämpft hat, die Herrschaft des deutschen Imperialis¬ 
mus und Militarismus, die diese Geißeln der Menschheit hervorgebracht haben, durch eine auf 
Gemeineigentum und die Macht des arbeitenden Volkes gründende Gesellschaftsordnung, den 
Sozialismus, zu überwinden. 

Günter wurde am 15. Dezember 1929 in Tönisheide als Kind einer Arbeiterfamilie geboren. 
Nach Abschluss der Schule arbeitete er zunächst in Metallbetrieben, später als Redakteur und 
hauptamtlicher politischer Funktionär. An der Humboldt-Universität in Berlin (DDR) absolvierte 
er neben seiner beruflichen Tätigkeit ein Fernstudium, das er 1971 als Diplom-Historiker ab¬ 
schloss. 

Günter war ein Vorbild für kommunistische Massenarbeit. Er organisierte sich als Metallar¬ 
beiter selbstverständlich in seiner Gewerkschaft IG Metall und ist ihr bis zu seinem Tode treu 
geblieben. Viele Jahre wirkte er als Mitglied der Vertreterversammlung der IG Metall in Velbert, 
er wirkte in der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit mit und stellte ihr seine Fähigkeiten als His¬ 
toriker zur Verfügung. Ausdruck dafür war auch seine 1991 im PapyRossa-Verlag, Köln erschie¬ 
nene Studie „Ihr sollt die Kraft von dem Verband noch lange Zeiten spüren!" Aus 100 Jahren 
Geschichte der IG Metall Velbert. Neben der Gewerkschaft war Günter in der Naturfreunde- 
Bewegung aktiv und auch in der Kommunalarbeit. So vertrat er von 1999 bis 2004 die offene 
Liste der PDS im Stadtrat von Velbert. 

Günters politisches Wirken in der kommunistischen Bewegung begann unmittelbar nach Ende 
des zweiten Weltkrieges. Schon 1945 wurde er Mitglied der KPD und dann auch der Freien 
Deutschen Jugend, ln beiden Organisationen übte er sowohl während ihres legalen Wirkens als 
auch nach ihrem Verbot durch das Adenauer-Regime wichtige Funktionen auf verschiedenen 
Ebenen aus. 1968 wurde Günter Mitglied der neukonstituierten DKP und bald darauf Mitarbeiter 
im Referat Theorie und marxistische Bildung beim Parteivorstand. Hier hat er aktiv an der Aus¬ 
arbeitung von Konzepten für die marxistische Bildungsarbeit und deren Umsetzung mitgewirkt, 
war Autor verschiedener Bildungshefte, insbesondere zu Themen der Geschichte der Arbei¬ 
terbewegung. Günter war lange Jahre wegen seiner großen Kenntnisse und seiner geduldigen 
Art, komplizierte Fragen einfach und verständlich zu erklären, ein gern gesehener Referent in 
Parteiversammlungen und an der Karl-Liebknecht-Schule. 

Günters Leidenschaft galt der Erforschung und Vermittlung der Geschichte der revolutionären 
Arbeiterbewegung. Das hat seinen Niederschlag im langjährigen Wirken als Vorsitzender der 
Geschichtskommission der DKP und in zahlreichen Publikationen als Autor oder Mitautor von 
Dokumentenbänden, Büchern, Zeitschiften- und Zeitungsartikeln gefunden. Darin hat sich Gün¬ 
ter als kritischer und selbstkritischer Geist gezeigt, der um Probleme und dunkle Seiten in der 
Geschichte der kommunistischen Bewegung keinen Bogen gemacht hat. Dafür stehen u. a. die 
Einleitungen zu den gemeinsam mit Josef Schleifstein und Kurt Steinhaus herausgegebenen 
Dokumentenbänden „KPD 1945 - 1968" sowie zu dem zusammen mit Kurt Steinhaus heraus¬ 
gegebenen Band „Stalin bewältigen. Sowjetische Dokumente der 50er, 60er und 80er Jahre". 

DKP Bezirksvorstand Rheinland-Westfalen 

DKP Parteivorstand 


Am 23. Februar starb unser Genosse 

Günter Judick 

im Alter von 87 Jahren nach langer und schwerer Krankheit. 

Wir haben ihn all die Jahre gekannt als aufrechten Kommunisten, der unverbrüchlich der Sache 
des Sozialismus und der Kommunistischen Partei verbunden war. 

Generationen von Kommunisten hat er ein Geschichtsbild vermittelt, das den Menschen, die 
arbeitende Klasse in den Mittelpunkt des Handelns rückt. Er hat es darüber hinaus verstanden, 
als langjähriges Mitglied der IG-Metall-Vertreterversammlung Velbert auch sozialdemokrati¬ 
sche und parteilose Kollegen von der Notwendigkeit der Aktionseinheit der Arbeiterklasse zu 
überzeugen, und er war angesichts des international immer mächtiger werdenden Großka¬ 
pitals mehr denn je davon überzeugt, dass die Schaffung und Stärkung antimonopolistischer 
Bündnisse der richtige erste Schritt zur Überwindung der Macht des Imperialismus ist. 

ln diesem Sinne hat Günter auch viele Jahre die Arbeit der Naturfreunde in NRW mitgestaltet; 
außerdem war er dem Volkschor sowie dem Artur-Becker-Zentrum in Remscheid eng verbun¬ 
den. Und im Rat seiner Heimatstadt Velbert hat er über die Liste der Linken lange Jahre ener¬ 
gisch und konsequent die Interessen der einfachen Menschen vertreten. Bis zuletzt hat er um 
Klarheit in Programm und Politik der DKP gerungen, vor der Wiederholung von sektiererischen 
Fehlern gewarnt und die Genossinnen und Genossen mit seinen kenntnisreichen Vorträgen 
fasziniert. 

Wir werden in Günters Sinne unseren Kampf für „... das Herrlichste auf der Welt - die Befreiung 
der Menschheit!" fortsetzen. (N. Ostrowski) 

Unsere Anteilnahme gilt Sonja und Bernd, die vor allem in der letzten schweren Zeit Günter 
eine große Hilfe waren. 

Erika und Ulrich Abczynski, Hans-Peter Brenner, Christa Bröcher, Alice und Klaus Czyborra, 
Gisela und Günter Düsing, Dorle und Jürgen Ebenbeck, Hilla Eigemeier, Tim Engels, Heide 
Ferber und Peter Wilke, Uwe Fritsch und Heike Krämer, Bernd Frohböse, Lothar Geisler 
(Neue Impulse Verlag), Willi Gerns, Nina Hager, Elisa und Günter Hennes, Walter Herbster, 
Klaus Hübinger, Bettina Jürgensen, Holger Kahle, Monika und Hartmut Kissing, Christian 
Koberg, Margret und Hans-Günter Koch, Patrik Köbele und Jutta Markowski, Ingrid und 
Klaus Köpnick, Renate Pick-Köster und Jürgen Köster, Uwe Koopmann, Hermann Kopp 
(Marx-Engels-Stiftung) und Gisela Blomberg, Inge und Horst Krämer, Dirk Krüger, Irene 
Lang, Andre Leisewitz, Petra Leonartz, Angelika und Peter Lommes, Michael Maercks, Otto 
Marx, Volker Metzroth, Artur Moses, Ingrid Müller, Bärbel Nicolas, Erik Pieck, Günter Pohl, 
Georg Polikeit, Renate Polikeit, wera Richter, Ulli Sander, Christiane Schnura und Axel Köh- 
ler-Schnura, Walborg Schröder, Hannelore und Gerd Schultes, Karin und Bernd Sorge, Gün¬ 
ther Stamer, Heinz Stehr, Inge Trambowsky und Jürgen Schuh, Klara Tuchscherer, Jochen 
Vogler, Klaus Weißmann, Doris und Heinz Wohlert 


„Alle blicken nach vorn, und das ist gut so: aber nicht umsonst zählte zu den Göttern der alten Römer 
auch ein Janus. Janus hatte zwei Gesichter, nicht weil er zwiegesichtig war, wie man häufig hört, nein, 
er war weise: Das eine Gesicht war der Vergangenheit zugekehrt, das andere der Zukunft. “ 

Ilja Ehrenburg 

Günter Judick ist tot. 

Wir haben einen sachkundigen Historiker, Autor und Referenten, weitsichtigen Genossen 
und klugen Ratgeber verloren und werden jetzt ohne ihn zeigen müssen, was wir von ihm 
und seiner Kommunistengeneration gelernt haben. 

Redaktion Marxistische Blätter Marx-Engels-Stiftung 

Neue Impulse Verlag 

Für Samstag, 29. April 2017, planen wir in Wuppertal eine Geschichtstagung zu Ehren von Günter 
Judick. Genauere Informationen ab Anfang April in der UZ oder unterwww.marx-engels-stiftung.de. 


UZ SHOP 



DKP-PLAKAT 

BUNDESTAGSWAHL 2017 
3 GUTE GRÜNDE FÜR DIE 
KOMMUNISTEN 

10 Stück A2 

2,- EURO zzgl. Porto 



FAHNE 

FRIEDENSTAUBE 
100 cm x150 cm 
mit Schlaufe für 
Fahnenstange 

12,- EURO zzgl. Porto 



TRAGEBEUTEL 

HAMMER UND SICHEL 
100 % Baumwolle 
46 X 36 cm 
Robuste Zugbänder 
12 1. Fassungsvermögen 
8,- EURO zzgl. Porto 

www.uzshop.de 
Tel.: 0201 17788923 
Fax: 0201 17788928 
info@unsere-zeit.de 


/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Toskana, nah am Meer 

www.btsLBia-biel-4f.de | 6U78 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blxk. Stille; 
große hello Zimmer, 
viele gute 6 lieber, 
Haus oder Häuschen; 
fti ndc r paradies. 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


Helga Rauer 

wird am 10. März 

80 Jahre 

Dazu gratulieren wir Dir und sagen herzlichen Dank für 
Deinen Einsatz und für Deine vielfältigen Aktivitäten in 
und außerhalb der Partei. Helga ist überall dort wo sie 
gebraucht wird und ihr Gesundheitszustand dies zulässt. 

Liebe Helga, wir wünschen dir Gesundheit, alles Gute und 
viel Kraft für unsere gemeinsame Sache. 

Darüber hinaus noch viele gemeinsame Jahre und interes¬ 
sante Reisen mit Günter. 

DKP Rems-Murr 



Kaum zu glauben - 
am 8. März 

Heinz Müller 

90 Jahre! 

Lieber Heinz, wir gratulieren Dir ganz herzlich zu Deinem 
90. Geburtstag! 

Nie wieder Krieg! Nie wieder Faschismus! 

Das waren und sind bis heute deine Leitmotive, nachdem 
du als Jugendlicher den Krieg noch als Soldat erleben 
musstest. 

Kampf dem Atomtod, gegen die Wiederbewaffnung der 
BRD in der Ostermarschbewegung, gegen die Notstands¬ 
gesetze, gegen Neofaschismus überall warst du für den 
Erhalt von Frieden und Demokratie und gegen ihre Geg¬ 
ner aktiv. 

Du hast das FDJ- und KPD-Verbot, sowie deren Folgen er¬ 
lebt. Daher zählst du auch folgerichtig zu den Gründungs¬ 
mitgliedern der DKP und der VVN-BdA hier im Kreis, in 
denen du bis heute aktiv bist und auch darüber hinaus 
Anerkennung genießt. 

Wir können all deine Verdienste und Aktivitäten hier gar 
nicht aufführen, aber deine politischen Schwerpunk¬ 
te sind noch heute, neben deinem Engagement in der 
Gewerkschaft, der Kampf gegen Neofaschismus und 
Rechtspopulismus. 

Gemeinsam mit zahlreichen Bündnispartnern hast du mit 
deinem Wirken insbesondere in der VVN-BdA dazu beige¬ 
tragen, dass es z.B. in Gevelsberg eine breite und stabile 
antifaschistische Bewegung und Erinnerungsarbeit gibt. 

Für all dein unermüdliches Ringen, für eine bessere Welt 
danken wir dir und wünschen dir weiterhin die Kraft dazu. 

Lieber Heinz, wir wünschen dir und deiner Gertrud noch 
viele glückliche Jahre bei guter Gesundheit. 

Deine Genossinnen und Genossen der 
DKP Ennepe-Ruhr Süd 
Deine Kameradinnen und Kameraden der 
VVN-BdA Ennepe-Ruhr 



Donnerstag, 16 . 3 ., 19 Uhr ■ Buchvorstellung 

»Kunst und Kampf« 

Mit dem Autor Bernd Langer 

ln den 1980er Jahren wird Kunst und Kampf (KuK) mit der 
Gestaltung von Plakaten in der antifaschistischen Bewegung 
bekannt. Das Projekt verfolgt einen kollektiven Ansatz, der jedoch 
immer auch individuelle Züge trägt. Bernd Langer, Protagonist 
dieser Idee, legt nun eine Gesamtbetrachtung von fast 40 Jahren 
antifaschistischer Kunst in der Bundesrepublik vor. 

Eine Veranstaltung in Kooperation mit der Rosa-Luxemburg- 
Stiftung Eintritt: 5 €/ermäßigt: 3 € 

■ DIE TAGESZEITUNG ■■■ !■ ■ I d f I ■ 

junge Welt ■ Laden Valerie 

Galerie ■ Buchhandlung ■ Treffpunkt ■ Torstr. 6 ■ 10119 Berlin ■ Mo.-Do. 11-18 Uhr, Fr. 10-14 Uhr 

www.jungewelt.de/ladengalerie 




Einladung 

Entsprechend des Beschlusses der 6. PV-Tagung zur Par¬ 
teiauseinandersetzung lädt der Parteivorstand die Mit¬ 
glieder der Bezirksorganisationen Südbayern und Rhein¬ 
land-Pfalz zu Versammlungen ein. Sie finden statt am 

Samstag, 11. März 2017,13.00 bis 16.00 Uhr 

Altes Rathaus Mainz-Bretzenheim, An der Wied 2, 

55128 Mainz 

Samstag, 11. März, 2017,13.00 bis 16.00 Uhr 

Stadtteilzentrum Giesinger Bhf, Bahnhofplatz 1, 

81539 München 

Um Anmeldung wird gebeten: pv@dkp.de 

DKP Parteivorstand 




































m unsere zeit 


Leserbriefe / Termine 


Freitag, 10. März 2017 15 


Termine 


Wieviel links verträgt ein 
breites Bündnis? 

„Linke Wählergemeinschaft regiert in 
Eschborn mit“, Interview mit Thomas 
Mattes; UZ vom 20. Januar, Seite 12 

In jeder Stadt gibt es andere Möglich¬ 
keiten und Voraussetzungen für linke 
Kommunalpolitik und Wahlbündnisse. 
Bei uns in Erlangen (SPD-GL-FDP- 
regiert und vom Pro-Kopf-Einkommen 
ähnlich wie Eschborn) hat die Stadt¬ 
ratsmehrheit z.B. von sich aus schon 
lange eine Resolution gegen TTIP be¬ 
schlossen. 

Die spannende Frage für mich beim 
Eschborner Wahlbündnis ist, wie viel 
und wie lange „links“ so ein breites 
Bündnis langfristig verträgt. - Im Un¬ 
terschied zum Beispiel von Eschborn 
tritt Sonja Gottlieb (weil sie in dem 
Artikel erwähnt wurde) in Idar-Ober- 
stein mit einer klaren, linken Haltung 
im Stadtrat auf (ich habe manchmal die 


Gelegenheit, ihre brillanten Haushalts¬ 
reden zu lesen). 

Kurzum: es geht nicht darum, ob 
ihre Sozialisation als Künstlerin „Vor¬ 
urteile sich links einordnender Men¬ 
schen“ (wie Thomas Mattes schreibt) 
erfüllt. - Sie erfüllt auf jeden Fall die 
Erwartungen von ihren Wählern an 
konsequente linke Kommunalpolitik. 

Werner Lutz , Erlangen 


Mittendrin 

„Rechtsentwicklung in der BRD“, 

UZ vom 10. Februar, Seite 13 

Patrik Köbele ist zuzustimmen, wenn er 
die Rechts ent wicklung für einen „um¬ 
fassenden Prozess“ hält. Auch zuzustim¬ 
men ist, „dass es zum ersten Mal in der 
Geschichte der Bundesrepublik gelun¬ 
gen ist, Ansätze von Massenbewegung 
mit rassistischen und nationalistischen 


Inhalten und einem fließenden Über¬ 
gang zum offenen Faschismus auf die 
Straßen zu bringen“. 

Nach Patrik beünden wir uns jedoch 
nicht am Vorabend des Faschismus, u. a. 
auch weil derzeit von den Herrschen¬ 
den nicht von der bürgerlich-parla¬ 
mentarischen Form abgegangen wer¬ 
den muss. 

Aber wann ist der Vorabend des Fa¬ 
schismus und gibt es dazu ein bestimm¬ 
tes Datum? 

Als Marxisten unterscheiden wir 
zwischen dem Faschismus an der 
Macht - den Patrik hier wohl meint - so¬ 
wie dem Faschismus als Bewegung und 
einer Entwicklung hin zum Faschismus. 
Die derzeitige Entwicklung ähnelt der 
von vor 1933. Heute sind die Übergänge 
zwischen den bürgerlich(national)-kon¬ 
servativen, neoliberalen und faschisti¬ 
schen Kräften fließend und bis in Talk¬ 
shows hinein hoffähig. Die Verrohung 
als Reaktion auf Unsicherheit ündet 
längst in der Mitte der Gesellschaft 
statt. Auch das aktuelle Urteil, die NPD 
nicht zu verbieten, bringt der Rechten 
insgesamt Aufwind: Man kann taktische 
Einschränkungen in der faschistischen 
Propaganda weiter aufgeben (siehe Fall 
Hocke in AfD). 

Ich unterstütze die Einschätzung 
von Esther Bejarano: „Es ist Zeit für 
einen Aufschrei von uns allen, einen un¬ 
überhörbaren, lauten Aufschrei, der bis 
in den letzten Winkel unseres Landes 
und der ganzen Welt widerhallt. Der 
Satz ,Wehret den Anfängen! 4 ist längst 
überholt! Wir sind mittendrin!“ 

Ingrid Köpnick , per e-mail 


UZ plötzlich für HIP und CETA? 

„Dokumentiert:, Gegen 
Protektionismus und Renationali- 

sierung“ 6 ; 

UZ vom 24.Februar, Seite 2 

Bisher hatte ich gedacht, dass sich die 
DKP klar gegen Freihandelsabkom¬ 
men wie TTIP und CETA ausspricht. 
In der Ausgabe vom 24.2. wird dage¬ 
gen der Eindruck erweckt, dass sich 
die Ansichten der Partei dazu geändert 
haben. Ein Text wird zwar unter der 
Rubrik „Dokumentiert“ geführt, was 
ja schließlich so viel bedeutet, wie: Wir 
haben durchaus eine andere Meinung 
als die Verfasser des Textes. Aber diese 
Lobhudelei einiger Betriebsräte auf das 
Freihandelsabkommen hätte man nicht 
dokumentieren müssen. Verschlimmert 
wird der Eindruck durch die Meldung 
auf Seite 3. Von dem ursprünglichen 
Artikel wurde auch nur das CETA-Lob 
des DGB-Vorsitzenden übrig gelassen. 
Die Kritik anderer Organisationen wur¬ 
de gestrichen. 

So entsteht der Eindruck, dass die 
UZ sich für CETA ausspricht - vor al¬ 
lem weil sich Gewerkschaftsfunktionä¬ 
re und Betriebsräte dafür ausgespro¬ 
chen haben. Von einer eigenständigen 
Positionierung der DKP zu dem Thema 
vernimmt man dagegen kein Wort. 

Bernd Müller ; Cottbus 


FR ★IO. MÄRZ 


Lübeck: Gruppenabend der DKP Lübeck/ 
Südost-Holstein mit Vorbesprechung der 
außerordentlichen Bezirksdelegiertenkon¬ 
ferenz und der Planung der weiteren Akti¬ 
vitäten wie der Unterschriftensammlung für 
die Bundestagswahl. Interkulturelle Begeg¬ 
nungsstätte e.V. (IKB) „Haus der Kulturen“, 
Parade 12,19,30 Uhr. 

maa_ 

Saarbrücken: Aktionen gegen den Bun¬ 
desparteitag der NPD. Schlossplatz: Kund¬ 
gebung und Mahnwache, Aufrufer sind 
Antifa Saar, Projekt AK und andere, ab 8.00 
Uhr. Demonstration zum Schlossplatz und 
Kundgebung; Aufrufer ist das Aktionsbünd¬ 
nis Bunt statt Braun. Treffpunkt Tbilisser 
Platz (Vorplatz Staatstheater), 13.00 Uhr. 
Die DKP Saarland ruft auf zur Teilnahme an 
den Protestaktionen._ 

Darmstadt: „Die Frau meines Vaters - Er¬ 
innerungen an Ulrike Meinhof“, Lesung mit 
Anja Röhl. Veranstaltung der DKP Darm- 
stadt-Dieburg. LinksTreff Georg Fröba, 
Landgraf-Philipps-Anlage 32,18.00 Uhr. 

Essen: „Fertig mit Emanzipation?“ Eine 
Revue über Schein und Sein der Gleich¬ 
berechtigung, Beitrag des Essener DKP- 
Frauenarbeitskreises zum Internationalen 
Frauentag. Zeche Carl, Wilhelm-Nieswandt- 
Allee 100,12.00 Uhr. Eintritt 5,00 Euro. 

Dinslaken: Gedenkveranstaltung der DKP 
Wesel/Kleve für die Opfer des Kapp-Put- 
sches. Friedhof an der B8,11.00 Uhr. 

Nürnberg: „Wir Humanitäter“, kabarettis¬ 
tische Mission mit Jane Zahn, Villa Leon, 
Phillip-Körber-Weg, 11.00 Uhr. 


Dl ★ 14. MÄRZ 


Recklinghausen: „Nur links blinken oder 
Politikwechsel in der SPD?“ Diskussions¬ 
abend der DKP. Ladenlokal Kellerstraße 7, 
19.30 Uhr. 


Ml ★ 15. MÄRZ 


Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr._ 

Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP mit Diskussion über die Kan¬ 
didatur zur Bundestagswahl. „Floraheim“, 
Siedlerstraße 10,19.00 Uhr. 


DO ★16. MÄRZ 


Nürnberg: Gruppenabend der DKP mit Lu- 
cas Zeise: die UZ - unsere Zeitung, Rotes 
Zentrum, Reichstr. 8,19.00 Uhr. 


FR ★17. MÄRZ 


Fürth: „Wie ich lernte, die EU und die Ban¬ 
kenpolitik des Wolfgang Schäuble zu lie¬ 
ben“ mit Lucas Zeise, Infoladen Benario, 
Nürnberger Straße 82,19.30 Uhr._ 

Schweinfurt: Gruppenabend der DKP-Un- 
terfranken. Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1; 19.00 Uhr. 


SA ★18. MÄRZ 


Reinheim: Eine „Reise um die Welt“ mit 
Fredrik Vahle. Veranstaltung der DKP. Zum 
Kühlen Grund“, Heinrichstraße 17, 20.00 
Uhr. Eintritt: 7,00 Euro. 


Reinheim: Großes Sitzkissenkonzert der 
DKP für Kinder mit Fredrik Vahle. „Zum 
Kühlen Grund“, Heinrichstraße 17, 11.00 
Uhr. Eintritt: 5,00 Euro._ 

Nürnberg: Roter Filmabend, Rotes Zent¬ 
rum, Reichstraße 8,17.00 Uhr. 


MO ★ 20. MÄRZ 


Hof: „Vertrieben, verfolgt, vergessen? Bay¬ 
erische Schriftstellerinnen im Exil und im 
Widerstand gegen die NS-Diktatur.“ Lesung 
und Vortrag von „Hof ist bunt, nicht braun“ 
in Zusammenarbeit mit der VVN-BdA Hof- 
Wunsiedel. Stadtbücherei Hof, 19.30 Uhr. 


Dl ★ 21. MÄRZ 


Bremen: „100 Jahre Oktoberrevolution“, 
Veranstaltung der Marxistischen Abend¬ 
schule. Kukoon, Buntentorsteinweg 29, 
19.30 Uhr. 


Ml ★ 22. MÄRZ 


Dülmen: Erinnerung an die Bombardierung 
der Stadt Dülmen vor 72. Jahren, Veranstal¬ 
tung von DGB und Evangelischer Kirche. In¬ 
nenstadt vor dem Löwen, 18.00 Uhr. 

Bremen: „mediCubaEuropa und das neue 
medizinische Projekt 2017-2021 - Ge¬ 
sundheitswesen, Krebsforschung und 
-therapie in Kuba“, Kuba-Veranstaltung mit 
Franco Cavalli“. Überseemuseum, Bahn- 
hofsplatz 13,19.30 Uhr._ 

Rostock: Mitgliederversammlung der DKP. 
Cafe Marat, Doberaner Straße 21,19.30 Uhr. 

Dülmen: „Tower Barracks und Stationie¬ 
rung der US-Army in Dülmen, wie weiter?“ 
Informationsveranstaltung des DGB mit Fe¬ 
lix Oekentorp, DFG VK, Bernhard Trautvetter, 
Friedensaktivist aus Essen, und Dr. Michael 
Stiels-Glenn. Kolpinghaus, 18.00 Uhr. 

Nürnberg: Gruppenabend der DKP zur 
Kommunalpolitik. Rotes Zentrum, Reichs- 
traße 8,19.00 Uhr._ 

Suhl: „Die Positionen des RotFuchs- 
Fördervereins im Wahlkampf zu den Bun¬ 
destagswahlen“, Veranstaltung des RF 
Regionalgruppe Suhl und Umgebung mit 
Wolfgang Dockhorn. Inbißstube, Bahnhof¬ 
straße 4,17.00 Uhr. 

Schwerin: Aktiventreffen „Betrieb und 
Gewerkschaft“ der DKP Mecklenburg- 
Vorpommern zum Thema Betriebs- und 
Gewerkschaftsarbeit. U.a. referiert Olaf 
Harms vom DKP-Parteivorstand und Vorsit¬ 
zender des Landesbezirksvorstandes von 
ver.di Hamburg zum Verhältnis von Kom¬ 
munistinnen zu den DGB-Gewerkschaften. 
Über den Kampf um Arbeitszeitverkürzung 
referiert Daniel L. Schikora (DKP Mecklen¬ 
burg-Vorpommern Landesvorstand, GEW). 
Lübecker Straße 180,13.00 Uhr bis 17.00 
Uhr_ 

Nonnweiler: „Krieg beginnt hier - Stoppt 
den Rüstungs-DIEHL!“ Protestaktion des 
FriedensNetz Saar vor dem Werkstor in Ma- 
riahütte, 14.00 Uhr._ 

Darmstadt: Kreisaktivtagung der DKP zum 
Stand der Bundestagswahl. Linkstreff Ge¬ 
org Fröba, Landgraf-Philipps-Anlage 32, 
10.00 Uhr bis 14.00 Uhr. 


Seminare der Karl-Liebknecht-Schule der DKP 

(1. Halbjahr 2017) 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglieder der 
DKP. Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 

100 Jahre Oktoberrevolution - Ein Seminar für Bildungs¬ 
verantwortliche und andere „Multiplikatoren". 

18.3.17 Gewerkschaftshaus, Wilhelm-Leuschner-Straße 69-77, 
Frankfurt am Main 

Referenten: Hans Peter Brenner, P. Graubner, E. Höhn 

Kommunistische Antifa-Politik heute 
22./23.4.17 

Referenten: Hans Peter Brenner / Ulrich Sander 

Lenins „Partei neuen Typs" - ein alter Hut ? 

20./21.5.17 

Referenten: Hans Peter Brenner, Wera Richter 

Grundlagen unserer Politik 
25. bis 28.5.17 

Referent: Jürgen Lloyd 

Marxismus und Religion 
10./11.6.17 

Referenten: Jürgen Lloyd, Hans-Christoph Stoodt 

Seminar für Bildungsverantwortliche 
Termin: 8./9.7.17 

Referenten: H. Woda, R. Kotulla 

Politische Strategie und strategische Politik 
Termin: 26-/27.8.17 

Referenten: Phillip Becher, Pablo Graubner, Jürgen Lloyd 

Grundlagen kommunistischer Politik 
Termin: 30.9. bis 3.10.17 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10,- €; 
bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20,- €. Wochenend¬ 
seminare kosten bei Anreise am Samstag Morgen 25,- €; bei 
Anreise bereits am Freitag 30,- € 

Nähere Infos unter: Karl-Liebknecht-Schule der DKP • 

Am Stadtpark 68 • 51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 

www.karl-liebknecht-schule.org 


UZ 


Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP 
für ein Jahr. Das Abonnement verlängert sich um ein 
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Ende des Bezugszeitraums gekündigt wird. 
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Die letzte Seite 
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Schluss mit Nazi-Ehrung 



Solidarität mit Wolfram Kästner 


Der Künstler und „Unruhestifter“ 
Wolfram Kästner darf nach einem Ur¬ 
teil des Landgerichts München künftig 
keine weiteren Kunstaktionen an der 
Gedenkstätte für den Nazi-Kriegsver¬ 
brecher Alfred Jodl ausüben. Jodl war 
Chef des Wehrmachtsführungsamtes 
und wurde in den Nürnberger Prozes¬ 
sen 1946 als einer der Hauptkriegs¬ 
verbrecher zum Tode verurteilt. Nach 
der Hinrichtung wurde sein Leichnam 
verbrannt und seine Asche an der Isar 
verstreut. 

In dem Grab auf der Fraueninsel 
sind Angehörige von ihm begraben. 
Auf einem Kreuz steht sein Name. 
Das Grab ist groß, ein Blickfang, und 
vermittelt provozierend den Eindruck 
der Verehrung eines Nazis-Mörders. - 


Es geht um eine Bagatellisierung von 
NS-Kriegsverbrechen. 

Darum ist Wolfram Kästner schon 
öfters dort aktiv gewesen mit einfalls¬ 
reichen Aktionen. Er hat - zu Recht - 
den Hinweis auf die Verurteilung Jodls 
als Kriegsverbrecher angebracht. Ein 
Nachkomme Jodls erwirkte dann die 
Unterlassungsverfügung gegen den 
bekannten Künstler Wolfram Kästner. 

Die Künstlerinneninitiative „Unru¬ 
hestiften“ protestiert deshalb mit aller 
Schärfe gegen das Urteil des Münchner 
Landgerichts. Wir unterstützen Wolf¬ 
ram Kästner bei seinen wichtigen auf¬ 
klärerischen Aktionen gegen die Baga¬ 
tellisierung von NS-Verbrechen. 

Werner Lutz 

Für die Künstlerinneninitiative unruhestiften.de 


Es stinkt zum Himmel 

Ein Blick in die (Medien-)Welt der vergangenen Woche 


Das morgen-magazin des ZDF fällt sel¬ 
ten durch eine progressive Berichter¬ 
stattung auf. Dass man den neuen Ar¬ 
mutsbericht überhaupt zur Kenntnis 
nimmt, ist da schon fast ein Fortschritt. 
Mitri Sirin schafft es allerdings bereits 
in der Anmoderation das unliebsame 
Faktum der wachsenden Armut zu ver¬ 
nebeln. Es gebe verschiedene Kriterien 
der Armut. Das aber, lieber Herr Sirin, 
ist in diesem Fall unerheblich, denn der 
Anteil armer Menschen in dieser Repu¬ 
blik steigt Jahr für Jahr. 

Mitri Sirin befindet sich allerdings 
in Gesellschaft, ob es eine beste ist, sei 
dahingestellt. Ausgerechnet das Ar¬ 
beitsministerium der ewigen Juso-Vor¬ 
sitzenden Andrea Nahles zweifelt den 
Armutsbericht an. Er sei verkürzt, be¬ 
schränke sich auf eine einzige Maßzahl 
und den Mikrozensus des Statistischen 
Bundesamtes als alleinige Datenquel¬ 
le. Gleichwohl erklärt das Ministerium: 
„Dass die Armutsrisikoquote zuletzt 
gestiegen ist, ist keine neue Erkennt¬ 
nis.“ Frei nach dem Motto: „Ich bin Juso 
und was machst du so?“ 

★ 

„Gottes Mühlen mahlen langsam, 
aber trefflich fein.“ Ob das stimmt, 
wird kein Lebender je erfahren. Die¬ 
se Gefahr besteht auch im Falle der 
Wirksamkeit der Kölner Justiz. Der 


ein oder andere wird sich erinnern, 
dass vor acht Jahren das Kölner Stadt¬ 
archiv in die angrenzende Baugrube 
der neuen Nord-Süd-U-Bahn stürzte. 
Die sollte das öffentliche Verkehrs¬ 
chaos beenden, das vor Jahrzehn¬ 
ten durch die Schließung der Kölner 
Rhein-Ufer-Bahn entstanden war. 
(Durch die oberirdische Verlegung 
neuer Schienen auf der alten Trasse 
hätte man das kostengünstig heilen 
können, aber das nur nebenbei). 

Seit acht Jahren ermittelt die Köl¬ 
ner Staatsanwaltschaft wegen fahrläs¬ 
siger Tötung (zwei Anwohner starben 
in den Trümmern) und Baugefährdung. 
In zwei Jahren steht die Verjährung an. 
Im Prinzip geht es um die Frage, ob die 
Baufirma einen Fehler gemacht hat 
oder ob es einen sogenannten „hydrau¬ 
lischen Grundbruch“ gegeben hat. Den 
kann man angeblich nicht vorhersehen. 
Was allerdings eher eine Glaubensfra¬ 
ge ist. Wobei wir wieder bei Gottes 
Mühlen angelangt sind, von denen wir 
genauso wenig wissen können, ob sie 
überhaupt mahlen, wie von denjenigen 
der Kölner Justiz. Einen Unterschied 
gibt es allerdings. Gottes Mühlen mah¬ 
len vollkommen geräusch- und geruch¬ 
los. Die Unfähigkeit der Kölner Ge¬ 
richtsbarkeit stinkt dagegen nicht erst 
seit acht Jahren zum Himmel. 

Adi Reiher 



Der rote Kanal 


Chronik eines Desasters 

Am 11. März 2011 kam es infolge ei¬ 
nes Tsunamis in der Atomanlage nahe 
der japanischen Stadt Fukushima zu 
einem nuklearen Super-GAU. Die 
hier von Arte gesendete Dokumenta¬ 
tion liefert laut Ankündigung anhand 
von Simulationen „wesentliche Er¬ 
kenntnisse“ über die Vorgänge in der 
Atomanlage. Interviews mit den Kol¬ 
legen, die zum Zeitpunkt der Katas¬ 
trophe im Kraftwerk arbeiteten, sol¬ 
len es ermöglichen, die Ereignisse im 
Kontrollraum des Kernkraftwerks zu 
rekonstruieren. Dazu gibt es 3D-Com- 
putergrafiken und nachgestellte Sze¬ 
nen. Zudem will die Dokumentation 
ein Schlaglicht auf bisher selbst von 
Experten nicht erkannte Schwachstel¬ 
len von Atomkraftwerken werfen. 
Fukushima, Japan 2012 
Sa, 11.3., 23.55 Uhr, arte 

Deutscher Kleinkunstpreis 

Der Deutsche Kleinkunstpreis, mo¬ 
deriert von Urban Priol im Mainzer 


„Unterhaus“. Preisträger ist in diesem 
Jahr neben Tobias Mann, Nico Sems- 
rott und Hazel Brugger unser alter 
Bekannter Konstantin Wecker (er 
bekommt den „Ehrenpreis des Lan¬ 
des Rheinland-Pfalz“). 

Mit Nico Semsrott wird angeb¬ 
lich ein Künstler ausgezeichnet, der 
mit seiner „Standup-Tragedy“ sogar 
„ein eigenes Genre erfunden“ haben 
soll. Ansonsten sind „wortgewandt“, 
„bitterböse“, „schlagfertig“, „absurd“ 
die gängig formulierten Lobpreisun¬ 
gen für diejenigen, die ausgezeichnet 
werden sollen. 

Konstantin Wecker würdigt die 
Jury als „streitbaren Liedermacher 
und unbeugsamen Moralisten“. Er 
singt, so die Jury, „mit Herz, Hirn 
und Haltung, mit Wut und Zärtlich¬ 
keit für eine friedliche und gerechte 
Welt“. Klingt so, als hielten sie ihn für 
einen Spinner. 

So, 12.3., 20.15 Uhr, 3sat 


Ein sehenswertes Plädoyer 



Der Film „Moonlight“ erzählt die Geschichte des jungen Chiron 


„Moonlight“ wurde bei der 89. Verlei¬ 
hung der Academy Awards (Februar 
2017) unter anderem mit dem Oscar in 
der Kategorie „Bester Film“ ausgezeich¬ 
net und man kann durchaus behaupten, 
dass es in diesem Fall ausnahmsweise 
den Richtigen getroffen hat. 

Ein suggestiver Film über Selbst¬ 
findung und das Erwachsenwerden. 
Die Erzählstruktur scheint an das 
dreigliedrige Drama der aristoteli¬ 
schen Poetik angelehnt zu sein, denn 
die Geschichte des jungen Chiron, der 
in einer Schwarzen-Vorstadt von Mi¬ 


ami aufwächst, ist in drei als solche 
klar gekennzeichnete Akte unterteilt. 
Chiron wird auf seiner Reise von den 
unterschiedlichsten Figuren begleitet, 
die ihn alle auf ihre Weise prägen: Sei¬ 
ne Mutter Paula (Naomi Harris), sein 
Ersatzvater Juan (Mahershala Ali) 
und seine Ersatzmutter Teresa (Janel- 
le Monäe). Die Namensgebung der 
Hauptfiguren offenbart dabei span¬ 
nende Parallelen zur griechischen 
Mythologie, Astrologie und religiösen 
Ikonen, welche allerdings nicht im Vor¬ 
dergrund stehen. 


Das gleiche gilt für die soziale Re¬ 
alität, die der Film zwar deutlich zeigt, 
sie aber für die individuelle Geschichte 
im Hintergrund lässt. 

Mit einer unfassbaren Leichtigkeit 
schafft es Regisseur Barry Jenkins die¬ 
se Vielzahl an persönlichen Augenbli¬ 
cken und zum Teil auch schmerzvollen 
Lebenserfahrungen einfühlsam auf die 
Leinwand zu bringen. „Moonlight“ ist 
nicht nur eine vielschichtig erzählte und 
sehenswerte Liebesgeschichte, sondern 
auch ein wichtiges Plädoyer für Empa¬ 
thie, Toleranz und Verständnis. H B 


Aus dem deutschen Blätterwald 


Bunte Weisheitsliebe 


Das bunte Heft mit dem Titel „Philo¬ 
sophie Magazin“ gibt es für 6,90 Euro. 
Das Heft 2/2017 ist einschließlich bei¬ 
der Deckblätter 100 Seiten stark im 
Format DIN A 4. Ein ganz klein biss¬ 
chen Philosophie ist im Magazin zu fin¬ 
den. Das meiste aber ist Schrott. Ein 
heilloses Durcheinander. 

In der Blattmitte eingeheftet sind 
einige Seiten, in denen drei Texte 
des Philosophen Epikur abgedruckt 
sind. Der alte Grieche lebte zwischen 
341 und 270 vor unserer Zeitrechnung, 
erfahren wir im knappen Einleitungs¬ 
text. Er war offensichtlich ein Mate¬ 
rialist alter Schule. Hier ein Satz, der 
einen wirklich erheitern kann: „Das 
schauerlichste aller Übel, der Tod, hat 
also keine Bedeutung für uns: denn so 
lange wir da sind, ist der Tod nicht da, 
wenn aber der Tod da ist, dann sind wir 
nicht da.“ 

Zu Epikur wird der Leser mit der 
Überschrift hingelenkt: „Epikur - ein 
Religionsstifter?“ Was für eine däm¬ 
liche Frage. Wenigstens übernimmt 
niemand im Heft den Versuch, sie zu 
beantworten. Aber das ist harmlos 
im Vergleich mit dem, was dem Le¬ 
ser sonst an wirrem Zeug aufgetischt 
wird. Die Titelgeschichte, auch „Dossi¬ 
er“ genannt, lautet: „Sie ist wieder da. 
Die Frage nach der Identität.“ Mit dem 
Begriff Identität sind offensichtlich 
Eigenschaften von Individuen, Gesell¬ 
schaften, Kulturen gemeint. Das Dos¬ 
sier beginnt mit dem Bekenntnis eines 
der Autoren, dass ihm der 9.11.2016 
noch lange in Erinnerung bleiben wer¬ 
de. Warum? Weil ein gewisser D. Trump 
zum US-Präsidenten gewählt worden 
war und der Sohn des Autors, vermut¬ 
lich verunsichert vom Geschwätz sei¬ 
nes Vaters, fragte, ob Trump „böse“ 
sei. Dann geht es rasant weiter über 
Rechtspopulisten, nationale Feindbil¬ 
der, die Schoah, Adornos Unmöglich¬ 
keit, im falschen Leben das richtige zu 
führen, den Poststrukturalismus zur 
„vor allem in den USA seit den 1980er 
Jahren“ angeblich entwickelten „libe¬ 


ralen Identitätspolitik“. „In den westli¬ 
chen Gesellschaften hat das ungeahnte 
Freiheitsräume eröffnet“, erfahren wir. 
Und dennoch reiben wir uns die Äug¬ 
lein. Denn „der Siegeszug des Kultura¬ 
lismus war nach dem Ende des Kalten 
Krieges und seiner ideologischen Welt¬ 
erklärungssysteme nicht aufzuhalten.“ 
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Im Dossier folgen ein sinnloses 
Gespräch in einer Berliner Altbau¬ 
wohnung, in der, wie wir einleitend er¬ 
fahren, Hitler schon einmal auf dem 
Klo gewesen sein soll, über die Frage 
„Was wäre deutsch?“. Davor die Be¬ 
schreibung des Besuchs der israelisch¬ 
französischen Soziologin Eva Illouz in 
Sarcelles, einem nördlichen Vorort von 
Paris, wo sie in den 70er Jahren als Ju¬ 
gendliche gelebt hat. Die Geschichte 
dreht sich nur um das Verhältnis der Ju¬ 
den und Moslems in dieser Gemeinde. 
Illouz spricht mit einem Rabbi und ei¬ 
nem Imam. Erwähnt wird der Aufstand 
von 2014 in Sarcelles, der sich anlässlich 
der Bombardierung des Gazastreifens 
auch gegen Geschäfte jüdischer Eigen¬ 
tümer richtete. Nicht erwähnt wird, wie 
die Bewohner der Gemeinde mehre¬ 
re Jahrzehnte lang miserabel behan¬ 
delt worden sind. Nicht erwähnt wird 
auch, dass der frühere Innenminister 
der Regierung Chirac, ein gewisser 


Nicolas Sarkozy, der Polizei anlässlich 
eines Aufstandes der Jugendlichen 
empfohlen hat, sie mit dem „Kärcher“ 
wegzuputzen. Eva Illouz ist eine kluge 
Soziologin. Sie kennt die sozialen Zu¬ 
sammenhänge. Ihr Buch „Warum Lie¬ 
be weh tut“ erklärt sehr gut die materi¬ 
ellen Gründe für schlechte Ausgangsla¬ 
ge der Frauen im Zusammenleben der 
Geschlechter. Aber nach materiellen, 
sozialen Bedingungen der Menschen in 
Sarcelles wird sie nicht gefragt. 

Der Beitrag ist wie eine Reihe an¬ 
derer aus dem Französischen übersetzt. 
Dort gibt es „Philosophie“ in Magazin¬ 
form schon seit 2006. Die deutsche Ver¬ 
sion wurde 2011 gegründet. Gründer 
beider Heftchen ist ein gewisser Fab- 
rice Gerschel. Der Herr war auf einer 
Business School, danach Investment¬ 
banker und steckt anscheinend noch 
heute voller Geschäftsideen. Da gibt 
es die ISSUU, eine Organisation, die es 
der Kundschaft ermöglicht, „Millionen 
von Magazinen kostenlos zu lesen“. Auf 
der anderen Seite bietet sie den jungen 
Kreativen an, zu jedem beliebigen The¬ 
ma ein fesches und nett gestaltetes Ma¬ 
gazin zu produzieren. „Philosophie“ hat 
Pate gestanden. 

So richtig gut läuft das deutsche Phi¬ 
losophiemagazin offensichtlich noch 
nicht. Neben Eigenanzeigen für das 
Heft sind es ein paar Verlage, die Bü¬ 
cher mit philosophischen Texten an¬ 
noncieren. Dazu kommt eine Seite der 
„Bundeszentrale für Politische Bil¬ 
dung“, die ihr Heft zum Thema „Po¬ 
pulismus“ mit dem unvermeidlichen 
Trump anpreist. Und auf der Rücksei¬ 
te wirbt die LMU (Ludwig-Maximi- 
lian-Universität) München für einen 
Studiengang „Master of Arts in Phi¬ 
losophie, Politik, Wirtschaft“ mit dem 
Slogan „Denken Sie sich weiter!“ Die 
LMU ist nicht umsonst Exzellenz-Uni 
geworden. Dort hat man wie die Ma¬ 
gazinmacher verstanden, dass Wind¬ 
machen für die Mittelbeschaffung weit 
wichtiger ist als jede Philosophie. 

Lucas Zeise 










